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Thüringer Gesetz
zu dem Sechsten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 19. Juni 2002

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Dem am 20. und 21. Dezember 2001 unterzeichneten Sechsten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag zwischen dem Land Baden-
Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem Land
Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und
Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-
Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-
Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Frei-

staat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-
Holstein und dem Freistaat Thüringen wird zugestimmt. Der
Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Abs. 2
in Kraft tritt, wird von der Präsidentin des Landtags im Gesetz-
und Verordnungsblatt für den Freistaat Thüringen bekannt ge-
macht.

Erfurt, den 19. Juni 2002
Die Präsidentin des Landtags

Lieberknecht

Sechster Staatsvertrag
zur Änderung des Rundfunkstaatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

und des Mediendienste-Staatsvertrages
(Sechster Rundfunkänderungsstaatsvertrag)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie 2000/31/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000
über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informati-
onsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsver-
kehrs im Binnenmarkt und unter Beachtung der Notifizierungs-
pflicht gemäß der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juli 1998 zur Änderung der Richt-
linie 98/34/EG über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet
der Normen und technischen Vorschriften nachstehenden Staats-
vertrag:
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Artikel 1
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Fünften Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom
6. Juli bis 7. August 2000, wird wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Überschrift von § 52a wie
folgt gefasst:

"§ 52a Digitalisierung des Rundfunks".

2. In § 25 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte "bei terrestrischer
Verbreitung" gestrichen.

3. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte "einer geringfügigen
Unterschreitung des Zuschaueranteils" ersetzt durch
die Worte "Erreichen eines Zuschaueranteils von 25
vom Hundert".

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

"Bei der Berechnung des nach Satz 2 maßgeblichen
Zuschaueranteils kommen vom tatsächlichen Zu-
schaueranteil zwei Prozentpunkte in Abzug, wenn in
dem dem Unternehmen zurechenbaren Vollprogramm
mit dem höchsten Zuschaueranteil Fensterprogram-
me gemäß § 25 Abs. 4 in angemessenem, mindestens
im bisherigen Umfang aufgenommen sind; bei gleich-
zeitiger Aufnahme von Sendezeit für Dritte nach
Maßgabe des Absatzes 5 kommen vom tatsächlichen
Zuschaueranteil weitere drei Prozentpunkte in Ab-
zug."

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) Es wird folgender Satz 2 eingefügt:

"Erreicht ein Unternehmen mit ihm zurechenbaren
Programmen im Durchschnitt eines Jahres einen
Zuschaueranteil von 20 vom Hundert, ohne dass ei-
nes der Vollprogramme oder Spartenprogramme mit
Schwerpunkt Information einen Zuschaueranteil von
zehn vom Hundert erreicht, trifft die Verpflichtung
nach Satz 1 den Veranstalter des dem Unternehmen
zurechenbaren Programms mit dem höchsten Zu-
schaueranteil."

bb) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die Sätze 3
und 4.

4. In § 27 Abs. 2 Satz 1 2. Halbsatz werden die Worte "auf-
grund einer Ausschreibung" gestrichen.

5. § 52a wird wie folgt gefasst:

"§ 52a
Digitalisierung des Rundfunks

(1) Bei der erstmaligen Zuweisung digitaler terrestrischer
Übertragungskapazitäten im Fernsehen nach Landesrecht sind

die Fernsehveranstalter mit denjenigen Programmen vorran-
gig zu berücksichtigen, die in dem jeweils betroffenen Ver-
breitungsgebiet analog verbreitet werden. Die technischen
Übertragungskapazitäten für diese Programme müssen im
Verhältnis zu den übrigen Übertragungskapazitäten gleich-
wertig sein.

(2) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio können
ihrer Verpflichtung zur Versorgung der Bevölkerung mit
Rundfunk durch Nutzung aller Übertragungswege nachkom-
men. Sie sind berechtigt, zu angemessenen Bedingungen die
analoge terrestrische Versorgung schrittweise einzustellen,
um Zug um Zug den Ausbau und die Zuweisung digitaler
terrestrischer Übertragungskapazitäten zu ermöglichen."

6. § 53a wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Datum "31. Dezember 2002" durch
das Datum "31. Dezember 2005" ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Datum "1. Januar 2003" durch das
Datum "1. Januar 2006" ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August bis
11. September 1996, zuletzt geändert durch den Fünften Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 6. Juli bis 7. August 2000, wird
wie folgt geändert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach § 5 folgender § 5a einge-
fügt:

"§ 5a Information der Landesparlamente".

2. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:

"§ 5a
Information der Landesparlamente

(1) Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio erstatten
jeweils zeitnah nach Vorliegen des Berichts der KEF nach
§ 3 Abs. 5 allen Landesparlamenten einen schriftlichen Be-
richt zur Information über ihre wirtschaftliche und finanziel-
le Lage.

(2) Der Bericht der in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten erfasst die Gemeinschaftsprogram-
me nach § 1 des ARD-Staatsvertrages und nach § 19 des
Rundfunkstaatsvertrages sowie gemeinsame Aktivitäten.
Landesrechtliche Berichtspflichten der Landesrundfunkan-
stalten gegenüber dem jeweiligen Landesparlament bleiben
unberührt.

(3) Die Berichte über die wirtschaftliche und finanzielle Lage
nach den Absätzen 1 und 2 Satz 1 enthalten insbesondere
auch eine Darstellung der Geschäftsfelder von Tochter- und
Beteiligungsgesellschaften, einschließlich von Eckdaten die-
ser Gesellschaften, sofern sie publizitätspflichtig sind, so-
wie der strukturellen Veränderungen und Entwicklungsper-
spektiven von ARD, ZDF und Deutschlandradio. Die Be-
richterstattung erstreckt sich jeweils auf einen Zeitraum von
vier Jahren.
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(4) Vertreter der in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF und des Deutschlandradios
stehen jeweils dem Landesparlament für Anhörungen zu den
Berichten nach Absatz 1 zur Verfügung."

Artikel 3
Änderung des Mediendienste-Staatsvertrages

Der Mediendienste-Staatsvertrag vom 20. Januar bis 12. Februar
1997, zuletzt geändert durch den Fünften Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 6. Juli bis 7. August 2000, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Vor dem II. Abschnitt wird folgender § 5 eingefügt:

"§ 5  Herkunftslandprinzip".

b) Der bisherige § 5 wird gestrichen.

c) In der Überschrift zum II. Abschnitt wird das Wort "An-
bieter" durch das Wort "Diensteanbieter" ersetzt.

d) Im II. Abschnitt werden folgende §§ 6 bis 9 eingefügt:

"§ 6Allgemeine Grundsätze der Verantwortlichkeit

§ 7 Durchleitung von Informationen

§ 8 Zwischenspeicherung zur beschleunigten Übermitt-
lung von Informationen

§ 9 Speicherung von Informationen".

e) Der bisherige § 6 wird § 10 und wie folgt gefasst:

"§ 10  Informationspflichten".

f) Die bisherigen §§ 7 bis 11 werden die §§ 11 bis 15.

g) Die bisherigen §§ 12 bis 15 werden die §§ 16 bis 19 und
wie folgt gefasst:

"§ 16  Geltungsbereich

§ 17  Grundsätze

§ 18  Pflichten des Diensteanbieters

§ 19  Bestands-, Nutzungs- und Abrechnungsdaten".

h) Die bisherigen §§ 16 bis 21 werden die §§ 20 bis 25 und
§ 20 wird wie folgt gefasst:

"§ 20  Auskunftsrechte des Nutzers".

i) Der bisherige § 22 wird § 26 und wie folgt gefasst:

"§ 26 Notifizierung".

j) Der bisherige § 23 wird § 27.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

"Ferner bleiben die Bestimmungen des Teledienste-
gesetzes in der in einem Bundesgesetz erstmalig beschlos-
senen Fassung, die Bestimmungen des Telekommunika-
tionsgesetzes sowie der Bereich der Besteuerung unbe-
rührt."

b) Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

"(3) Dieser Staatsvertrag schafft weder Regelungen im
Bereich des internationalen Privatrechts noch befasst er
sich mit der Zuständigkeit der Gerichte."

3. § 3 wird wie folgt gefasst:

"§ 3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Staatsvertrages bezeichnet der Ausdruck
1. 'Diensteanbieter' jede natürliche oder juristische Person,

die eigene oder fremde Mediendienste zur Nutzung be-
reithält oder den Zugang zur Nutzung vermittelt,

2. 'Nutzer' jede natürliche oder juristische Person, die zu
beruflichen oder sonstigen Zwecken Mediendienste in
Anspruch nimmt, insbesondere um Informationen zu er-
langen oder zugänglich zu machen,

3. 'Verteildienst' einen Mediendienst, der im Wege einer
Übertragung von Daten ohne individuelle Anforderung
gleichzeitig für eine unbegrenzte Zahl von Nutzern er-
bracht wird,

4. 'Abrufdienst' einen Mediendienst, der im Wege einer
Übertragung von Daten auf Anforderung eines einzel-
nen Nutzers erbracht wird,

5. 'kommerzielle Kommunikation' jede Form der Kommu-
nikation, die der unmittelbaren oder mittelbaren Förde-
rung des Absatzes von Waren, Dienstleistungen oder des
Erscheinungsbilds eines Unternehmens, einer sonstigen
Organisation oder einer natürlichen Person dient, die eine
Tätigkeit im Handel, Gewerbe oder Handwerk oder ei-
nen freien Beruf ausübt; die folgenden Angaben stellen
als solche keine Form der kommerziellen Kommunika-
tion dar:
a) Angaben, die direkten Zugang zur Tätigkeit des Un-

ternehmens oder der Organisation oder Person er-
möglichen, wie insbesondere ein Domain-Name oder
eine Adresse der elektronischen Post und

b) Angaben in Bezug auf Waren und Dienstleistungen
oder das Erscheinungsbild eines Unternehmens, ei-
ner Organisation oder Person, die unabhängig und
insbesondere ohne finanzielle Gegenleistung gemacht
werden,

6. 'niedergelassener Diensteanbieter' Anbieter, die mittels
einer festen Einrichtung auf unbestimmte Zeit Medien-
dienste geschäftsmäßig anbieten oder erbringen; der
Standort der technischen Einrichtung allein begründet
keine Niederlassung des Anbieters.

Einer juristischen Person steht eine Personengesellschaft
gleich, die mit der Fähigkeit ausgestattet ist, Rechte zu er-
werben und Verbindlichkeiten einzugehen."
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4. Vor dem II. Abschnitt wird folgender neuer § 5 eingefügt:

"§ 5
Herkunftslandprinzip

(1) In der Bundesrepublik Deutschland niedergelassene Diens-
teanbieter und ihre Mediendienste unterliegen den Anforde-
rungen des deutschen Rechts auch dann, wenn die Medien-
dienste in einem anderen Staat innerhalb des Geltungsbe-
reichs der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte recht-
liche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, ins-
besondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnen-
markt (ABl. EG Nr. L 178 S. 1) geschäftsmäßig angeboten
oder erbracht werden.

(2) Der freie Dienstleistungsverkehr von Mediendiensten, die
in der Bundesrepublik Deutschland von Diensteanbietern
geschäftsmäßig angeboten oder erbracht werden, die in ei-
nem anderen Staat innerhalb des Geltungsbereichs der Richt-
linie 2000/31/EG niedergelassen sind, wird nicht einge-
schränkt. Absatz 5 bleibt unberührt.

(3) Von den Absätzen 1 und 2 bleiben unberührt
1. die Freiheit der Rechtswahl,
2. die Vorschriften für vertragliche Schuldverhältnisse in

Bezug auf Verbraucherverträge, die im Rahmen von
Mediendiensten geschlossen werden,

3. gesetzliche Vorschriften über die Form des Erwerbs von
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten sowie
der Begründung, Übertragung, Änderung oder Aufhe-
bung von dinglichen Rechten an Grundstücken und
grundstücksgleichen Rechten.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für
1. die Tätigkeit von Notaren sowie von Angehörigen ande-

rer Berufe, soweit diese ebenfalls hoheitlich tätig sind,
2. die Vertretung von Mandanten und die Wahrnehmung

ihrer Interessen vor Gericht,
3. die Zulässigkeit nicht angeforderter kommerzieller Kom-

munikationen durch elektronische Post,
4. Gewinnspiele mit einem einen Geldwert darstellenden

Einsatz bei Glücksspielen, einschließlich Lotterien und
Wetten,

5. die Anforderungen an Verteildienste,
6. das Urheberrecht, verwandte Schutzrechte, Rechte im

Sinne der Richtlinie 87/54/EWG des Rates vom 16. De-
zember 1986 über den Rechtsschutz der Topographien
von Halbleitererzeugnissen (ABl. EG Nr. L 24 S. 36) und
der Richtlinie 96/9/EG des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 11. März 1996 über den rechtlichen Schutz
von Datenbanken (ABl. EG Nr. L 77 S. 20) sowie für
gewerbliche Schutzrechte,

7. die Ausgabe elektronischen Geldes durch Institute, die
gemäß Artikel 8 Abs.1 der Richtlinie 2000/46/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Sep-
tember 2000 über die Aufnahme, Ausübung und Beauf-
sichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten (ABl. EG
Nr. L 275 S. 39) von der Anwendung einiger oder aller
Vorschriften dieser Richtlinie und von der Anwendung
der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 20. März 2000 über die Aufnahme
und Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute (ABl. EG
Nr. L 126 S. 1) freigestellt sind,

8. Vereinbarungen oder Verhaltensweisen, die dem Kartell-
recht unterliegen,

9. die von den §§ 12, 13a bis 13c, 55a, 83, 110a bis d, 111b
und 111c des Versicherungsaufsichtsgesetzes und der
Verordnung über die Berichterstattung von Versiche-
rungsunternehmen gegenüber dem Bundesaufsichtsamt
für das Versicherungswesen erfassten Bereiche, die Re-
gelungen über das auf Versicherungsverträge anwend-
bare Recht sowie für Pflichtversicherungen und

10. das für den Schutz personenbezogener Daten geltende
Recht.

(5) Das Angebot und die Erbringung eines Mediendienstes
durch einen Diensteanbieter, der in einem anderen Staat im
Geltungsbereich der Richtlinie 2000/31/EG niedergelassen
ist, unterliegen abweichend von Absatz 2 den Einschränkun-
gen des innerstaatlichen Rechts, soweit dieses dem Schutz
1. der öffentlichen Ordnung, insbesondere im Hinblick auf

die Verhütung, Ermittlung, Aufklärung, Verfolgung und
Vollstreckung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten,
einschließlich des Jugendschutzes und der Bekämpfung
der Hetze aus Gründen der Rasse, des Geschlechts, des
Glaubens oder der Nationalität sowie von Verletzungen
der Menschenwürde einzelner Personen,

2. der öffentlichen Sicherheit, insbesondere der Wahrung
nationaler Sicherheits- und Verteidigungsinteressen,

3. der öffentlichen Gesundheit,
4. der Interessen der Verbraucher, einschließlich des Schut-

zes von Anlegern,
vor Beeinträchtigungen oder ernsthaften und schwerwiegen-
den Gefahren dient, und die auf der Grundlage des inner-
staatlichen Rechts in Betracht kommenden Maßnahmen in
einem angemessenen Verhältnis zu diesen Schutzzielen ste-
hen. Für das Verfahren zur Einleitung von Maßnahmen nach
Satz 1 - mit Ausnahme von gerichtlichen Verfahren ein-
schließlich etwaiger Vorverfahren und der Verfolgung von
Straftaten einschließlich der Strafvollstreckung und von Ord-
nungswidrigkeiten - sieht Artikel 3 Abs. 4 und 5 der Richtli-
nie 2000/31/EG Konsultations- und Informationspflichten
vor."

5. Der bisherige § 5 wird gestrichen.

6. Im II. Abschnitt wird in der Überschrift das Wort "Anbieter"
durch das Wort "Diensteanbieter" ersetzt und es werden fol-
gende neue §§ 6 bis 9 eingefügt:

"§ 6
Allgemeine Grundsätze der Verantwortlichkeit

(1) Diensteanbieter sind für eigene Informationen, die sie zur
Nutzung bereit halten, nach diesem Staatsvertrag oder den
allgemeinen Gesetzen verantwortlich.

(2) Diensteanbieter im Sinne der §§ 7 bis 9 sind nicht ver-
pflichtet, die von ihnen übermittelten oder gespeicherten In-
formationen zu überwachen oder nach Umständen zu for-
schen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Ver-
pflichtungen zur Entfernung oder Sperrung der Nutzung von
Informationen nach diesem Staatsvertrag oder den allgemei-
nen Gesetzen bleiben auch im Falle der Nichtverantwortlich-
keit des Diensteanbieters nach den §§ 7 bis 9 unberührt. Das
Fernmeldegeheimnis nach § 85 des Telekommunikationsge-
setzes ist zu wahren.
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§ 7
Durchleitung von Informationen

(1) Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie in
einem Kommunikationsnetz übermitteln oder zu denen sie
den Zugang zur Nutzung vermitteln, nicht verantwortlich,
sofern sie
1. die Übermittlung nicht veranlasst,
2. den Adressaten der übermittelten Informationen nicht

ausgewählt und
3. die übermittelten Informationen nicht ausgewählt oder

verändert haben.
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Diensteanbieter
absichtlich mit einem der Nutzer seines Dienstes zusammen-
arbeitet, um rechtswidrige Handlungen zu begehen.

(2) Die Übermittlung von Informationen nach Absatz 1 und
die Vermittlung des Zugangs zu ihnen umfasst auch die au-
tomatische kurzzeitige Zwischenspeicherung dieser Informa-
tionen, soweit dies nur zur Durchführung der Übermittlung
im Kommunikationsnetz geschieht und die Informationen
nicht länger gespeichert werden, als für die Übermittlung
üblicherweise erforderlich ist.

§ 8
Zwischenspeicherung zur beschleunigten Übermittlung

von Informationen

Diensteanbieter sind für eine automatische, zeitlich begrenz-
te Zwischenspeicherung, die allein dem Zweck dient, die
Übermittlung der fremden Information an andere Nutzer auf
deren Anfrage effizienter zu gestalten, nicht verantwortlich,
sofern sie
1. die Informationen nicht verändern,
2. die Bedingungen für den Zugang zu den Informationen

beachten,
3. die Regeln für die Aktualisierung der Information, die in

weithin anerkannten und verwendeten Industriestandards
festgelegt sind, beachten,

4. die erlaubte Anwendung von Technologien zur Samm-
lung von Daten über die Nutzung der Information, die in
weithin anerkannten und verwendeten Industriestandards
festgelegt sind, nicht beeinträchtigen und

5. unverzüglich handeln, um im Sinne dieser Vorschrift
gespeicherte Informationen zu entfernen oder den Zu-
gang zu ihnen zu sperren, sobald sie Kenntnis davon er-
halten haben, dass die Informationen am ursprünglichen
Ausgangsort der Übertragung aus dem Netz entfernt
wurden oder der Zugang zu ihnen gesperrt wurde oder
ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde die Entfernung
oder Sperrung angeordnet hat.

§ 7 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 9
Speicherung von Informationen

Diensteanbieter sind für fremde Informationen, die sie für
einen Nutzer speichern, nicht verantwortlich, sofern
1. sie keine Kenntnis von der rechtswidrigen Handlung oder

der Information haben und ihnen im Falle von Schadens-
ersatzansprüchen auch keine Tatsachen oder Umstände
bekannt sind, aus denen die rechtswidrige Handlung oder
die Information offensichtlich wird, oder

2. sie unverzüglich tätig geworden sind, um diese Informa-
tion zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sperren, so-
bald sie diese Kenntnis erlangt haben.

Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diens-
teanbieter untersteht oder von ihm beaufsichtigt wird."

7. Der bisherige § 6 wird § 10 und wie folgt neu gefasst:

"§ 10
Informationspflichten

(1) Diensteanbieter haben für Mediendienste folgende Infor-
mationen leicht erkennbar, unmittelbar erreichbar und stän-
dig verfügbar zu halten:
1. Namen und Anschrift sowie
2. bei juristischen Personen auch Namen und Anschrift des

Vertretungsberechtigten.

(2) Diensteanbieter haben für geschäftsmäßige Mediendiens-
te mindestens folgende Informationen leicht erkennbar, un-
mittelbar erreichbar und ständig verfügbar zu halten:
1. den Namen und die Anschrift, unter der sie niedergelas-

sen sind, bei juristischen Personen zusätzlich den Vertre-
tungsberechtigten,

2. Angaben, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnah-
me und unmittelbare Kommunikation mit ihnen ermög-
lichen, einschließlich der Adresse der elektronischen Post,

3. soweit der Mediendienst im Rahmen einer Tätigkeit an-
geboten oder erbracht wird, die der behördlichen Zulas-
sung bedarf, Angaben zur zuständigen Aufsichtsbehör-
de,

4. das Handelsregister, Vereinsregister, Partnerschaftsregis-
ter oder Genossenschaftsregister, in das sie eingetragen
sind, und die entsprechende Registernummer,

5. soweit der Mediendienst in Ausübung eines Berufs im
Sinne von Artikel 1 Buchst. d der Richtlinie 89/48/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine allgemeine
Regelung zur Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbildung abschlie-
ßen (ABl. EG Nr. L 19 S. 16), oder im Sinne von Arti-
kel 1 Buchst. f der Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom
18. Juni 1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur
Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise in Er-
gänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABl. EG Nr. L 209
S. 25), die zuletzt durch die Richtlinie 97/38/EG der
Kommission vom 20. Juni 1997 (ABl. EG Nr. L 184 S.
31) geändert worden ist, angeboten oder erbracht wird,
Angaben über
a) die Kammer, welcher die Diensteanbieter angehören,
b) die gesetzliche Berufsbezeichnung und den Staat, in

dem die Berufsbezeichnung verliehen worden ist,
c) die Bezeichnung der berufsrechtlichen Regelungen

und dazu, wie diese zugänglich sind,
6. in Fällen, in denen sie eine Umsatzsteueridentifikations-

nummer nach § 27a des Umsatzsteuergesetzes besitzen,
die Angabe dieser Nummer.

Weiter gehende Informationspflichten insbesondere nach dem
Fernabsatzgesetz, dem Fernunterrichtsschutzgesetz, dem
Teilzeit-Wohnrechtegesetz oder dem Preisangaben- und Preis-
klauselgesetz und der Preisangabenverordnung, dem Versi-
cherungsaufsichtsgesetz sowie nach handelsrechtlichen Be-
stimmungen bleiben unberührt.
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(3) Diensteanbieter von journalistisch-redaktionell gestalte-
ten Angeboten, in denen vollständig oder teilweise Inhalte
periodischer Druckerzeugnisse in Text oder Bild wiederge-
geben oder in periodischer Folge Texte verbreitet werden,
müssen zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 1 und unbe-
schadet des Absatzes 2 einen Verantwortlichen mit Angabe
des Namens und der Anschrift benennen. Werden mehrere
Verantwortliche benannt, so ist kenntlich zu machen, für
welchen Teil des Mediendienstes der jeweils Benannte ver-
antwortlich ist. Als Verantwortlicher kann nur benannt wer-
den, wer
1. seinen ständigen Aufenthalt im Inland hat,
2. nicht infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Beklei-

dung öffentlicher Ämter verloren hat,
3. voll geschäftsfähig ist und
4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt werden kann.

(4) Diensteanbieter haben bei kommerziellen Kommunika-
tionen, die Bestandteil eines Mediendienstes sind oder die
einen solchen Dienst darstellen, mindestens die nachfolgen-
den Voraussetzungen zu beachten:
1. kommerzielle Kommunikationen müssen klar als solche

zu erkennen sein,
2. die natürliche oder juristische Person oder Personenver-

einigung, in deren Auftrag kommerzielle Kommunika-
tionen erfolgen, muss klar identifizierbar sein,

3. Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachlässe,
Zugaben und Geschenke müssen klar als solche erkenn-
bar sein und die Bedingungen für ihre Inanspruchnahme
müssen leicht zugänglich sein sowie klar und unzwei-
deutig angegeben werden und

4. Preisausschreiben oder Gewinnspiele mit Werbecharak-
ter müssen klar als solche erkennbar und die Teilnahme-
bedingungen leicht zugänglich sein sowie klar und un-
zweideutig angegeben werden.

Die Vorschriften des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb bleiben unberührt."

8. Der bisherige § 7 wird § 11 und Absatz 2 wird wie folgt
geändert:

a) In Satz 1 wird die Verweisung auf "§ 6 Abs. 2" durch die
Verweisung auf "§ 10 Abs. 3" ersetzt.

b) In Satz 2 wird das Wort "Anbieter" durch das Wort "Diens-
teanbieter" ersetzt.

9. Der bisherige § 8 wird § 12 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird das Wort "Anbieter" durch das Wort
"Diensteanbieter" ersetzt.

b) In Absatz 4 wird jeweils das Wort "Anbieter" durch das
Wort "Diensteanbieter" ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2, 3 und 4 wird jeweils das Wort "Anbieter"
durch das Wort "Diensteanbieter" ersetzt.

bb) In Satz 5 wird das Wort "Anbieters" durch das Wort
"Diensteanbieters" ersetzt.

10. Der bisherige § 9 wird § 13.

11. Der bisherige § 10 wird § 14 und wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Anbieter" durch das
Wort "Diensteanbieter" sowie die Verweisung auf "§ 6
Abs. 2" durch die Verweisung auf "§ 10 Abs. 3" ersetzt.

b) In Absatz 2 Nr. 4 wird das Wort "Anbieter" durch das
Wort "Diensteanbieter" ersetzt.

12. Der bisherige § 11 wird § 15 und in Absatz 1 wird das Wort
"Anbieter" durch das Wort "Diensteanbieter" sowie die Ver-
weisung auf "§ 6 Abs. 2" durch die Verweisung auf "§ 10
Abs. 3" ersetzt.

13. Die bisherigen §§ 12 bis 17 werden die §§ 16 bis 21 und wie
folgt gefasst:

"§ 16
Geltungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Abschnittes gelten für den Schutz
personenbezogener Daten der Nutzer von Mediendiensten
bei der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten
durch Diensteanbieter. Sie gelten nicht bei der Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten
1. im Dienst- und Arbeitsverhältnis, soweit die Nutzung der

Mediendienste zu ausschließlich beruflichen oder dienst-
lichen Zwecken erfolgt, oder

2. innerhalb von oder zwischen Unternehmen oder öffent-
lichen Stellen, soweit die Nutzung der Mediendienste zur
ausschließlichen Steuerung von Arbeits- oder Geschäfts-
prozessen erfolgt.

(2) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt
ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften für den Schutz
personenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Da-
ten nicht in Dateien verarbeitet oder genutzt werden.

§ 17
Grundsätze

(1) Personenbezogene Daten dürfen vom Diensteanbieter zur
Durchführung von Mediendiensten nur erhoben, verarbeitet
und genutzt werden, soweit dieser Staatsvertrag oder eine
andere Rechtsvorschrift es erlaubt oder der Nutzer eingewil-
ligt hat.

(2) Der Diensteanbieter darf für die Durchführung von Me-
diendiensten erhobene personenbezogene Daten für andere
Zwecke nur verarbeiten und nutzen, soweit dieser Staatsver-
trag oder eine andere Rechtsvorschrift es erlaubt oder der
Nutzer eingewilligt hat.

(3) Die Einwilligung kann unter den Voraussetzungen von
§ 18 Abs. 2 elektronisch erklärt werden.

(4) Der Diensteanbieter darf die Erbringung von Medien-
diensten nicht von einer Einwilligung des Nutzers in eine
Verarbeitung oder Nutzung seiner Daten für andere Zwecke
abhängig machen, wenn dem Nutzer ein anderer Zugang zu
diesen Mediendiensten nicht oder in nicht zumutbarer Weise
möglich ist.
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§ 18
Pflichten des Diensteanbieters

(1) Der Diensteanbieter hat den Nutzer zu Beginn des Nut-
zungsvorgangs über Art, Umfang und Zwecke der Erhebung,
Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten sowie
über die Verarbeitung seiner Daten in Staaten außerhalb des
Anwendungsbereichs der Richtlinie 95/46/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. EG
Nr. L 281 S. 31) zu unterrichten, sofern eine solche Unter-
richtung nicht bereits erfolgt ist. Bei automatisierten Verfah-
ren, die eine spätere Identifizierung des Nutzers ermöglichen
und eine Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung personenbe-
zogener Daten vorbereiten, ist der Nutzer zu Beginn dieses
Verfahrens zu unterrichten. Der Inhalt der Unterrichtung muss
für den Nutzer jederzeit abrufbar sein.

(2) Bietet der Diensteanbieter dem Nutzer die elektronische
Einwilligung an, so hat er sicherzustellen, dass
1. sie nur durch eine eindeutige und bewusste Handlung

des Nutzers erfolgen kann,
2. die Einwilligung protokolliert wird und
3. der Inhalt der Einwilligung jederzeit vom Nutzer abge-

rufen werden kann.

(3) Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklärung seiner
Einwilligung auf sein Recht auf jederzeitigen Widerruf mit
Wirkung für die Zukunft hinzuweisen. Absatz 1 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) Der Diensteanbieter hat durch technische und organisa-
torische Vorkehrungen sicherzustellen, dass
1. der Nutzer seine Verbindung mit dem Diensteanbieter

jederzeit abbrechen kann,
2. die anfallenden personenbezogenen Daten über den Ab-

lauf des Zugriffs oder der sonstigen Nutzung unmittel-
bar nach deren Beendigung gelöscht oder gesperrt wer-
den können,

3. der Nutzer Mediendienste gegen Kenntnisnahme Dritter
geschützt in Anspruch nehmen kann,

4. die personenbezogenen Daten über die Inanspruchnah-
me verschiedener Mediendienste durch einen Nutzer ge-
trennt verarbeitet werden können,

5. Daten nach § 19 Abs. 3 nur für Abrechnungszwecke und
6. Nutzerprofile nach § 19 Abs. 4 nicht mit Daten über den

Träger des Pseudonyms zusammengeführt werden kön-
nen.

An die Stelle der Löschung nach Nummer 2 tritt eine Sper-
rung, soweit einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige
oder vertragliche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen.

(5) Die Weitervermittlung zu einem anderen Diensteanbieter
ist dem Nutzer anzuzeigen.

(6) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer die Inanspruchnah-
me von Mediendiensten und ihre Bezahlung anonym oder
unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies technisch
möglich und zumutbar ist. Der Nutzer ist über diese Mög-
lichkeit zu informieren.

§ 19
Bestands-, Nutzungs- und Abrechnungsdaten

(1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines
Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, verarbeiten
und nutzen, soweit sie für die Begründung, inhaltliche Aus-
gestaltung oder Änderung eines Vertragsverhältnisses mit ihm
über die Nutzung von Mediendiensten erforderlich sind (Be-
standsdaten). Nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestim-
mungen darf der Diensteanbieter Auskunft an Strafverfol-
gungsbehörden und Gerichte für Zwecke der Strafverfolgung
erteilen.

(2) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines
Nutzers ohne dessen Einwilligung nur erheben, verarbeiten
und nutzen, soweit dies erforderlich ist, um die Inanspruch-
nahme von Mediendiensten zu ermöglichen und abzurech-
nen (Nutzungsdaten). Nutzungsdaten sind insbesondere
a) Merkmale zur Identifikation des Nutzers,
b) Angaben über Beginn und Ende sowie des Umfangs der

jeweiligen Nutzung und
c) Angaben über die vom Nutzer in Anspruch genomme-

nen Mediendienste.

(3) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines Nutzers
über die Inanspruchnahme verschiedener Mediendienste zu-
sammenführen, soweit dies für Abrechnungszwecke mit dem
Nutzer erforderlich ist.

(4) Der Diensteanbieter darf aus Nutzungsdaten für Zwecke
der Werbung, der Marktforschung oder zur bedarfsgerech-
ten Gestaltung der Mediendienste Nutzungsprofile bei Ver-
wendung von Pseudonymen erstellen, sofern der Nutzer dem
nicht widerspricht. Der Diensteanbieter hat den Nutzer auf
sein Widerspruchsrecht im Rahmen der Unterrichtung nach
§ 18 Abs. 1 hinzuweisen. Diese Nutzungsprofile dürfen nicht
mit Daten über den Träger des Pseudonyms zusammenge-
führt werden.

(5) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten über das Ende
des Nutzungsvorgangs hinaus verarbeiten und nutzen, soweit
sie für Zwecke der Abrechnung mit dem Nutzer erforderlich
sind (Abrechnungsdaten). Zur Erfüllung bestehender gesetz-
licher, satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungs-
fristen darf der Diensteanbieter die Daten sperren.

(6) Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbieter oder
Dritte Abrechnungsdaten übermitteln, soweit dies zur Ermitt-
lung des Entgelts und zur Abrechnung mit dem Nutzer erfor-
derlich ist. Hat der Diensteanbieter mit einem Dritten einen
Vertrag über den Einzug des Entgelts geschlossen, so darf er
diesem Dritten Abrechnungsdaten übermitteln, soweit es für
diesen Zweck erforderlich ist. Handelt es sich dabei um Da-
ten, die beim Diensteanbieter auch dem Fernmeldegeheim-
nis unterliegen, ist der Dritte zur Wahrung des Fernmeldege-
heimnisses zu verpflichten. Zum Zwecke der Marktforschung
anderer Diensteanbieter dürfen anonymisierte Nutzungsda-
ten übermittelt werden. Nach Maßgabe der hierfür geltenden
Bestimmungen darf der Diensteanbieter Auskunft an Straf-
verfolgungsbehörden und Gerichte für Zwecke der Strafver-
folgung erteilen.
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(7) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Medien-
diensten darf Anbieter, Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und
Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer in Anspruch ge-
nommener Mediendienste nicht erkennen lassen, es sei denn,
der Nutzer verlangt einen Einzelnachweis.

(8) Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, die für die
Erstellung von Einzelnachweisen über die Inanspruchnah-
me bestimmter Angebote auf Verlangen des Nutzers verar-
beitet werden, höchstens bis zum Ablauf des sechsten Mo-
nats nach Versendung der Rechnung speichern. Werden ge-
gen die Entgeltforderung innerhalb dieser Frist Einwendun-
gen erhoben oder diese trotz Zahlungsaufforderung nicht
beglichen, dürfen die Abrechnungsdaten aufbewahrt werden,
bis die Einwendungen abschließend geklärt sind oder die
Entgeltforderung beglichen ist.

(9) Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende tatsäch-
liche Anhaltspunkte vor, dass seine Dienste von bestimmten
Nutzern in der Absicht in Anspruch genommen werden, das
Entgelt nicht oder nicht vollständig zu entrichten, darf er die
personenbezogenen Daten dieser Nutzer über das Ende des
Nutzungsvorgangs sowie die in Absatz 8 genannte Speicher-
frist hinaus nur verarbeiten und nutzen und an Dritte über-
mitteln, soweit dies zur Durchsetzung seiner Ansprüche ge-
genüber dem Nutzer erforderlich ist. Der Diensteanbieter hat
die Daten unverzüglich zu löschen, wenn die Voraussetzun-
gen nach Satz 1 nicht mehr vorliegen oder die Daten für die
Rechtsverfolgung nicht mehr benötigt werden. Der betroffe-
ne Nutzer ist zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung
des mit der Maßnahme verfolgten Zweckes möglich ist.

§ 20
Auskunftsrechte des Nutzers

(1) Der Diensteanbieter hat dem Nutzer auf Verlangen un-
entgeltlich und unverzüglich Auskunft über die zu seiner
Person oder zu seinem Pseudonym gespeicherten Daten zu
erteilen. Die Auskunft kann auf Verlangen des Nutzers auch
elektronisch erteilt werden.

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verwendung per-
sonenbezogener Daten zur Verbreitung von Gegendarstellun-
gen des Betroffenen oder zu Verpflichtungserklärungen, Ver-
fügungen oder Urteilen über die Unterlassung der Verbrei-
tung oder über den Widerruf des Inhalts der Daten, sind die-
se Gegendarstellungen, Unterlassungserklärungen oder Wi-
derrufe zu den gespeicherten Daten zu nehmen und dort für
dieselbe Zeitdauer aufzubewahren wie die Daten selbst so-
wie bei einer Übermittlung der Daten gemeinsam mit diesen
zu übermitteln.

(3) Werden über Angebote personenbezogene Daten von ei-
nem Diensteanbieter ausschließlich zu eigenen journalistisch-
redaktionellen Zwecken verarbeitet und wird der Nutzer da-
durch in seinen schutzwürdigen Interessen beeinträchtigt,
kann er Auskunft über die zugrunde liegenden, zu seiner Per-
son gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann nach
Abwägung der schutzwürdigen Interessen der Beteiligten
verweigert werden, soweit durch die Mitteilung die journalis-
tische Aufgabe des Diensteanbieters durch Ausforschung des
Informationsbestandes beeinträchtigt würde oder aus den
Daten

1. auf Personen, die bei der Vorbereitung, Herstellung oder
Verbreitung mitgewirkt haben, oder

2. auf die Person des Einsenders oder des Gewährsträgers
von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den re-
daktionellen Teil geschlossen werden kann. Der Nutzer
kann die Berichtigung unrichtiger Daten oder die Hinzu-
fügung einer eigenen Darstellung von angemessenem
Umfang verlangen. Für die Aufbewahrung und Übermitt-
lung gilt Absatz 2 entsprechend.

§ 21
Datenschutz-Audit

Zur Verbesserung von Datenschutz und Datensicherheit kön-
nen Diensteanbieter ihr Datenschutzkonzept sowie ihre tech-
nischen Einrichtungen durch unabhängige und zugelassene
Gutachter prüfen und bewerten sowie das Ergebnis der Prü-
fung veröffentlichen lassen. Die näheren Anforderungen an
die Prüfung und Bewertung, das Verfahren sowie die Aus-
wahl und Zulassung der Gutachter werden durch besonderes
Gesetz geregelt."

14. Der bisherige § 18 wird § 22 und wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf "§ 8 und § 9 Abs. 1"
durch die Verweisung auf "§ 12 und § 13 Abs. 1"
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung auf "§§ 12 bis 16"
durch die Verweisung auf "§§ 16 bis 20" ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung auf "§ 6 Abs. 2, § 7
Abs. 2 und 3, §§ 10, 12 bis 16" durch die Verwei-
sung auf "§ 10 Abs. 3, § 11 Abs. 2 und 3, §§ 14, 16
bis 20" und das Wort "Anbieter" durch das Wort
"Diensteanbieter" ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort "Anbieter" durch das Wort
"Diensteanbieter" ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

"(3) Erweisen sich Maßnahmen gegenüber dem Verant-
wortlichen nach § 6 Abs. 1 als nicht durchführbar oder
nicht erfolgversprechend, können Maßnahmen zur Sper-
rung von Angeboten nach Absatz 2 auch gegen den Diens-
teanbieter von fremden Inhalten nach den §§ 7 bis 9 ge-
richtet werden, sofern eine Sperrung technisch möglich
und zumutbar ist. § 6 Abs. 2 Satz 2 bleibt unberührt."

d) In Absatz 5 wird das Wort "Anbieter" durch das Wort
"Diensteanbieter" ersetzt.

e) In Absatz 6 Satz 2 und 3 wird jeweils das Wort "Anbie-
ter" durch das Wort "Diensteanbieter" ersetzt.

15. Der bisherige § 19 wird § 23.



Nr. 7 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 27. Juni 2002 245

16. Der bisherige § 20 wird § 24 und wie folgt gefasst:

"§ 24
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig,
1. entgegen § 10 Abs. 1 den Namen oder die Anschrift und

bei juristischen Personen den Namen oder die Anschrift
des Vertretungsberechtigten nicht oder nicht richtig an-
gibt,

2. entgegen § 10 Abs. 2 eine Information nicht, nicht rich-
tig oder nicht vollständig verfügbar hält,

3. entgegen § 10 Abs. 3 als Diensteanbieter von journalis-
tisch-redaktionell gestalteten Angeboten einen Verant-
wortlichen nicht oder nicht richtig angibt,

4. entgegen § 12 Abs. 1 Nr. 1 Mediendienste anbietet, so-
fern diese Handlung nicht bereits durch das Strafgesetz-
buch mit Strafe bedroht ist,

5. entgegen § 12 Abs. 1 Nr. 2 Mediendienste anbietet, die
wegen Kriegsverherrlichung unzulässig sind,

6. entgegen § 12 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 Mediendienste anbie-
tet, die unzulässig sind, weil sie Menschen, die sterben
oder schweren körperlichen oder seelischen Leiden aus-
gesetzt sind oder waren, in einer die Menschenwürde
verletzenden Weise darstellen und ein tatsächliches Ge-
schehen wiedergeben, ohne dass ein überwiegendes be-
rechtigtes Interesse gerade an dieser Form der Berichter-
stattung vorliegt oder in sonstiger Weise die Menschen-
würde verletzen,

7. Mediendienste nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, die geeignet
sind, das körperliche, geistige oder seelische Wohl von
Kindern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen, entgegen
§ 12 Abs. 2 verbreitet, ohne aufgrund der Sendezeit oder
auf andere Weise Vorsorge getroffen zu haben, dass Kin-
der oder Jugendliche die Sendungen üblicherweise nicht
wahrnehmen,

8. Mediendienste nach § 2 Abs. 2 Nr. 4, die geeignet sind,
das körperliche, geistige oder seelische Wohl von Kin-
dern oder Jugendlichen zu beeinträchtigen, entgegen § 12
Abs. 4 verbreitet, ohne Vorkehrungen getroffen zu ha-
ben, die dem Nutzer die Sperrung dieser Angebote er-
möglichen,

9. entgegen § 12 Abs. 5 einen Jugendschutzbeauftragten
nicht bestellt oder eine Organisation der freiwilligen
Selbstkontrolle zur Wahrnehmung dieser Aufgaben nicht
verpflichtet,

10. entgegen § 17 Abs. 4 die Erbringung von Mediendiens-
ten von einer Einwilligung des Nutzers in eine Verarbei-
tung oder Nutzung seiner Daten für andere Zwecke ab-
hängig macht,

11. entgegen § 18 Abs. 1 Sätze 1 oder 2 oder § 19 Abs. 4
Satz 2 den Nutzer nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

12. entgegen § 18 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 bis 5 einer dort
genannten Pflicht zur Sicherstellung nicht oder nicht rich-
tig nachkommt,

13. entgegen § 19 personenbezogene Daten erhebt, verarbei-
tet, nutzt oder nicht oder nicht rechtzeitig löscht,

14. entgegen § 19 Abs. 4 Satz 3 ein Nutzungsprofil mit Da-
ten über den Träger des Pseudonyms zusammenführt,

15. entgegen einer Anordnung durch die zuständige Auf-
sichtsbehörde nach § 22 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 ein
Angebot nicht sperrt,

16. entgegen § 22 Abs. 6 Satz 3 Angebote gegen den Abruf
durch die zuständige Aufsichtsbehörde sperrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
zweihundertfünfzigtausend Euro, in den Fällen des Absatzes
1 Nr. 1 bis 3 und 10 bis 14 mit einer Geldbuße bis zu fünfzig-
tausend Euro, geahndet werden."

17. Der bisherige § 20a wird § 24a und in Satz 1 wird die Ver-
weisung auf "§ 8 Abs. 1 Nr. 3" durch die Verweisung auf
"§ 12 Abs. 1 Nr. 3" ersetzt.

18. Die bisherigen §§ 21 bis 23 werden die neuen §§ 25 bis 27.

Artikel 4
Übergangsbestimmung, Kündigung, In-Kraft-Treten,

Neubekanntmachung

(1) Für die Kündigung der in den Artikeln 1 bis 3 geänderten
Staatsverträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvorschrif-
ten maßgebend.

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2002 in Kraft. Sind bis
zum 30. Juni 2002 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staats-
oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkon-
ferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos.

(3) Die Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Minis-
terpräsidentenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der
Ratifikationsurkunden mit.

(4) Die Staats- und Senatskanzleien der Länder werden ermäch-
tigt, den Wortlaut des Rundfunkstaatsvertrages, des Rundfunkfi-
nanzierungsstaatsvertrages und des Mediendienste-Staatsvertra-
ges in der Fassung, die sich aus den Artikeln 1 bis 3 ergibt, mit
neuem Datum bekannt zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Erwin Teufel

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. Edmund Stoiber

Für das Land Berlin:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. h.c. Manfred Stolpe

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. Henning Scherf
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Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Ole von Beust

Für das Land Hessen:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Roland Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. Harald Ringstorff

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Sigmar Gabriel

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Düsseldorf, den 21. Dezember 2001

Wolfgang Clement

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Kurt Beck

Für das Saarland:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. Reinhard Höppner

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Heide Simonis

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 20. Dezember 2001

Dr. Bernhard Vogel

Thüringer Gesetz
zur Bildung der Gemeinde Uhlstädt-Kirchhasel

Vom 21. Juni 2002

Inhaltsübersicht

§ 1 Gebiets- und Bestandsänderung
§ 2 Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft "Uhlstädt"
§ 3 Gemeinden Großkochberg, Heilingen
§ 4 Wahlen und Fortführung der Geschäfte
§ 5 Ortsrecht
§ 6 Wohnsitz
§ 7 Freistellung von Kosten
§ 8 Gleichstellungsbestimmung
§ 9 Aufhebung der erfüllenden Gemeinde nach § 20 des Thü-

ringer Gemeindeneugliederungsgesetzes
§10 In-Kraft-Treten

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Gebiets- und Bestandsänderung

(1) Die Gemeinden Beutelsdorf, Dorndorf, Engerda, Niederkros-
sen, Rödelwitz, Schloßkulm, Schmieden, Teichweiden, Uhlstädt,
Zeutsch sowie die Gemeinde Kirchhasel werden aufgelöst. Aus
dem Gebiet der aufgelösten Gemeinden wird eine neue Gemeinde
gebildet. Diese ist Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Gemein-
den.

(2) Die neue Gemeinde führt den Namen Uhlstädt-Kirchhasel.

§ 2
Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft "Uhlstädt"

(1) Die Verwaltungsgemeinschaft "Uhlstädt", bestehend aus den
Gemeinden Beutelsdorf, Dorndorf, Engerda, Großkochberg, Hei-
lingen, Niederkrossen, Rödelwitz, Schloßkulm, Schmieden,
Teichweiden, Uhlstädt und Zeutsch, wird aufgelöst.

(2) Rechtsnachfolgerin der aufgelösten Verwaltungsgemeinschaft
"Uhlstädt" ist die nach § 1 neu gebildete Gemeinde.

§ 3
Gemeinden Großkochberg, Heilingen

Die neue Gemeinde nach § 1 nimmt als erfüllende Gemeinde für
die Gemeinden Großkochberg und Heilingen die Aufgaben ei-
ner Verwaltungsgemeinschaft nach § 51 der Thüringer Kommu-
nalordnung (ThürKO) wahr.

§ 4
Wahlen und Fortführung der Geschäfte

(1) Die Wahl des Bürgermeisters und der Gemeinderatsmitglie-
der in der durch § 1 neu gebildeten Gemeinde Uhlstädt-Kirchha-
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sel soll innerhalb von drei Monaten nach In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes stattfinden. Die Rechtsaufsichtsbehörde bestimmt den
Termin für die durchzuführenden Gemeindewahlen.

(2) Vom Tage des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bis zur Wahl
der neuen Gemeinderatsmitglieder setzt sich der Gemeinderat
der neu gebildeten Gemeinde aus den Gemeinderatsmitgliedern
der Gemeinderäte der aufgelösten Gemeinden zusammen.

(3) Zur Wahrnehmung der Funktion des Bürgermeisters im Zeit-
raum vom Tag des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes bis zur Wahl
des Bürgermeisters der neu gebildeten Gemeinde bestellt die
Rechtsaufsichtsbehörde einen Beauftragten.

(4) Der Beauftragte leitet die Vorbereitung und Durchführung
der Gemeindewahlen, sofern er nicht nach den Bestimmungen
des Thüringer Kommunalwahlgesetzes verhindert ist. In diesem
Fall wird die Bestellung des Beauftragten durch die Rechtsauf-
sichtsbehörde aufgehoben und ein neuer Beauftragter bestellt.

§ 5
Ortsrecht

In der durch § 1 neu gebildeten Gemeinde Uhlstädt-Kirchhasel
bleibt das bisherige Ortsrecht der einzelnen Ortsteile bis zur Schaf-
fung eines neuen Ortsrechts wirksam. Ein neues einheitliches
Ortsrecht ist spätestens bis zum Ende des der Eingliederung fol-
genden Kalenderjahrs zu schaffen.

§ 6
Wohnsitz

Soweit für Rechte oder Pflichten die Wohndauer im Gebiet einer
Gemeinde maßgebend ist, wird die bis zum In-Kraft-Treten die-

ses Gesetzes ununterbrochene Wohndauer im Gebiet einer nach
den Bestimmungen des § 1 aufgelösten Gemeinde auf die
Wohndauer in der neu gebildeten Gemeinde angerechnet.

§ 7
Freistellung von Kosten

Das Land und die seiner Aufsicht unterstehenden Körperschaf-
ten erheben für Rechtshandlungen, die bei der Durchführung die-
ses Gesetzes notwendig werden, keine Kosten (Gebühren und
Auslagen).

§ 8
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichungen in diesem Gesetz gelten je-
weils in männlicher und weiblicher Form.

§ 9
Aufhebung der erfüllenden Gemeinde nach § 20 des Thüringer

Gemeindeneugliederungsgesetzes

Die Bestimmung des § 20 des Thüringer Gemeindeneugliede-
rungsgesetzes vom 23. Dezember 1996 (GVBl. S. 333), dass die
Stadt Rudolstadt die Aufgaben einer erfüllenden Gemeinde ge-
mäß § 51 ThürKO für die Gemeinde Kirchhasel wahrnimmt, wird
aufgehoben.

§ 10
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2002 in Kraft.

Erfurt, den 21. Juni 2002
Die Präsidentin des Landtags

Lieberknecht

Thüringer Gesetz
zur Änderung des Polizei- und Sicherheitsrechts

Vom 20. Juni 2002

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz vom 4. Juni 1992 (GVBl. S. 199),
zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom 24. Okto-
ber 2001 (GVBl. S. 265), wird wie folgt geändert:

1. In § 11 werden nach dem Klammerzusatz "(Artikel 2 Abs. 2
Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der Verfas-
sung des Freistaats Thüringen)" ein Komma und die Worte
"Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10 des
Grundgesetzes, Artikel 7 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen), Freizügigkeit (Artikel 11 des Grundgesetzes, Arti-
kel 5 der Verfassung des Freistaats Thüringen)" eingefügt.

2. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

"Platzverweisung, Aufenthaltsverbot"

b) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt:

"(2) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine
Person in einem bestimmten örtlichen Bereich eine Straf-
tat begehen wird, so kann ihr für eine bestimmte Zeit
verboten werden, diesen Bereich zu betreten oder sich
dort aufzuhalten. Örtlicher Bereich im Sinne des Satzes 1
ist das Gemeindegebiet oder ein Gebietsteil innerhalb
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einer Gemeinde. Die Maßnahme ist zeitlich und örtlich
auf den zur Verhütung der Straftat erforderlichen Um-
fang zu beschränken. Sie darf die Dauer von drei Mona-
ten nicht überschreiten. Die Maßnahme darf den Zugang
zur Wohnung des Betroffenen oder die Wahrnehmung
seiner berechtigten Interessen im bestimmten örtlichen
Bereich nicht beschränken. Absatz 1 und die Vorschrif-
ten des Versammlungsrechts bleiben unberührt."

3. In § 19 Abs. 1  Nr. 3 werden nach dem Wort "Platzverwei-
sung" die Worte "oder ein Aufenthaltsverbot" eingefügt.

4. In § 21 Abs. 4 wird das Wort "Unterbindungsgewahrsam"
durch die Worte "über die Zulässigkeit und Fortdauer der
Freiheitsentziehung eine richterliche Entscheidung nach § 20
herbeigeführt und diese" ersetzt.

5. § 30 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Die Kosten nach Satz 1 und die Kosten nach § 21 Abs. 1 des
Thüringer Verwaltungskostengesetzes für die Verwahrung
haben die nach den §§ 7 und 8 Verantwortlichen zu tragen."

6. Dem § 31 Abs. 3 werden folgende Sätze angefügt:

"Die Datenerhebung mit besonderen Mitteln (§ 34) und die
Datenerhebung durch Telekommunikationsüberwachung
(§ 34 a) sind unzulässig, soweit eine Auskunftspflicht ent-
sprechend den §§ 52, 53, 53 a und 55 Abs. 1 StPO oder ent-
sprechend § 23 Abs. 4 in Verbindung mit § 12 Abs. 3 des
Bundesdatenschutzgesetzes nicht besteht. Ein Eingriff in die-
se geschützten Vertrauensverhältnisse ist nur zulässig, sofern
er zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leben oder
Freiheit einer Person oder einer gegenwärtigen erheblichen
Gesundheitsgefahr zwingend erforderlich ist. Die allgemei-
ne Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit im öffentlichen
Dienst begründet kein geschütztes Vertrauensverhältnis."

7. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Worte "sowie an besonderen
Orten" angefügt.

b) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird aufgehoben.

c) Nach Absatz 1 werden folgende neue Absätze 2 bis 4
eingefügt:

"(2) Die Polizei kann
1. an einem öffentlich zugänglichen Ort, soweit tatsäch-

liche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass
dort Straftaten verabredet, vorbereitet oder verübt
werden sollen,

2. an oder in gefährdeten Anlagen oder Objekten nach
§ 14 Abs. 1 Nr. 3 oder in deren unmittelbaren Nähe,
soweit tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme
rechtfertigen, dass dort Straftaten begangen werden
sollen, durch die Personen, Objekte, Sach- oder Ver-
mögenswerte gefährdet sind,

zur Gefahrenabwehr mittels Bildübertragung offen be-
obachten oder Bildaufzeichnungen von Personen anfer-
tigen. Die Maßnahme ist durch geeignete Hinweise er-
kennbar zu machen.

(3) Die Datenerhebung darf auch durchgeführt werden,
wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden. Bild- und
Tonaufnahmen oder Aufzeichnungen und daraus gefer-
tigte Unterlagen sind spätestens einen Monat nach der
Datenerhebung zu löschen oder zu vernichten, soweit sie
nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten von er-
heblicher Bedeutung oder Straftaten benötigt werden.
Maßnahmen nach Absatz 2 bedürfen der Zustimmung
des für die Polizei zuständigen Ministeriums. Dieses
unterrichtet den Landesbeauftragten für den Datenschutz.

(4) Die Aufzeichnungs- und Übertragungsgeräte nach
Absatz 2 sollen mit technischen Vorkehrungen ausgestat-
tet sein, die insbesondere durch Aufnahme-, Löschungs-,
Sperrungs- und Berechtigungssysteme eine hohe Daten-
sicherheit und einen hohen Datenschutz gewährleisten."

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5.

8. § 34 erhält folgende Fassung:

"§ 34
Besondere Mittel der Datenerhebung

(1) Besondere Mittel der Datenerhebung sind
1. die planmäßig angelegte Beobachtung einer Person, die

durchgehend länger als 24 Stunden oder an mehr als zwei
Tagen durchgeführt werden soll (längerfristige Observa-
tion),

2. der verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Ermittlung
des Aufenthaltsorts einer Person, zur Anfertigung von
Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen, zum Abhören oder
zur Aufzeichnung des nicht öffentlich gesprochenen
Wortes,

3. der Einsatz von Polizeibeamten unter einer Legende (ver-
deckte Ermittler),

4. der Einsatz sonstiger nicht offen ermittelnder Polizeibe-
amter und

5. der Einsatz von Personen, deren Zusammenarbeit mit der
Polizei Dritten nicht bekannt ist (Vertrauenspersonen).

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 sind nur zu-
lässig, wenn sie zur Erfüllung einer polizeilichen Aufgabe
erforderlich sind und eine dafür wesentliche Aufklärung auf
andere Weise erheblich erschwert oder entscheidend verzö-
gert würde und die Maßnahme nicht außer Verhältnis zur
Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhalts steht.

(3) Die Polizei kann durch Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 1
bis 4 personenbezogene Daten erheben über
1. die für eine Gefahr Verantwortlichen und unter den Vo-

raussetzungen des § 10 über die dort genannten Perso-
nen, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand
oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes, für
Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder für
Sachen oder Tiere, deren Erhaltung im öffentlichen In-
teresse geboten erscheint, erforderlich ist,

2. Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, dass sie eine Straftat von erheblicher Bedeutung be-
gehen wollen,

3. Personen, die zu den in Nummer 2 Genannten in näherer
persönlicher oder geschäftlicher Beziehung stehen oder
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zu ihnen über einen längeren Zeitraum eine Verbindung
unterhalten oder unter konspirativen Umständen herge-
stellt haben oder pflegen (Kontakt- oder Begleitperso-
nen); die Datenerhebung ist insoweit auf die Gewinnung
von Hinweisen bezüglich der angenommenen Straftaten
beschränkt und muss zu deren vorbeugenden Bekämp-
fung zwingend erforderlich sein.

Darüber hinaus sind Maßnahmen nach Absatz 1 Nr. 3 und 4
auch dann zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die
Begehung künftiger Straftaten von erheblicher Bedeutung
und in organisierter Form vorliegen, ohne dass diese bereits
bestimmten Personen zuzurechnen sind (Strukturermittlun-
gen). Sie dürfen nur durchgeführt werden, wenn sie zwin-
gend erforderlich sind und die Aufklärung der Strukturen auf
andere Weise aussichtslos wäre. Die Polizei übermittelt per-
sonenbezogene Erkenntnisse aus Beobachtungen und Struk-
turermittlungen nach den Sätzen 1 und 2 an die Staatsan-
waltschaft, sobald Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen.

(4) Datenerhebungen nach den Absätzen 2 und 3 dürfen auch
durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen
werden.

(5) Die Datenerhebung nach Absatz 1 Nr. 5 über die in den
§§ 7, 8 und 10 genannten Personen und andere Personen ist
zulässig, soweit dies zur Gefahrenabwehr, insbesondere zur
vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten im Sinne des § 31
Abs. 5 oder Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeu-
tung im Sinne des § 31 Abs. 6 erforderlich ist.

(6) Der Einsatz von besonderen Mitteln
1. nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 4 und 5 darf, ausgenommen die

Anfertigung von Bildaufnahmen, nur vom Leiter einer
Polizeidirektion oder des Landeskriminalamtes,

2. nach Absatz 1 Nr. 3 nur vom Leiter des Landeskriminal-
amtes

angeordnet werden. Die Anordnung hat schriftlich unter An-
gabe der für sie maßgeblichen Gründe zu erfolgen und ist
auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung
um jeweils nicht mehr als drei weitere Monate ist zulässig,
soweit die in den Absätzen 2, 3 und 5 bezeichneten Voraus-
setzungen fortbestehen.

(7) Personen, gegen die sich die Datenerhebungen richteten,
sind nach Abschluss der Maßnahmen darüber durch die Po-
lizei zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des
Zwecks der Datenerhebung, der eingesetzten Personen, der
Möglichkeit ihrer weiteren Verwendung oder der öffentli-
chen Sicherheit geschehen kann. Die Unterrichtung unter-
bleibt, wenn wegen desselben Sachverhalts ein strafrechtli-
ches Ermittlungsverfahren gegen den Betroffenen eingelei-
tet worden ist."

9. Nach § 34 wird folgender § 34 a eingefügt:

"§ 34 a
Datenerhebung durch Telekommunikationsüberwachung

(1) Die Polizei kann von einem Betreiber, der geschäftsmä-
ßig Telekommunikationsdienste erbringt, Auskunft über den
Inhalt einschließlich der innerhalb des Telekommunikations-
netzes in Datenspeichern abgelegten Inhalte und die näheren
Umstände der Telekommunikation einschließlich der Daten

über den Standort nicht ortsfester Telekommunikationsanla-
gen verlangen,
1. soweit Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass Per-

sonen Straftaten im Sinne des § 100a StPO begehen wol-
len,

2. über die für eine Gefahr Verantwortlichen, wenn dies zur
Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicher-
heit des Bundes oder eines Landes oder für Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit einer Person erforderlich ist,

3. über Kontakt- oder Begleitpersonen zu den in Nummer 1
genannten Personen; die Datenerhebung ist insoweit auf
die Gewinnung von Hinweisen bezüglich der angenom-
menen Straftaten beschränkt und muss zu deren vorbeu-
genden Bekämpfung zwingend erforderlich sein.

Die Auskunft kann auch über einen rückwärtigen Zeitraum
verlangt werden, der zwei Monate nicht überschreiten darf.
Die Anordnung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des
Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos wäre und die Maß-
nahme nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklä-
renden Sachverhalts steht. § 34 Abs. 4 gilt entsprechend.

(2) Die Auskunft bedarf der Anordnung eines Richters. So-
weit lediglich eine Auskunft über die näheren Umstände der
Telekommunikation erforderlich ist, kann bei Gefahr im Ver-
zug der Leiter des Landeskriminalamtes oder einer Polizei-
direktion die Anordnung treffen. Die Anordnung eines Be-
hördenleiters tritt außer Kraft, wenn sie nicht unverzüglich,
jedoch spätestens binnen drei Tagen, durch den Richter be-
stätigt wird. Für die Entscheidung ist das Amtsgericht zu-
ständig, in dessen Bezirk die antragstellende Polizeibehörde
ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Bestimmungen
des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechend. Die Anordnung ergeht schriftlich.
Sie muss Namen und Anschrift des Betroffenen, gegen den
sie sich richtet, oder die Rufnummer oder eine andere Ken-
nung seines Telekommunikationsanschlusses oder seines Te-
lekommunikationsgeräts enthalten. In ihr sind Art, Umfang
und Dauer der Maßnahmen zu bestimmen. Sie ist auf
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um
jeweils nicht mehr als drei weitere Monate ist zulässig, so-
weit die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen fortbe-
stehen.

(3) Die durch die Maßnahmen erlangten personenbezogenen
Informationen dürfen von der Polizei nur zur Verhütung und
Aufklärung der in Absatz 1 bezeichneten Straftaten oder zur
Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr gespeichert,
verändert und genutzt werden, soweit sich bei Gelegenheit
der Auswertung Tatsachen ergeben, die die Annahme recht-
fertigen, dass eine solche Straftat begangen werden soll, be-
gangen wird oder begangen worden ist. § 34 Abs. 7 und § 44
Abs. 3 gelten entsprechend. Die Landesregierung unterrich-
tet den Landtag jährlich über die nach Absatz 1 durchgeführ-
ten Maßnahmen.

(4) § 2 Abs. 1 Satz 3 und 4, Abs. 2 und 3 des Artikel 10-
Gesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254) in der jeweils
geltenden Fassung gilt entsprechend. Die Polizei hat denje-
nigen, die geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste er-
bringen oder an der Erbringung solcher Dienste mitwirken,
für ihre Leistungen bei der Durchführung von Beschränkun-
gen eine Entschädigung zu gewähren, deren Umfang sich
nach § 17a des Gesetzes über die Entschädigung von Zeu-
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gen und Sachverständigen in der Fassung vom 1. Okto-
ber 1969 (BGBl. I S. 1756) in der jeweils geltenden Fassung
bemisst. Für die Überwachung der Telekommunikation kön-
nen in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 vom
Betroffenen Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben wer-
den, es sei denn, dass eine Unterrichtung nach § 34 Abs. 7
unterbleibt."

10. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Die Polizei kann durch den verdeckten Einsatz tech-
nischer Mittel in oder aus Wohnungen (§ 25 Abs. 1 Satz 2)
personenbezogene Daten erheben
1. über die für eine Gefahr Verantwortlichen und unter

den Voraussetzungen des § 10 über die dort genann-
ten Personen, wenn dies zur Abwehr einer unmittel-
bar bevorstehenden Gefahr für den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für
Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Person oder
für Sachen oder Tiere, deren Erhaltung im öffentli-
chen Interesse geboten erscheint, erforderlich ist oder

2. über Personen, soweit Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass diese Personen ein Verbrechen oder
gewerbs-, gewohnheits- oder bandenmäßig ein in
§ 31 Abs. 5 genanntes Vergehen mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit begehen wollen.

Die Polizei kann die Wohnungen der in Satz 1 genannten
Personen betreten, wenn dies erforderlich ist, um die tech-
nischen Voraussetzungen des Einsatzes besonderer Mit-
tel zu schaffen. In oder aus Wohnungen von Personen,
die für die Gefahr nicht verantwortlich sind, ist die Da-
tenerhebung nur unter den Voraussetzungen des § 10
zulässig."

b) In Absatz 2 Satz 3 wird die Verweisung "§ 34 Abs. 6
Nr. 1" durch die Verweisung "§ 34 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1"
ersetzt.

11. In § 37 Abs. 3 Satz 1 wird die Verweisung "§ 34 Abs. 6 Nr. 1"
durch die Verweisung "§ 34 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1" ersetzt.

12. § 44 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Polizei kann von öffentlichen oder nicht öffentlichen
Stellen die Übermittlung von personenbezogenen Daten be-
stimmter Personengruppen aus Dateien zum Zweck des au-
tomatisierten Abgleichs mit anderen Datenbeständen verlan-
gen, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
dies zur vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten von er-
heblicher Bedeutung erforderlich ist."

13. Dem § 59 Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt:

"Andere Waffen dürfen nur zugelassen werden, wenn sie eine
geringere Wirkung als Schusswaffen haben. Für die Verwen-
dung durch Spezialeinheiten kann das für die Polizei zustän-
dige Ministerium Ausnahmen zulassen."

14. § 75 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender neue Absatz 3 eingefügt:

"(3) Wer eine vollziehbar verbotene Versammlung oder
einen vollziehbar verbotenen Aufzug in Kenntnis des
Verbots durchführt oder organisiert, sich daran beteiligt
oder dazu aufruft und die Polizei dadurch zu gefahren-
abwehrendem Tätigwerden veranlasst, kann zum Ersatz
der einsatzbedingten besonderen Aufwendungen, insbe-
sondere Reisekosten, Trennungsgeld, Mehrarbeitsvergü-
tung, herangezogen werden. Dies gilt nicht, wenn die
aufschiebende Wirkung eines gegen das Verbot gerich-
teten Rechtsmittels wiederhergestellt wird oder ein Ge-
richt der Hauptsache die Rechtswidrigkeit des Verbots
feststellt. Der Aufwendungsersatz darf 5 000 Euro nicht
übersteigen. Das Thüringer Verwaltungskostengesetz fin-
det entsprechende Anwendung."

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

15. Es werden folgende Bezeichnungen ersetzt:

a) in § 42 Abs. 2 Satz 1, § 44 Abs. 4 Satz 1, § 46 Abs. 2
Satz 1 und § 67 Abs. 2 "Thüringer Innenministeriums"
durch "für die Polizei zuständigen Ministeriums",

b) in § 45 Abs. 2 Satz 2, § 46 Abs. 4, § 47 Abs. 4 Satz 1 und
§ 76 "Thüringer Innenministerium" durch "für die Poli-
zei zuständige Ministerium" und

c) in § 75 Abs. 2 Satz 1 "Innenministerium" durch "für die
Polizei zuständige Ministerium" und "Finanzministeri-
um" durch "für Finanzen zuständigen Ministerium".

16. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen an-
gepasst.

Artikel 2
Änderung des Ordnungsbehördengesetzes

Das Ordnungsbehördengesetz vom 18. Juni 1993 (GVBl. S. 323),
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 24. Oktober 2001
(GVBl. S. 265), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Ordnungsbehörden im Sinne dieses Gesetzes sind die Ge-
meinden, die Verwaltungsgemeinschaften, die erfüllenden
Gemeinden und die Landkreise im übertragenen Wirkungs-
kreis sowie das Landesverwaltungsamt und das für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung zuständige Ministerium."

2. In § 4 Abs. 1 werden das Wort "oder" durch ein Komma
ersetzt und nach dem Wort "Verwaltungsgemeinschaft" die
Worte "oder erfüllende Gemeinde" eingefügt.

3. § 8 Abs. 3 wird aufgehoben.

4. § 14 erhält folgende Fassung:

"§ 14
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1
des Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung
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des Freistaats Thüringen), Freiheit der Person (Artikel 2
Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1 Satz 2 der
Verfassung des Freistaats Thüringen), Freizügigkeit (Arti-
kel 11 des Grundgesetzes, Artikel 5 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen) und auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 8 der Verfassung des Frei-
staats Thüringen) eingeschränkt werden."

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

"(2) Rechtfertigen Tatsachen die Annahme, dass eine
Person in einem bestimmten örtlichen Bereich eine Ge-
fahr verursachen wird, so kann ihr für eine bestimmte
Zeit verboten werden, diesen Bereich zu betreten oder
sich dort aufzuhalten. Örtlicher Bereich im Sinne des
Satzes 1 ist das Gemeindegebiet oder ein Gebietsteil in-
nerhalb einer Gemeinde. Die Maßnahme ist zeitlich und
örtlich auf den zur Gefahrenabwehr erforderlichen Um-
fang zu beschränken. Sie darf die Dauer von drei Mona-
ten nicht überschreiten. Sie darf den Zugang zur Woh-
nung des Betroffenen oder die Wahrnehmung seiner be-
rechtigten Interessen im bestimmten örtlichen Bereich
nicht beschränken. Absatz 1 und die Vorschriften des
Versammlungsrechts bleiben unberührt."

6. § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Gemeinden" die
Worte "Verwaltungsgemeinschaften oder erfüllenden
Gemeinden und" eingefügt.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort "Gemeinden" ein
Komma und die Worte "Verwaltungsgemeinschaften,
erfüllende Gemeinden" eingefügt.

7. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Ist zum Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung
neben dem Landkreis auch die Gemeinde, Verwaltungsge-
meinschaft oder erfüllende Gemeinde ermächtigt, so ist, au-
ßer bei Gefahr im Verzug, vor Erlass der Verordnung durch
den Landkreis die Gemeinde, Verwaltungsgemeinschaft oder
erfüllende Gemeinde zu hören. Vor Erlass einer ordnungsbe-
hördlichen Verordnung durch eine Verwaltungsgemeinschaft
sind die Mitgliedsgemeinden zu hören; entsprechendes gilt
für den Erlass einer ordnungsbehördlichen Verordnung durch
eine erfüllende Gemeinde."

8. In § 29 Abs. 1 werden nach den Worten "eine Gemeinde" ein
Komma und die Worte "eine Verwaltungsgemeinschaft, eine
erfüllende Gemeinde" und nach den Worten "die Gemeinde"
ein Komma und die Worte "die Verwaltungsgemeinschaft,
die erfüllende Gemeinde" eingefügt.

9. In § 33 Satz 1 werden nach dem Wort "Gemeinden" ein Kom-
ma und die Worte "Verwaltungsgemeinschaften, erfüllenden
Gemeinden" eingefügt sowie die Bezeichnung "Innenminis-
terium" durch die Bezeichnung "für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung zuständige Ministerium" ersetzt.

10. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort "Gemeinden" ein Kom-
ma und die Worte "Verwaltungsgemeinschaften, erfül-
lenden Gemeinden" eingefügt.

b) In Satz 2 werden die Worte "Gemeinden oder Verwal-
tungsgemeinschaften" durch die Worte "Gemeinden,
Verwaltungsgemeinschaften oder erfüllenden Gemein-
den" und die Worte "Gemeinde oder der Verwaltungsge-
meinschaft" durch die Worte "Gemeinde, der Verwal-
tungsgemeinschaft oder der erfüllenden Gemeinde" er-
setzt.

11. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Die in den Absätzen 1 und 2 getroffenen grundsätz-
lichen Regelungen sind bei der Erweiterung und Neubil-
dung von Verwaltungsgemeinschaften sinngemäß anzu-
wenden. Für Vereinbarungen über erfüllende Gemein-
den gilt Absatz 1 sinngemäß."

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

"(4) Die in den Absätzen 1 bis 3 getroffenen Regelungen
gelten nur, soweit andere Rechtsvorschriften nichts Ab-
weichendes bestimmen."

12. In § 40 Abs. 1 Satz 1 sowie Abs. 3 Satz 1 und 2 werden
jeweils nach dem Wort "Gemeinden" ein Komma und die
Worte "Verwaltungsgemeinschaften oder erfüllenden Ge-
meinden" eingefügt.

13. In § 41 Satz 1 werden nach den Worten "können die Ge-
meinden" ein Komma und die Worte "Verwaltungsgemein-
schaften oder erfüllende Gemeinden" eingefügt sowie die
Worte "die Gemeinden und Landräte" gestrichen.

14. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort "Gemeinde"
ein Komma und die Worte "Verwaltungsgemeinschaft
oder erfüllenden Gemeinde" eingefügt.

b) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Zuständig nach Satz 1 Nr. 2 sind die kreisfreien Städte
sowie die Landkreise."

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Erlaubnis nach Absatz 3 ist zu versagen, wenn es
zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit
oder Ordnung erforderlich erscheint."

d) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Gemeinden, Verwaltungsgemeinschaften oder er-
füllenden Gemeinden, für motorsportliche Veranstaltun-
gen die kreisfreien Städte oder die Landkreise, können
im Einzelfall zur Gefahrenabwehr Anordnungen zur Ver-
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anstaltung öffentlicher und sonstiger Vergnügungen tref-
fen."

15. In § 43 Satz 1 werden nach den Worten "können die Ge-
meinden" ein Komma und die Worte "Verwaltungsgemein-
schaften oder erfüllende Gemeinden" eingefügt sowie die
Worte "die Gemeinden und Landräte" gestrichen.

16. § 44 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Gemeinden" ein
Komma und die Worte "Verwaltungsgemeinschaften oder
erfüllenden Gemeinden" eingefügt.

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach dem Wort "Gemeinde"
ein Komma und die Worte "der Verwaltungsgemeinschaft
oder der erfüllenden Gemeinde" eingefügt.

17. In § 45 Satz 1 und § 46 Abs. 1 und 2 werden jeweils nach
dem Wort "Gemeinden" ein Komma und die Worte "Verwal-
tungsgemeinschaften oder erfüllenden Gemeinden" eingefügt.

18. In § 47 werden nach dem Wort "Gemeinden," die Worte "Ver-
waltungsgemeinschaften, erfüllenden Gemeinden sowie" ein-
gefügt.

19. § 51 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Gemeinde," die
Worte "Verwaltungsgemeinschaft oder erfüllende Ge-
meinde," angefügt.

b) Nummer 3 erhält folgende Fassung:

"3. in den Fällen des § 50 diejenige Behörde, die die
Verordnung erlassen hat, sofern es sich um die Ver-
ordnung einer Gemeinde, einer Verwaltungsgemein-
schaft, einer erfüllenden Gemeinde oder eines Land-
kreises handelt; in ordnungsbehördlichen Verordnun-
gen des Landesverwaltungsamts oder des für öffent-
liche Sicherheit und Ordnung zuständigen Ministe-
riums kann die Zuständigkeit auf andere Behörden
übertragen werden."

20. Nach § 54 wird folgender neue § 55 eingefügt:

"§ 55
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gel-
ten jeweils in männlicher und weiblicher Form."

21. Der bisherige § 55 wird § 56.

22. Es werden folgende Bezeichnungen ersetzt:

a) in § 1 Satz 1, § 33 Satz 2 und § 36 Abs. 2 Satz 2 "Innen-
ministerium" durch "für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung zuständige Ministerium",

b) in § 8 Abs. 2 und § 53 Abs. 2 Satz 1 "Der Innenminister"
durch "Das für die öffentliche Sicherheit und Ordnung
zuständige Ministerium",

c) in § 53 Abs. 2 Satz 1 "Finanzminister" durch "für Finan-
zen zuständigen Ministerium".

23. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen an-
gepasst.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Verfassungsschutzgesetzes

Das Thüringer Verfassungsschutzgesetz vom 29. Oktober 1991
(GVBl. S. 527), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
27. Juli 1999 (GVBl. S. 454), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort "Länder" die
Worte "sowie zum Schutz vor Organisierter Kriminalität"
eingefügt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "Länder" die Worte
"sowie gegen Bestrebungen und Tätigkeiten der Or-
ganisierten Kriminalität" eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Nach Nummer 3 werden folgende neue Num-
mern 4 und 5 eingefügt:

"4. Bestrebungen und Tätigkeiten im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes, die ge-
gen den Gedanken der Völkerverständi-
gung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundgeset-
zes, Artikel 13 Abs. 2 der Verfassung des
Freistaats Thüringen), insbesondere ge-
gen das friedliche Zusammenleben der
Völker (Artikel 26 Abs. 1 des Grundge-
setzes) gerichtet sind;

5. Bestrebungen und Tätigkeiten der Orga-
nisierten Kriminalität im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes;"

bbb) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 6.

cc) In Satz 4 werden die Worte "Sammlung und Aus-
wertung von Informationen" durch die Worte "Ver-
arbeitung personenbezogener Daten" ersetzt.

dd) Nach Satz 4 werden folgende Sätze angefügt:

"Zur Prüfung, ob tatsächliche Anhaltspunkte vorlie-
gen, darf das Landesamt für Verfassungsschutz aus
allgemein zugänglichen Quellen Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten erheben. Die
notwendige Koordinierung mit den anderen Sicher-
heitsbehörden und den Strafverfolgungsbehörden
wird für den Bereich der Beobachtung der Organi-
sierten Kriminalität in Richtlinien des für den Ver-
fassungsschutz zuständigen Ministeriums im Einver-
nehmen mit dem für Justiz zuständigen Ministerium
geregelt."
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b) Nach Absatz 3 wird folgender neue Absatz 4 eingefügt:

"(4) Organisierte Kriminalität ist die von Gewinn- oder
Machtstreben bestimmte planmäßige Begehung von
Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von er-
heblicher Bedeutung für die Rechtsordnung sind, durch
mehr als zwei Beteiligte, die auf längere oder unbestimm-
te Dauer arbeitsteilig
1. unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähn-

licher Strukturen oder
2. unter Anwendung von Gewalt oder durch entspre-

chende Drohung oder
3. unter Einflussnahme auf Politik, Verwaltung, Justiz,

Medien oder Wirtschaft
tätig werden."

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5
und 6.

3. In § 3 Abs. 1 werden die Worte "die Behörde des Sonderbe-
auftragten beim Bundesminister des Innern für den Umgang
mit den Akten des MfS/AfNS" durch die Worte "der Bun-
desbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik"
ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt:

"Ein Ersuchen des Landesamts für Verfassungsschutz um
Übermittlung personenbezogener Daten darf nur dieje-
nigen personenbezogenen Daten enthalten, die für die
Erteilung der Auskunft erforderlich sind. Schutzwürdige
Interessen des Betroffenen dürfen nur in unvermeidba-
rem Umfang beeinträchtigt werden."

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 4 Nr. 1
und 2" durch die Verweisung "§ 2 Abs. 5 Nr. 1 und 2"
ersetzt.

c) Folgende Absätze 4 bis 8 werden angefügt:

"(4) Auskünfte nach § 8 Abs. 5 bis 8 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes (BVerfSchG) vom 20. Dezember
1990 (BGBl. I S. 2954 -2970-) in der jeweils geltenden
Fassung dürfen nur auf Antrag eingeholt werden. An-
tragsberechtigt ist der Präsident des Landesamts für Ver-
fassungsschutz oder sein Vertreter. Der Antrag ist schrift-
lich zu stellen und zu begründen. Über den Antrag ent-
scheidet der Minister des für den Verfassungsschutz zu-
ständigen Ministeriums, im Falle seiner Verhinderung
sein Vertreter. Das für den Verfassungsschutz zuständige
Ministerium unterrichtet die G 10-Kommission (§ 1
Abs. 2 des Artikel 10-Gesetzes vom 26. Juli 2001
- BGBl. I S. 1254 - in der jeweils geltenden Fassung)
über die beschiedenen Anträge vor deren Vollzug. Bei
Gefahr im Verzuge kann das für den Verfassungsschutz
zuständige Ministerium den Vollzug der Entscheidung
auch bereits vor Unterrichtung der Kommission anord-
nen. Die Unterrichtung ist unverzüglich nachzuholen. Die
Kommission prüft von Amts wegen oder aufgrund von
Beschwerden die Zulässigkeit und Notwendigkeit der

Einholung von Auskünften. Entscheidungen, die die
Kommission für unzulässig oder nicht notwendig erklärt,
hat das für den Verfassungsschutz zuständige Ministeri-
um unverzüglich aufzuheben. Die Kontrollbefugnis er-
streckt sich auf die gesamte Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung der nach § 8 Abs. 5 bis 8 BVerfSchG erlangten
personenbezogenen Daten.

(5) Für die Verarbeitung der nach § 8 Abs. 5 bis 8 BVerf-
SchG erhobenen Daten ist § 4 des Artikel 10-Gesetzes
entsprechend anzuwenden.

(6) Für die Mitteilung an den Betroffenen gilt § 12 Abs. 1
und 3 des Artikel 10-Gesetzes entsprechend.

(7) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministeri-
um unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion viermal jährlich über die Durchführung der Maß-
nahmen nach § 8 Abs. 5 bis 8 BVerfSchG.

(8) Das Parlamentarische Kontrollgremium des Bundes
ist nach Maßgabe des § 8 Abs. 10 Satz 1 Halbsatz 2
BVerfSchG jährlich durch das für den Verfassungsschutz
zuständige Ministerium über die nach § 8 Abs. 5 bis 8
BVerfSchG durchgeführten Maßnahmen zu unterrichten."

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte "personenbezoge-
ner Daten" durch die Worte "von Informationen mit nach-
richtendienstlichen Mitteln" ersetzt.

b) Die Absätze 2 bis 9 erhalten folgende Fassung:

"(2) Der verdeckte Einsatz besonderer technischer Mit-
tel zur Informationsgewinnung ist im Schutzbereich des
Artikels 13 des Grundgesetzes nur zulässig, wenn
1. die materiellen Voraussetzungen für einen Eingriff

in das Brief-, Post- oder Fernmeldegeheimnis nach
§ 1 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes
vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254) in der jeweils
geltenden Fassung gegeben sind oder

2. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht vorlie-
gen, dass jemand Bestrebungen nach § 2 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1, 3 oder 4 durch Planung oder Begehung von
Straftaten nach den §§ 129, 130 oder 131 des Straf-
gesetzbuchs (StGB) verfolgt oder

3. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen,
dass jemand Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2
Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 durch die Planung oder Begehung
von Straftaten nach § 100a der Strafprozeßordnung,
den §§ 261, 263 bis 265, 265b, 266, 267 bis 273, 331
bis 334 StGB oder § 92 Abs. 2 des Ausländergesetzes
vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354, 1356) in der jeweils
geltenden Fassung verfolgt

und die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise
aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. Die Maß-
nahme darf sich nur gegen den Verdächtigen oder gegen
Personen richten, von denen aufgrund von Tatsachen
anzunehmen ist, dass sie für den Verdächtigen bestimm-
te oder von ihm herrührende Mitteilungen entgegenneh-
men oder weitergeben oder dass der Verdächtige sich in
ihrer Wohnung aufhält.
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(3) Die Anordnung des Einsatzes besonderer technischer
Mittel nach Absatz 2 Satz 1 trifft der Richter. Bei Gefahr
im Verzug kann der Präsident des Landesamts für Ver-
fassungsschutz oder sein Stellvertreter einen Einsatz an-
ordnen; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich
nachzuholen. Die Anordnung ist auf längstens drei Mo-
nate zu befristen; Verlängerungen um jeweils nicht mehr
als sechs weitere Wochen sind auf Antrag zulässig, so-
weit die Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen.

(4) Die Anordnung wird unter der Aufsicht eines Beschäf-
tigten des Landesamts für Verfassungsschutz vollzogen,
der die Befähigung zum Richteramt hat. Liegen die Vo-
raussetzungen der Anordnung nicht mehr vor oder ist der
verdeckte Einsatz technischer Mittel zur Informations-
gewinnung nicht mehr erforderlich, ist die Maßnahme
unverzüglich zu beenden.

(5) Erkenntnisse und Unterlagen, die durch Maßnahmen
nach Absatz 2 Satz 1 gewonnen wurden, dürfen zur Ver-
folgung und Erforschung der dort genannten Bestrebun-
gen oder Tätigkeiten sowie nach Maßgabe des § 4 Abs. 4
bis 6 des Artikel 10-Gesetzes verwendet werden. Für die
Speicherung und Löschung der durch Maßnahmen nach
den Absätzen 2 und 6 erlangten personenbezogenen Da-
ten sowie für die Entscheidung über die nachträgliche
Information der von Maßnahmen nach Absatz 2 Betrof-
fenen sowie die Kennzeichnung der Daten gelten § 4
Abs. 1 bis 3 sowie § 12 des Artikel 10-Gesetzes entspre-
chend. Bei Erhebungen nach Absatz 1, die in ihrer Art
und Schwere einer Beschränkung des Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnisses gleichkommen, wozu
insbesondere das Abhören und Aufzeichnen des nicht
öffentlich gesprochenen Wortes mit dem verdeckten
Einsatz technischer Mittel gehören, ist der Eingriff nach
seiner Beendigung dem Betroffenen mitzuteilen, sobald
eine Gefährdung des Zwecks des Eingriffs ausgeschlos-
sen werden kann; § 4 Abs. 1 und 3 und § 12 Abs. 1 und
3 des Artikel 10-Gesetzes gelten entsprechend.

(6) Der verdeckte Einsatz besonderer technischer Mittel
im Schutzbereich des Artikels 13 des Grundgesetzes ist
auch dann zulässig, wenn es zum Schutz der dort für den
Verfassungsschutz tätigen Personen erforderlich erscheint
und vom Präsidenten des Landesamts für Verfassungs-
schutz oder eines von ihm bestellten Beauftragten ange-
ordnet ist. Eine anderweitige Verwertung der hierbei er-
langten Kenntnisse zum Zweck der Strafverfolgung oder
der Gefahrenabwehr ist nur zulässig, wenn zuvor die
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt ist;
bei Gefahr im Verzug ist die richterliche Entscheidung
unverzüglich nachzuholen. Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1
gilt entsprechend.

(7) Zuständiges Gericht für die Entscheidung nach den
Absätzen 2 und 6 ist das Amtsgericht am Sitz des Lan-
desamts für Verfassungsschutz. Für das Verfahren gelten
die Bestimmungen des Gesetzes über die Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in der Fassung vom
20. Mai 1898 (RGBl. S. 369, 771) in der jeweils gelten-
den Fassung entsprechend.

(8) Die Landesregierung unterrichtet den Landtag jähr-
lich über die nach Absatz 2 und, soweit sie richterlich

überprüfungsbedürftig sind, über die nach Absatz 6 an-
geordneten Maßnahmen. Die Parlamentarische Kontroll-
kommission übt auf der Grundlage dieses Berichts die
parlamentarische Kontrolle aus. Bei Erhebungen im Sin-
ne des Absatzes 5 Satz 3 ist die Parlamentarische Kon-
trollkommission unverzüglich zu unterrichten.

(9) Die Informationserhebung mit nachrichtendienstli-
chen Mitteln ist in den Fällen des § 2 Abs. 5 unzulässig."

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Er-
füllung seiner Aufgaben personenbezogene Daten in
Dateien speichern, verändern und nutzen. Die Speiche-
rung in Dateien zu Zwecken einer personenbezogenen
Auswertung ist nur zulässig, wenn
1. tatsächliche Anhaltspunkte für die Bestrebungen oder

Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 vorliegen,
2. dies zur Erforschung und Bewertung von Bestrebun-

gen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 1 erforderlich ist,
3. Aufgaben nach § 2 Abs. 5 zu erfüllen sind oder
4. eine Mitwirkung bei Überprüfungen der Zuverläs-

sigkeit nach § 29 d des Luftverkehrsgesetzes oder
§ 12 b des Atomgesetzes erfolgt,

soweit nicht besondere Bestimmungen gelten. Satz 2 gilt
nicht für Dateien aus allgemein zugänglichen Quellen,
die ohne Veränderung des Dateiinhalts ausschließlich für
Abfragen genutzt werden."

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Das Landesamt für Verfassungsschutz darf Daten
über Minderjährige, die das 14. Lebensjahr nicht
vollendet haben, in zu ihrer Person geführten Akten
(Personenakten) nur speichern, wenn tatsächliche
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Minderjäh-
rige eine der im Artikel 10-Gesetz genannten Straf-
taten plant, begeht oder begangen hat."

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "Dateien" die Wor-
te "im Sinne des Absatzes 1 Satz 2" eingefügt und
die Angabe "16." durch die Angabe "14." ersetzt.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

7. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "Dateien" die Worte
"im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 2" eingefügt und die Worte
"Akten, die zu einer bestimmten Person geführt werden,"
durch das Wort "Personenakten" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte "die in Dateien gespei-
cherten personenbezogenen Daten" durch die Worte "Da-
ten im Sinne des Absatzes 1" ersetzt und die Worte "Ak-
ten, die zu einer bestimmten Person geführt werden,"
durch das Wort "Personenakten" ersetzt.
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c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "gespeicherte personen-
bezogene Daten" durch die Worte "Daten im Sinne
des Absatzes 1" ersetzt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Daten im Sinne des Absatzes 1 über Bestrebungen
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 sind spätestens zehn
Jahre, über Bestrebungen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3
und 4 sind spätestens fünfzehn Jahre nach dem Zeit-
punkt der letzten gespeicherten relevanten Informa-
tion zu löschen, es sei denn, der Behördenleiter oder
sein Vertreter trifft im Einzelfall ausnahmsweise eine
andere Entscheidung."

cc) Folgender neue Satz 3 wird eingefügt:

"Nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 gespeicherte personenbezo-
gene Daten sind spätestens sechs Jahre nach ihrer
letzten Speicherung zu löschen."

dd) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und die Worte "nach
Satz 1 und 2" werden durch die Worte "nach den
Sätzen 1 bis 3" ersetzt.

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Folgender Satz wird vorangestellt:

"Daten im Sinne des Absatzes 1 über Personen vor
Vollendung des 16. Lebensjahres sind nach zwei Jah-
ren zu löschen, es sei denn, dass weitere Erkenntnis-
se im Sinne des § 2 Abs. 1 angefallen sind."

bb) In dem bisherigen Satz 1 werden die Worte "Perso-
nenbezogene Daten" durch die Worte "Daten im Sin-
ne des Absatzes 1" und das Wort "Minderjährige"
durch die Worte "Personen nach Vollendung des 16.
und vor Vollendung des 18. Lebensjahres" ersetzt.

8. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

"(1) Für jede Datei im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 2, in der
personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden,
ist in einer Errichtungsanordnung, die der Zustimmung des
für den Verfassungsschutz zuständigen Ministeriums bedarf,
festzulegen:
1. die Bezeichnung des Verfahrens,
2. der Zweck der Datei,
3. die Voraussetzungen der Verarbeitung und Nutzung

(Rechtsgrundlagen, betroffener Personenkreis, Art der
Daten),

4. die Anlieferung oder Eingabe,
5. verarbeitungsberechtigte Personen oder Personengrup-

pen,
6. Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer und
7. die Protokollierung."

9. Dem § 11 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

"Über Speicherungen in anderen Unterlagen als Dateien im
Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 2 und zum Betroffenen geführten

Personenakten wird Auskunft nur erteilt, soweit der Betrof-
fene Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermögli-
chen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche
Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen
geltend gemachten Informationsinteresse steht."

10. In § 12 Abs. 1 wird die Angabe "§ 2 des Gesetzes zu Artikel
10 Grundgesetz" durch die Angabe "§ 3 des Artikel 10-Ge-
setzes" ersetzt.

11. In § 13 Abs. 1 Satz 1 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 1 oder
4" durch die Verweisung "§ 2 Abs. 1 oder 5" ersetzt.

12. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 1, 4 und 5"
durch die Verweisung "§ 2 Abs. 1, 5 und 6" ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aaa) Nummer 1 wird aufgehoben.

bbb) Die bisherigen Nummern 2 bis 4 werden die
Nummern 1 bis 3.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "außerhalb" die
Worte "des Geltungsbereichs" eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "Deutschland" die
Worte "oder überwiegende schutzwürdige Interessen
der betroffenen Person" eingefügt.

cc) In Satz 3 werden die Worte "nur im Einvernehmen
mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz zulässig
und" gestrichen.

c) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 angefügt:

"(5) Absatz 4 findet keine Anwendung bei Datenüber-
mittlungen nach § 5 Abs. 1 Satz 2."

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.

13. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

"(2) Absatz 1 Satz 2 gilt auch für die Unterrichtung der
Öffentlichkeit durch das Landesamt für Verfassungs-
schutz."

14. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

"Die Geheimhaltung gilt nicht für die Bewertung aktuel-
ler Vorgänge, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der
anwesenden Mitglieder der Parlamentarischen Kontroll-
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kommission ihre vorherige Zustimmung erteilt; die Ver-
öffentlichung und Bewertung nimmt Tatsachen und Vor-
gänge nicht vom Geheimhaltungsgebot aus."

b) In Absatz 4 werden nach den Worten "seiner Fraktion
aus" die Worte "oder wird ein Mitglied zum Mitglied der
Landesregierung ernannt" eingefügt.

15. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte "konkreten Themen"
durch die Worte "sonstigen Vorgängen" und das Wort
"wünscht" durch das Wort "verlangt" ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

"Jedes Mitglied kann die Einberufung und die Un-
terrichtung der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion verlangen."

b) Die Absätze 2 bis 5 erhalten folgende Fassung:

"(2) Die Landesregierung hat der Parlamentarischen
Kontrollkommission im Rahmen der Unterrichtung nach
Absatz 1 auf Verlangen Einsicht in Akten und Dateien
des Landesamts für Verfassungsschutz zu geben, die
Anhörung von Mitarbeitern des Landesamts zu gestat-
ten und Besuche beim Landesamt zu ermöglichen.

(3) Die Verpflichtung der Landesregierung nach Absatz 1
erstreckt sich nur auf Informationen und Gegenstände,
die der Verfügungsberechtigung des Landesamts für Ver-
fassungsschutz unterliegen.

(4) Die Landesregierung kann die Unterrichtung nach
den Absätzen 1 und 2 nur verweigern, wenn dies aus
zwingenden Gründen des Nachrichtenzugangs oder aus
Gründen des Schutzes von Persönlichkeitsrechten Drit-
ter notwendig ist oder wenn der Kernbereich der exeku-
tiven Eigenverantwortung betroffen ist. Lehnt die Lan-
desregierung eine Unterrichtung ab, so hat das für den
Verfassungsschutz zuständige Ministerium dies der Par-
lamentarischen Kontrollkommission auf deren Wunsch
zu begründen.

(5) An den Landtag gerichtete Eingaben von Bürgern über
ein sie betreffendes Verhalten des Landesamts für Ver-
fassungsschutz können der Parlamentarischen Kontroll-
kommission zur Kenntnis gegeben werden."

c) Folgender Absatz 6 wird angefügt:

"(6) Die Parlamentarische Kontrollkommission unterrich-
tet unter Beachtung der Geheimhaltungspflichten den
Landtag mindestens alle zwei Jahre über ihre Tätigkeit."

16. Nach § 19 wird folgender neue § 20 eingefügt:

"§ 20
Haushaltsvorlagen

(1) Der Haushalts- und Finanzausschuss berät Haushaltsvor-
lagen zum Verfassungsschutz in vertraulicher Sitzung. Die

Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses sind zur
Geheimhaltung aller Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen
bei ihrer Tätigkeit bekannt geworden sind.

(2) Die Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion können an diesen Sitzungen des Haushalts- und Finanz-
ausschusses mit beratender Stimme teilnehmen."

17. Nach § 20 werden folgende §§ 20 a und 20 b eingefügt:

"§ 20 a
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können die Rechte auf Schutz der
Privatsphäre (Artikel 6 der Verfassung des Freistaats Thü-
ringen) und des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses
(Artikel 10 des Grundgesetzes und Artikel 7 der Verfassung
des Freistaats Thüringen), auf Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes und Artikel 8 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen), auf Versammlungsfreiheit
(Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel 10 der Verfassung
des Freistaats Thüringen) und auf Vereinigungsfreiheit (Ar-
tikel 9 des Grundgesetzes und Artikel 13 der Verfassung des
Freistaats Thüringen) eingeschränkt werden.

§ 20 b
Geltung des Thüringer Datenschutzgesetzes

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 2 durch das Landes-
amt für Verfassungsschutz finden § 3 Abs. 2 und 6, § 7 sowie
die §§ 13 bis 25 des Thüringer Datenschutzgesetzes in der
Fassung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 276) in der je-
weils geltenden Fassung keine Anwendung."

18. Die bisherigen §§ 20 und 21 werden die §§ 21 und 22.

19. Es werden folgende Bezeichnungen ersetzt:

a) in § 1 Abs. 1 Satz 2 "Innenministerium" durch "für den
Verfassungsschutz zuständigen Ministerium",

b) in § 6 Abs. 2 Satz 1 "vom Innenministerium" durch "von
dem für den Verfassungsschutz zuständigen Ministeri-
um" und

c) in § 11 Abs. 4 Satz 3, § 14 Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 1
"Innenministerium" durch "für den Verfassungsschutz
zuständige Ministerium".

20. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen an-
gepasst.

Artikel 4
Änderung des Thüringer Personalausweisgesetzes

Das Thüringer Personalausweisgesetz vom 7. August 1991
(GVBl. S. 285 -325-), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 24. Oktober 2001 (GVBl. S. 265), wird wie folgt ge-
ändert:
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1. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt:

"§ 12 a
Ausnahmen

Das für das Personalausweiswesen zuständige Ministerium
kann auf Antrag des Landeskriminalamts mit Einwilligung
des Betroffenen Ausnahmen von § 1 des Gesetzes über Per-
sonalausweise und von § 4 des Passgesetzes vom 19. April
1986 (BGBl. I S. 537) in der jeweils geltenden Fassung zu-
lassen, wenn dies zur Erfüllung hoheitlicher Aufgaben nach

rechtskräftigem Abschluss eines Strafverfahrens zur Gefah-
renabwehr erforderlich ist, um Gefahren für Leib oder Le-
ben, Gesundheit, Freiheit der Willensentschließung und -be-
tätigung oder für wesentliche Vermögenswerte abzuwehren."

2. Der bisherige § 12 a wird § 12 b.

Artikel 5
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Thüringer Gesetz
zur Deregulierung und Beschleunigung disziplinarrechtlicher Verfahren bei Beamten

Vom 21. Juni 2002

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Disziplinargesetz (ThürDG)

Erster Teil
Geltungsbereich

§ 1 Persönlicher Geltungsbereich
§ 2 Sachlicher Geltungsbereich

Zweiter Teil
Disziplinarmaßnahmen

§ 3 Arten der Disziplinarmaßnahmen
§ 4 Verweis
§ 5 Geldbuße
§ 6 Kürzung der Dienstbezüge
§ 7 Zurückstufung
§ 8 Entfernung aus dem Dienst
§ 9 Kürzung des Ruhegehalts
§10 Aberkennung des Ruhegehalts
§11 Festlegung der Disziplinarmaßnahme
§12 Verhängungsverbot wegen Zeitablaufs
§13 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Strafe, Geld-

buße oder anderen Maßnahmen

Dritter Teil
Allgemeine Bestimmungen für das behördliche und

gerichtliche Disziplinarverfahren

§14 Disziplinarorgane

§15 Aussetzung von Disziplinarverfahren beim Zusammentref-
fen mit anderen Verfahren

§16 Bindung an tatsächliche Feststellungen in anderen Verfah-
ren

§17 Verhandlungsunfähigkeit und Abwesenheit des Beamten
§18 Bevollmächtigte und Beistände
§19 Zustellung
§20 Innerdienstliche Mitteilungen
§21 Ergänzende Anwendung anderer Gesetze

Vierter Teil
Behördliches Disziplinarverfahren

Erster Abschnitt
Einleitung, Ausdehnung, Beschränkung, Beschleunigung

§22 Einleitung von Amts wegen
§23 Einleitung auf Antrag des Beamten
§24 Erweiterung und Begrenzung des Disziplinarverfahrens
§25 Beschleunigungsgebot, Antrag auf gerichtliche Festsetzung

Zweiter Abschnitt
Anhörung des Beamten, Ermittlungen

§26 Information, Belehrung und Anhörung des Beamten
§27 Ermittlungen nach Einleitung des Disziplinarverfahrens,

Verzicht auf Ermittlungen
§28 Ermittlungsführer
§29 Protokoll
§30 Beweiserhebung
§31 Herausgabe von Schriftgut
§32 Durchsuchungen und Beschlagnahmen
§33 Zeugen und Sachverständige

Erfurt, den 20. Juni 2002
Die Präsidentin des Landtags

Lieberknecht
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§34 Unterbringung in einem Krankenhaus zur Erstellung eines
Gutachtens über den psychischen Zustand des Beamten

§35 Akteneinsicht
§36 Unterrichtung des Beamten über das wesentliche Ergebnis

der Ermittlungen, abschließende Anhörung
§37 Abgabe des Disziplinarverfahrens wegen nicht ausreichen

der Disziplinarbefugnis

Dritter Abschnitt
Abschlussentscheidung

§38 Einstellungsverfügung, Kosten, Rechtsbehelf
§39 Disziplinarverfügung, Kosten, Rechtsbehelf
§40 Abweichende Entscheidungsmöglichkeiten des höheren

Dienstvorgesetzten beziehungsweise der obersten Dienst-
behörde

§41 Disziplinarklage

Vierter Abschnitt
Vorläufige Dienstenthebung und Einbehaltung

von Bezügen

§42 Vorläufige Dienstenthebung, Rechtsbehelf
§43 Einbehaltung von Bezügen, Rechtsbehelf

Fünfter Abschnitt
Widerspruchsverfahren

§44 Widerspruchsverfahren, Widerspruchsbescheid, Kosten,
Rechtsbehelf

Fünfter Teil
Gerichtliches Disziplinarverfahren

Erster Abschnitt
Disziplinargerichtsbarkeit

§45 Zuständigkeit
§46 Kammer für Disziplinarsachen
§47 Beamtenbeisitzer
§48 Ausschluss der Richter
§49 Senat für Disziplinarsachen

Zweiter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht

Erster Unterabschnitt
Disziplinarklage

§50 Disziplinarklage, Nachtragsklage
§51 Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der

Klageschrift
§52 Beschränkung des Disziplinarverfahrens
§53 Beweiserhebung
§54 Rücknahme der Disziplinarklage
§55 Entscheidungen des Verwaltungsgerichts, Beschluss, Urteil,

Unterhaltsbeitrag

Zweiter Unterabschnitt
Klage des Beamten

§56 Klage des Beamten
§57 Beschränkung des Disziplinarverfahrens, Beweiserhebung

§58 Klagerücknahme
§59 Entscheidung des Verwaltungsgerichts über die Klage des

Beamten nach mündlicher Verhandlung, Grenzen der erneu-
ten Ausübung der Disziplinarbefugnisse

Dritter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht

Erster Unterabschnitt
Berufung gegen das Urteil über eine Disziplinarklage

§60 Berufung gegen das Urteil über eine Disziplinarklage
§61 Rücknahme der Berufung
§62 Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts über die Beru-

fung gegen das Urteil über eine Disziplinarklage nach der
Eröffnung der mündlichen Verhandlung, Beschluss, Urteil

Zweiter Unterabschnitt
Berufung gegen das Urteil über die Klage des Beamten

§63 Berufung gegen das Urteil über eine Klage des Beamten,
Rücknahme der Berufung

§64 Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts über die Beru-
fung gegen das Urteil über die Klage des Beamten, Be-
schluss, Urteil, Rechtsmittel

Dritter Unterabschnitt
Beschwerde

§65 Beschwerde

Vierter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

§66 Revision

Fünfter Abschnitt
Wiederaufnahme des Verfahrens

§67 Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens
§68 Zulässigkeit der Wiederaufnahme zugunsten oder zuunguns-

ten des Betroffenen
§69 Unzulässigkeit der Wiederaufnahme
§70 Entscheidungen des Gerichts über den Antrag auf Wieder-

aufnahme, Beschluss, Urteil
§71 Folgen des erfolgreichen Wiederaufnahmeverfahrens

Sechster Abschnitt
Kostenentscheidung im gerichtlichen Disziplinarverfahren

§72 Kostenentscheidung nach einer Disziplinarklage, nach ei-
ner Klage oder einem Antrag des Beamten

§73 Kostenentscheidung bei erfolglosem Rechtsmittel und bei
erfolglosem Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinar-
verfahrens

§74 Kostentragung bei Rücknahme, Erledigung in der Haupt-
sache, Wiedereinsetzung und Verschulden
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Sechster Teil
Vollstreckung und Wirksamwerden der

disziplinarrechtlichen Entscheidungen, Kosten und
Aufwendungen, Verwertungsverbot, Begnadigung

§75 Vollzug und Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen
§76 Zahlung des Unterhaltsbeitrags
§77 Kosten und Aufwendungen
§78 Verwertungsverbot, Entfernung von Vorgängen aus der Per-

sonalakte
§79 Begnadigung

Siebter Teil
Besondere Bestimmungen für einzelne Beamtengruppen

§80 Beamte der kommunalen Gebietskörperschaften und der
Verwaltungsgemeinschaften (Kommunalbeamte)

§81 Beamte der anderen Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts

Achter Teil
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§82 Übergangsbestimmungen
§83 Verwaltungsvorschriften
§84 Gleichstellungsbestimmung

Erster Teil
Geltungsbereich

§ 1
Persönlicher Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Beamten und Ruhestandsbeamten,
auf die das Thüringer Beamtengesetz (ThürBG) Anwendung fin-
det. Frühere Beamte, die einen unwiderruflich bewilligten Un-
terhaltsbeitrag nach den Bestimmungen des Beamtenversorgungs-
gesetzes beziehen, gelten bis zum Ende dieses Bezugs als Ruhe-
standsbeamte, ihre Bezüge als Ruhegehalt. Die Bestimmungen
dieses Gesetzes über Beamte gelten auch für Ruhestandsbeamte,
soweit sie nicht ihrer Natur nach nur auf Beamte anwendbar sind.

(2) Die besonderen Bestimmungen des Thüringer Richtergeset-
zes für Disziplinarsachen der Richter und Staatsanwälte und des
Gesetzes über den Thüringer Rechnungshof für Disziplinarsa-
chen der Mitglieder des Rechnungshofs sowie der aus diesen
Ämtern in den Ruhestand getretenen Beamten bleiben unberührt.

§ 2
Sachlicher Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung, wenn
1. von Beamten während ihres Beamtenverhältnisses ein Dienst-

vergehen (§ 81 Abs. 1 ThürBG) oder
2. von Ruhestandsbeamten

a) während ihres Beamtenverhältnisses ein Dienstvergehen
(§ 81 Abs. 1 ThürBG) oder

b) nach Eintritt in den Ruhestand eine als Dienstvergehen
geltende Handlung (§ 81 Abs. 2 ThürBG)

begangen wurde. Die Bestimmungen dieses Gesetzes über Dienst-
vergehen gelten auch für als Dienstvergehen geltende Handlun-
gen (§ 81 Abs. 2 ThürBG), soweit sie nicht ihrer Natur nach nur
auf Dienstvergehen anwendbar sind.

(2) Nach diesem Gesetz können bei Beamten und Ruhestands-
beamten, die früher in einem anderen Dienstverhältnis als Be-
amte, Richter, Berufssoldaten oder als Soldaten auf Zeit gestan-
den haben, auch solche Dienstvergehen verfolgt werden, die sie
in dem früheren Dienstverhältnis oder als Versorgungsberech-
tigte aus einem solchen Dienstverhältnis begangen haben. Bei
einem aus einem solchen Dienstverhältnis Ausgeschiedenen oder
Entlassenen gelten die in § 81 Abs. 2 ThürBG bezeichneten Hand-
lungen als Dienstvergehen.

(3) Ein Wechsel des Dienstherrn steht der Anwendung dieses
Gesetzes nicht entgegen.

Zweiter Teil
Disziplinarmaßnahmen

§ 3
Arten der Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen bei Beamten sind:
1. Verweis,
2. Geldbuße,
3. Kürzung der Dienstbezüge,
4. Zurückstufung oder
5. Entfernung aus dem Dienst.

(2) Disziplinarmaßnahmen bei Ruhestandsbeamten sind:
1. Geldbuße,
2. Kürzung des Ruhegehalts oder
3. Aberkennung des Ruhegehalts.

(3) Gegen Beamte auf Probe und Beamte auf Widerruf können
nur Verweis und Geldbuße verhängt werden. Für die Entlassung
von Beamten auf Probe und auf Widerruf wegen eines Dienst-
vergehens gelten § 36 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 sowie § 37 ThürBG.

(4) Bei Ehrenbeamten können nur Verweis, Geldbuße und Ent-
fernung aus dem Dienst verhängt werden.

(5) Missbilligende Äußerungen (Zurechtweisungen, Ermahnun-
gen, Rügen und dergleichen), die nicht ausdrücklich als Verweis
bezeichnet werden, sind keine Disziplinarmaßnahmen.

§ 4
Verweis

Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens
des Beamten. Eine Beförderung ist frühestens nach Ablauf eines
Jahres seit Verhängung eines Verweises zulässig; im Übrigen steht
ein Verweis bei Bewährung einer Beförderung des Beamten nicht
entgegen.

§ 5
Geldbuße

Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Dienst- oder
Anwärterbezüge des Beamten verhängt werden. Hat der Beamte
keine Bezüge, so darf die Geldbuße den Betrag von fünfhundert
Euro, bei Ehrenbeamten, deren Aufwandsentschädigung darüber
liegt, einen Monatsbetrag der Aufwandsentschädigung nicht über-
steigen. Eine Beförderung ist frühestens nach Ablauf eines Jah-
res seit Verhängung einer Geldbuße zulässig; im Übrigen steht
die Geldbuße bei Bewährung einer Beförderung des Beamten
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nicht entgegen. Bei Ruhestandsbeamten gelten die Sätze 1 und 2
für die Versorgungsbezüge sinngemäß.

§ 6
Kürzung der Dienstbezüge

(1) Die Kürzung der Dienstbezüge besteht in der bruchteilmäßi-
gen Verminderung der monatlichen Dienstbezüge des Beamten
um höchstens ein Fünftel und auf längstens drei Jahre. Sie er-
streckt sich auf alle Ämter, die der Beamte bei Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung bei einem Dienstherrn mit Dienst-
herrnfähigkeit nach § 3 ThürBG bekleidet. Hat der Beamte aus
einem früheren öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis einen
Versorgungsanspruch erworben, so bleibt dieser von der Kür-
zung der Dienstbezüge unberührt.

(2) Während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge darf der
Beamte nicht befördert werden. In der Entscheidung kann der
Zeitraum verkürzt werden, wenn dies im Hinblick auf die Dauer
des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.

(3) Die Rechtsfolgen der Kürzung der Dienstbezüge erstrecken
sich auch auf ein neues Beamtenverhältnis zu demselben oder zu
einem anderen Dienstherrn mit Dienstherrnfähigkeit nach § 3
ThürBG. Während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge ist
eine Einstellung oder Anstellung in einem höheren als dem bis-
herigen Amt bei einem neuen Dienstherrn ausgeschlossen.

§ 7
Zurückstufung

(1) Durch die Zurückstufung wird der Beamte in ein Amt dersel-
ben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt versetzt. Der Be-
amte verliert alle Rechte aus seinem bisherigen Amt einschließ-
lich der damit verbundenen Dienstbezüge und der Befugnis, die
bisherige Amtsbezeichnung zu führen. Mit dem Verlust der Rechte
aus dem bisherigen Amt enden, soweit in der Entscheidung nichts
anderes bestimmt ist, auch die Ehrenämter und die Nebentätig-
keiten, die der Beamte im Zusammenhang mit dem bisherigen
Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines
Dienstvorgesetzten übernommen hatte.

(2) Der Beamte darf nur bei Bewährung und frühestens fünf Jah-
re nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung wieder
befördert werden. In der Entscheidung kann der Zeitraum ver-
kürzt werden, wenn dies im Hinblick auf die Dauer des Diszipli-
narverfahrens angezeigt ist.

(3) Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch auf
ein neues Beamtenverhältnis zu demselben oder zu einem ande-
ren Dienstherrn mit Dienstherrnfähigkeit nach § 3 ThürBG. Bei
der Anwendung des Absatzes 2 steht die Einstellung oder An-
stellung in einem höheren Amt als dem, in welches der Beamte
zurückgestuft wurde, der Beförderung gleich.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Wahlbeamte auf Zeit.

§ 8
Entfernung aus dem Dienst

(1) Mit der Entfernung aus dem Dienst endet das Beamtenver-
hältnis. Der Beamte verliert die Ansprüche auf Besoldung und
Versorgung sowie die Befugnis, die Amtsbezeichnung und die

im Zusammenhang mit dem Amt verliehenen Titel zu führen und
die Dienstkleidung zu tragen.

(2) Die Entfernung aus dem Dienst und ihre Rechtsfolgen er-
strecken sich auf alle Ämter, die der Beamte bei Eintritt der Un-
anfechtbarkeit der Entscheidung bei einem Dienstherrn mit
Dienstherrnfähigkeit nach § 3 ThürBG bekleidet. Ist eines von
mehreren Ämtern ein Ehrenamt, und wird diese Disziplinarmaß-
nahme nur wegen eines in dem Ehrenamt oder im Zusammen-
hang mit diesem begangenen Dienstvergehens verhängt, kann
die Entfernung aus dem Dienst auf das Ehrenamt und die in Ver-
bindung mit ihm übernommenen Nebentätigkeiten beschränkt
werden. Im Hinblick auf die dem Beamten verbleibenden Ämter
kann eine weitere Disziplinarmaßnahme verhängt werden.

(3) Wird gegen einen Beamten, der früher bei einem Dienstherrn
mit Dienstherrnfähigkeit nach § 3 ThürBG in einem anderen
Dienstverhältnis als Beamter oder Richter gestanden hat, auf
Entfernung aus dem Dienst erkannt, verliert er auch die Ansprü-
che aus dem früheren Dienstverhältnis, wenn diese Disziplinar-
maßnahme wegen eines in dem früheren Dienstverhältnis began-
genen Dienstvergehens verhängt wird.

(4) Ist gegen einen Beamten auf Entfernung aus dem Dienst er-
kannt worden, soll er bei einem Dienstherrn mit Dienstherrnfä-
higkeit nach § 3 ThürBG nicht wieder zum Beamten ernannt
werden; auch ein anderes Beschäftigungsverhältnis soll nicht neu
begründet werden.

(5) Der aus dem Dienst entfernte Beamte erhält für die Dauer
von sechs Monaten einen Unterhaltsbeitrag in Höhe von 50 vom
Hundert der ihm bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entschei-
dung zustehenden Dienstbezüge, soweit nicht in der Entschei-
dung nach § 55 Abs. 3 etwas anderes bestimmt ist.

§ 9
Kürzung des Ruhegehalts

Die Kürzung des Ruhegehalts besteht in der bruchteilmäßigen
Verminderung des monatlichen Ruhegehalts des Ruhestandsbe-
amten um höchstens ein Fünftel und auf längstens fünf Jahre. § 6
Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt sinngemäß.

§ 10
Aberkennung des Ruhegehalts

(1) Mit der Aberkennung des Ruhegehalts tritt der Verlust der
Rechte als Ruhestandsbeamter ein. Die Aberkennung bewirkt
auch den Verlust des Anspruchs auf Hinterbliebenenversorgung
und der Befugnis, die Amtsbezeichnung und die im Zusammen-
hang mit dem früheren Amt verliehenen Titel zu führen.

(2) Die Aberkennung des Ruhegehalts und ihre Rechtsfolgen er-
strecken sich auf alle Ämter, die der Ruhestandsbeamte bei Ein-
tritt in den Ruhestand bei einem Dienstherrn mit Dienstherrnfä-
higkeit nach § 3 ThürBG bekleidet hat.

(3) § 8 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) Der Ruhestandsbeamte, dessen Ruhegehalt aberkannt wird,
erhält bis zur Gewährung einer Rente aufgrund einer Nachversi-
cherung, längstens jedoch für die Dauer von sechs Monaten ei-
nen Unterhaltsbeitrag von 75 vom Hundert des ihm bei Eintritt
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der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zustehenden Ruhegehalts,
soweit nicht in der Entscheidung nach § 55 Abs. 3 etwas anderes
bestimmt ist.

§ 11
Festlegung der Disziplinarmaßnahme

(1) Die zuständigen Disziplinarorgane entscheiden über die Ver-
hängung einer Disziplinarmaßnahme nach pflichtgemäßem Er-
messen. Die Disziplinarmaßnahme soll vorrangig danach bemes-
sen werden, in welchem Umfang der Beamte seine Pflichten ver-
letzt und das Vertrauen des Dienstherrn oder der Allgemeinheit
beeinträchtigt hat; das Persönlichkeitsbild des Beamten ist ange-
messen zu berücksichtigen.

(2) Ein Beamter, der durch ein Dienstvergehen das Vertrauen des
Dienstherrn oder der Allgemeinheit endgültig verloren hat, soll
aus dem Dienst entfernt werden. Dem Ruhestandsbeamten wird
das Ruhegehalt aberkannt, wenn er als noch im Dienst befindli-
cher Beamter aus dem Dienst entfernt werden müsste.

(3) Mehrere Disziplinarmaßnahmen können nicht nebeneinan-
der verhängt werden; § 8 Abs. 2 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 12
Verhängungsverbot wegen Zeitablaufs

(1) Sind mehr als zwei Jahre seit der Beendigung des als Dienst-
vergehen in Betracht kommenden Verhaltens vergangen, ist es
unzulässig, einen Verweis zu verhängen.

(2) Sind mehr als drei Jahre seit der Beendigung des als Dienst-
vergehen in Betracht kommenden Verhaltens vergangen, ist es
unzulässig, eine Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder
eine Kürzung des Ruhegehalts zu verhängen.

(3) Sind mehr als sieben Jahre seit der Beendigung des als Dienst-
vergehen in Betracht kommenden Verhaltens vergangen, ist es
unzulässig, eine Zurückstufung zu verhängen.

(4) Durch die Einleitung des Disziplinarverfahrens, die Erhebung
der Disziplinarklage, die Erhebung der Nachtragsklage oder die
Anordnung oder Ausdehnung von Ermittlungen gegen Beamte
auf Probe und auf Widerruf nach § 36 Abs. 4 Satz 2 ThürBG und
§ 37 Abs. 1 ThürBG in Verbindung mit § 36 Abs. 4 Satz 2 ThürBG
werden die Fristen der Absätze 1 bis 3 unterbrochen. Für die
Dauer des Widerspruchsverfahrens, des gerichtlichen Diszipli-
narverfahrens, der Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach
§ 15 oder die Dauer der Mitwirkung des Personalrats sind die
Fristen nach den Absätzen 1 bis 3 gehemmt. Ist vor Ablauf der
Frist wegen desselben Sachverhalts ein Straf- oder Bußgeldver-
fahren eingeleitet oder eine Klage aus dem Beamtenverhältnis
erhoben worden, ist die Frist für die Dauer dieses Verfahrens
gehemmt.

§ 13
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach
Strafe, Geldbuße oder anderen Maßnahmen

(1) Ist durch ein Gericht oder eine Behörde gegen einen Beam-
ten unanfechtbar eine Strafe oder Ordnungsmaßnahme verhängt
worden, darf wegen desselben Sachverhalts ein Verweis nicht
ausgesprochen werden; Geldbuße, Kürzung der Dienstbezüge und

Kürzung des Ruhegehalts dürfen nur verhängt werden, wenn dies
zusätzlich erforderlich ist, um den Beamten oder Ruhestandsbe-
amten zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten und das Anse-
hen des Beamtentums zu wahren.

(2) Erfolgte im Straf- oder Bußgeldverfahren gegen den Beam-
ten ein rechtskräftiger Freispruch durch ein Gericht, darf wegen
des Sachverhalts, der Gegenstand der Gerichtsentscheidung war,
eine Disziplinarmaßnahme nur dann verhängt werden, wenn die-
ser, ohne den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu
erfüllen, ein Dienstvergehen enthält.

Dritter Teil
Allgemeine Bestimmungen für das behördliche

und gerichtliche Disziplinarverfahren

§ 14
Disziplinarorgane

(1) Die Disziplinarbefugnisse werden im Rahmen des behördli-
chen und des gerichtlichen Disziplinarverfahrens von den zu-
ständigen Behörden, Dienstvorgesetzten und Gerichten ausge-
übt.

(2) Bei Ruhestandsbeamten gilt als Dienstvorgesetzter die beim
Eintritt in den Ruhestand zuständige oberste Dienstbehörde. Diese
kann ihre Befugnisse durch Verwaltungsvorschrift ganz oder teil-
weise auf nachgeordnete Behörden übertragen. Die Verwaltungs-
vorschrift ist im Thüringer Staatsanzeiger zu veröffentlichen.
Besteht die zuständige oberste Dienstbehörde nicht mehr, be-
stimmt das für das Beamtenrecht zuständige Ministerium, wel-
che Behörde zuständig ist.

§ 15
Aussetzung von Disziplinarverfahren beim Zusammentreffen

mit anderen Verfahren

(1) Ist die öffentliche Klage im strafgerichtlichen Verfahren ge-
gen den Beamten erhoben oder ein gerichtliches Bußgeldverfah-
ren anhängig, steht dies der Einleitung eines Disziplinarverfah-
rens wegen desselben Sachverhalts nicht entgegen.

(2) Das unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 eingeleitete
Disziplinarverfahren sowie ein Disziplinarverfahren, in dessen
Lauf die öffentliche Klage erhoben oder ein gerichtliches Buß-
geldverfahren anhängig wird, sind auszusetzen. Dies gilt nicht,
wenn keine begründeten Zweifel am Sachverhalt bestehen oder
wenn im strafgerichtlichen Verfahren oder im gerichtlichen Buß-
geldverfahren aus Gründen, die in der Person oder im Verhalten
des Beamten liegen, nicht verhandelt werden kann.

(3) Das ausgesetzte Disziplinarverfahren soll fortgesetzt werden,
wenn nachträglich die Voraussetzungen des Absatzes 2 Satz 2
eintreten. Spätestens nach Abschluss des Verfahrens, das zur
Aussetzung geführt hat, ist es fortzusetzen.

(4) Das Disziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn
in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren über eine Fra-
ge zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung im
Disziplinarverfahren von wesentlicher Bedeutung ist. Das aus-
gesetzte Disziplinarverfahren kann jederzeit fortgesetzt werden.
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 gelten entsprechend.
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(5) Die Aussetzung im Rahmen des gerichtlichen Disziplinar-
verfahrens ist unanfechtbar.

§ 16
Bindung an tatsächliche Feststellungen in anderen Verfahren

(1) Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils
im Straf- oder Bußgeldverfahren oder eines rechtskräftigen Ur-
teils im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das nach § 9
des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) über den Verlust der
Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschie-
den worden ist, sind im Disziplinarverfahren, das denselben Sach-
verhalt zum Gegenstand hat, für die Disziplinarorgane bindend.
Das Gericht hat jedoch die nochmalige Prüfung solcher Feststel-
lungen zu beschließen, deren Richtigkeit seine Mitglieder mit
Stimmenmehrheit bezweifeln.

(2) Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren ge-
troffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, kön-
nen aber der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne noch-
malige Prüfung zugrunde gelegt werden.

§ 17
Verhandlungsunfähigkeit und Abwesenheit des Beamten

Der Einleitung oder der Fortsetzung eines Disziplinarverfahrens
steht nicht entgegen, dass der Beamte verhandlungsunfähig oder
durch Abwesenheit an der Wahrnehmung seiner Rechte gehin-
dert ist. Im Falle des Satzes 1 hat das zuständige Disziplinaror-
gan beim Vormundschaftsgericht die Bestellung eines gesetzli-
chen Vertreters zur Wahrnehmung der Rechte des Beamten in
dem Disziplinarverfahren zu beantragen. Der Vertreter muss
Beamter, Richter, Ruhestandsbeamter oder Richter im Ruhestand
sein. § 16 Abs. 2 und 4 des Thüringer Verwaltungsverfahrensge-
setzes (ThürVwVfG) gilt entsprechend.

§ 18
Bevollmächtigte und Beistände

In jeder Lage des Disziplinarverfahrens kann sich der Beamte
eines Bevollmächtigten oder Beistands bedienen.

§ 19
Zustellung

(1) Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in
Lauf gesetzt wird, sowie Terminbestimmungen und Ladungen
sind zuzustellen, bei Verkündung durch die Gerichte jedoch nur,
wenn es ausdrücklich vorgeschrieben ist. Andere Anordnungen
und Entscheidungen werden formlos bekannt gegeben, soweit in
diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.

(2) Zustellungen und Mitteilungen muss der Beamte unter der
Anschrift, die er seinem Dienstvorgesetzten angezeigt hat, ge-
gen sich gelten lassen.

§ 20
Innerdienstliche Mitteilungen

(1) Die Vorlage von Personalakten und anderen Behördenunter-
lagen mit personenbezogenen Daten sowie die Erteilung von
Auskünften aus diesen Akten und Unterlagen an die zuständigen
Disziplinarorgane und die Verwendung der so erhobenen perso-

nenbezogenen Daten im Disziplinarverfahren sind, soweit nicht
andere Rechtsvorschriften dem entgegenstehen, auch gegen den
Willen des Beamten oder anderer Betroffener zulässig, wenn und
so weit die Durchführung des Disziplinarverfahrens dies erfor-
dert und überwiegende Belange des Beamten, anderer Betroffe-
ner oder der ersuchten Stellen nicht entgegenstehen.

(2) Mitteilungen über Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus
Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der Disziplinar-
organe sowie die Vorlage hierüber geführter Akten sind zwischen
den Dienststellen eines oder verschiedener Dienstherrn sowie
zwischen den Teilen einer Dienststelle zulässig, soweit dies zur
Durchführung des Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die
künftige Übertragung von Aufgaben oder Ämter an den Beam-
ten oder im Einzelfall aus besonderen dienstlichen Gründen un-
ter Berücksichtigung der Belange des Beamten oder anderer Be-
troffener erforderlich ist. Mitteilungen im Sinne des Satzes 1 sind
nicht mehr zulässig, sofern ein Verwertungsverbot nach § 78 be-
steht.

§ 21
Ergänzende Anwendung anderer Gesetze

Zur Ergänzung dieses Gesetzes sind die Bestimmungen des Thü-
ringer Verwaltungsverfahrensgesetzes, des Thüringer Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes, des Thüringer
Datenschutzgesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) entsprechend anzuwenden, soweit sie nicht im Wider-
spruch zu den Bestimmungen dieses Gesetzes stehen oder in die-
sem Gesetz etwas anderes bestimmt ist.

Vierter Teil
Behördliches Disziplinarverfahren

Erster Abschnitt
Einleitung, Ausdehnung, Beschränkung, Beschleunigung

§ 22
Einleitung von Amts wegen

(1) Werden konkrete Anhaltspunkte bekannt, die den Verdacht
eines Dienstvergehens rechtfertigen, hat der Dienstvorgesetzte
ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Der höhere Dienstvorge-
setzte und die oberste Dienstbehörde können das Disziplinarver-
fahren an sich ziehen. Die Einleitung ist aktenkundig zu machen.

(2) Von der Einleitung ist abzusehen, wenn feststeht, dass nach
§ 12 oder § 13 eine Disziplinarmaßnahme nicht verhängt wer-
den darf. Die Gründe sind aktenkundig zu machen. Von der Ein-
leitung kann abgesehen werden, sofern der dem Beamten zur Last
gelegte Sachverhalt feststeht, die Einleitung eines Disziplinar-
verfahrens vom Dienstvorgesetzten wegen der geringen Bedeu-
tung des Vergehens nicht für erforderlich gehalten wird und der
Beamte durch andere geeignete Maßnahmen zur künftigen Be-
achtung seiner Dienstpflichten veranlasst werden kann.

(3) Werden von einem Beamten mehrere Ämter bekleidet, die im
Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, kann nur der für das
Hauptamt zuständige Dienstvorgesetzte ein Disziplinarverfahren
einleiten. Stehen die Ämter nicht im Verhältnis von Haupt- zu
Nebenamt zueinander, kann der Dienstvorgesetzte, zu dessen
Geschäftsbereich eines der Ämter gehört, ein Disziplinarverfah-
ren einleiten. Er teilt dies den für die anderen Ämter zuständigen
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Dienstvorgesetzten mit. Wegen desselben Sachverhaltes kann ein
weiteres Disziplinarverfahren gegen den Beamten nicht einge-
leitet werden.

(4) Durch die Beurlaubung, Abordnung oder Zuweisung (§ 123a
des Beamtenrechtsrahmengesetzes - BRRG -) des Beamten wer-
den die Zuständigkeiten nach den Absätzen 1 bis 3 nicht berührt.

§ 23
Einleitung auf Antrag des Beamten

Der Beamte kann bei dem Dienstvorgesetzten oder dem höheren
Dienstvorgesetzten die Einleitung eines Disziplinarverfahrens
gegen sich selbst beantragen, um sich von dem Verdacht eines
Dienstvergehens zu entlasten. Der Antrag darf nur abgelehnt
werden, wenn konkrete Anhaltspunkte, die den Verdacht eines
Vergehens rechtfertigen, nicht vorliegen. § 22 Abs. 1 Satz 2 und
3 sowie Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

§ 24
Erweiterung und Begrenzung des Disziplinarverfahrens

(1) Bis zum Erlass einer Abschlussentscheidung (§§ 38, 39 und
41) kann das Disziplinarverfahren auf neue Handlungen, die den
Verdacht eines Dienstvergehens rechtfertigen, erweitert werden.
Die Erweiterung ist aktenkundig zu machen.

(2) Bis zum Erlass einer Abschlussentscheidung (§§ 38, 39 und
41) oder eines Widerspruchsbescheids (§ 44) können solche
Handlungen aus dem Disziplinarverfahren ausgeklammert wer-
den, die für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinar-
maßnahme voraussichtlich nicht ausschlaggebend sind. Die Be-
schränkung ist aktenkundig zu machen. Die ausgeklammerten
Handlungen können nur wieder in das Disziplinarverfahren ein-
bezogen werden, wenn die Beschränkungsvoraussetzungen nach-
träglich wegfallen. Werden die ausgeklammerten Handlungen
nicht wieder einbezogen, so ist ihre Verfolgung nach dem unan-
fechtbaren Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht mehr zu-
lässig.

§ 25
Beschleunigungsgebot, Antrag auf gerichtliche Festsetzung

(1) Das Disziplinarverfahren ist beschleunigt durchzuführen.

(2) Der Beamte kann, wenn das Disziplinarverfahren nicht in-
nerhalb einer Frist von zwölf Monaten seit Einleitung durch Ein-
stellung, Erlass einer Disziplinarverfügung oder durch Erhebung
der Disziplinarklage beendet ist, beim Verwaltungsgericht die
gerichtliche Bestimmung einer Frist zum Abschluss des Diszi-
plinarverfahrens beantragen. Ist das Disziplinarverfahren nach
§ 15 ausgesetzt, ist die Frist nach Satz 1 gehemmt.

(3) Bei einem Antrag auf gerichtliche Fristbestimmung bestimmt
das Verwaltungsgericht, wenn ein zureichender Grund für den
fehlenden Abschluss des Disziplinarverfahrens nach diesem Ge-
setz nicht gegeben ist, eine Frist, in der es abzuschließen ist.
Andernfalls lehnt es den Antrag ab. Die Frist kann auf einen vor
ihrem Ablauf gestellten Antrag des Dienstherrn verlängert wer-
den, wenn ihre fehlende Einhaltung auf Gründen beruht, die der
Dienstherr nicht zu verantworten hat. Die Fristbestimmung, ihre
Verlängerung sowie die Ablehnung des Antrags auf Fristbestim-
mung erfolgen durch unanfechtbaren Beschluss. Wird das Diszi-

plinarverfahren innerhalb der bestimmten Frist nicht abgeschlos-
sen, stellt das Verwaltungsgericht das Disziplinarverfahren durch
Beschluss ein. Gegen den Beschluss nach Satz 5 kann Beschwerde
an das Oberverwaltungsgericht eingelegt werden. Wird der Be-
schluss nach Satz 5 rechtskräftig, so steht er einem rechtskräfti-
gen Urteil gleich.

Zweiter Abschnitt
Anhörung des Beamten, Ermittlungen

§ 26
Information, Belehrung und Anhörung des Beamten

(1) Der Beamte ist über die Einleitung des Disziplinarverfahrens
zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Sachverhalts-
aufklärung möglich ist. Hierbei ist er darüber zu informieren,
welche Verfehlung ihm zur Last gelegt wird. Er ist gleichzeitig
darüber zu belehren, dass es ihm freisteht, sich mündlich oder
schriftlich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen und dass
er sich jederzeit eines Bevollmächtigten oder Beistandes bedie-
nen kann. Ist die nach den Sätzen 2 und 3 vorgeschriebene Un-
terrichtung oder Belehrung unterblieben oder unrichtig erfolgt,
darf die Aussage des Beamten nicht zu seinem Nachteil verwer-
tet werden.

(2) Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung ist dem Beam-
ten eine Frist von einem Monat und für die Abgabe der Erklä-
rung, sich mündlich äußern zu wollen, eine Frist von einer Wo-
che zu setzen. Hat der Beamte rechtzeitig erklärt, sich mündlich
äußern zu wollen, ist die Anhörung innerhalb eines Monats nach
Eingang der Erklärung durchzuführen. Ist der Beamte aus zwin-
genden Gründen gehindert, eine Frist nach Satz 1 einzuhalten
oder einer Ladung zur mündlichen Verhandlung Folge zu leis-
ten, und hat er dies unverzüglich mitgeteilt, ist die maßgebliche
Frist zu verlängern oder er erneut zu laden.

§ 27
Ermittlungen nach Einleitung des Disziplinarverfahrens,

Verzicht auf Ermittlungen

(1) Nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens sind die zur
Aufklärung des Sachverhaltes notwendigen Ermittlungen durch-
zuführen; § 22 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Dabei sind die
belastenden, die entlastenden und die für die Bemessung einer
Disziplinarmaßnahme bedeutsamen Umstände zu ermitteln.

(2) Auf die Durchführung der Ermittlungen soll verzichtet wer-
den, soweit der Sachverhalt aufgrund der tatsächlichen Feststel-
lungen eines rechtskräftigen Urteils im Straf- oder Bußgeldver-
fahren oder eines rechtskräftigen Urteils im verwaltungsgericht-
lichen Verfahren, durch das nach § 9 BBesG über den Verlust der
Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschie-
den worden ist, feststeht. Auf ihre Durchführung kann auch in-
soweit verzichtet werden, als der Sachverhalt auf andere Weise,
insbesondere nach der Durchführung eines anderen gesetzlich
geordneten Verfahrens, aufgeklärt ist.

(3) Stellt sich heraus, dass die Voraussetzungen einer Diszipli-
narklage vorliegen, ist diese unverzüglich ohne weitere behörd-
liche Ermittlungen zu erheben. Der Beamte muss zuvor Gele-
genheit zur Äußerung nach § 26 erhalten haben. § 36 findet kei-
ne Anwendung.
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§ 28
Ermittlungsführer

Der Dienstvorgesetzte kann zur Durchführung der Ermittlungen
einen Ermittlungsführer bestellen; dessen ungeachtet kann er je-
derzeit die Ermittlungen an sich ziehen und Beweiserhebungen
selbst durchführen. Der Ermittlungsführer soll für die Dauer sei-
ner Aufgabe im Hauptamt entlastet werden. Gehört der Ermitt-
lungsführer einer anderen Behörde als der Dienstvorgesetze an,
kann die Bestellung nur im Einvernehmen mit dieser Behörde
erfolgen. Die Weisungsbefugnis des Dienstvorgesetzten gegen-
über dem Ermittlungsführer bezüglich des Ermittlungsverfahrens
wird davon nicht berührt. Weisungen des Dienstvorgesetzten
dürfen die Wahrnehmung der sonstigen Dienstgeschäfte des Er-
mittlungsführers nicht beeinträchtigen.

§ 29
Protokoll

Über jede Anhörung des Beamten sowie über jede Beweiserhe-
bung ist ein Protokoll anzufertigen. § 168a der Strafprozeßord-
nung (StPO) gilt entsprechend. Bei der Einholung von schriftli-
chen dienstlichen Auskünften und bei der Beiziehung von Ur-
kunden und Akten genügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.

§ 30
Beweiserhebung

(1) Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei können
insbesondere
1. schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt,
2. Zeugen und Sachverständige vernommen oder die schriftli-

che Äußerung von Zeugen und Sachverständigen eingeholt,
3. Urkunden und Akten beigezogen sowie
4. der Augenschein eingenommen
werden.

(2) Niederschriften über Aussagen von Personen, die schon in
einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren vernommen
worden sind, sowie Niederschriften über die Einnahme eines rich-
terlichen Augenscheins können im Disziplinarverfahren ohne
nochmalige Beweiserhebung verwertet werden.

(3) Die Entscheidung über einen Beweisantrag des Beamten er-
geht nach pflichtgemäßem Ermessen. Soweit dieser für die Fra-
ge der Tat, der Schuld oder der Bemessung der Disziplinarmaß-
nahme relevant sein kann, ist ihm stattzugeben.

(4) Dem Beamten ist die Anwesenheit bei der Vernehmung von
Zeugen und Sachverständigen sowie bei der Einnahme des Au-
genscheins zu gestatten und Gelegenheit zu geben, hierbei sach-
dienliche Fragen zu stellen. Ein schriftliches Gutachten ist ihm
zugänglich zu machen. Der Beamte kann von der Teilnahme aus-
geschlossen werden, wenn dies aus besonderen dienstlichen Grün-
den erforderlich oder eine Gefährdung der Ermittlungen mög-
lich ist. Der Beamte ist über das Ergebnis der Beweisaufnahme
zu unterrichten.

§ 31
Herausgabe von Schriftgut

(1) Auf Verlangen hat der Beamte dienstliche Schriftstücke, Auf-
zeichnungen und sonstige amtliche Unterlagen, die als Beweis-

mittel von Bedeutung sein können, für das Disziplinarverfahren
zur Verfügung zu stellen. Das Verwaltungsgericht kann auf An-
trag durch Beschluss die Herausgabe anordnen und sie durch die
Festsetzung von Zwangsgeld durchsetzen. Der Beschluss ist un-
anfechtbar.

(2) Das Ersuchen an das Verwaltungsgericht nach Absatz 1 Satz 2
darf nur vom Dienstvorgesetzten, seinem allgemeinen Vertreter
oder einem Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der die Be-
fähigung zum Richteramt hat, gestellt werden.

(3) § 32 bleibt unberührt.

§ 32
Durchsuchungen und Beschlagnahmen

(1) Das Verwaltungsgericht kann auf Antrag durch Beschluss
Durchsuchungen und Beschlagnahmen anordnen; § 31 Abs. 2
gilt entsprechend. Die Anordnung darf nur getroffen werden,
wenn der Beamte des ihm zur Last gelegten Dienstvergehens
dringend verdächtig ist und die Maßnahme zu der Bedeutung
der Sache und der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht
außer Verhältnis steht. Die Bestimmungen der Strafprozeßord-
nung über die Durchsuchungen und Beschlagnahmen finden ent-
sprechende Anwendung, soweit nicht in diesem Gesetz etwas
anderes bestimmt ist. Befugt zur Durchführung der Durchsuchung
und Beschlagnahme sind nur die nach der Strafprozeßordnung
dazu berufenen Behörden.

(2) Durch Absatz 1 wird das Grundrecht der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Artikel 8 der Ver-
fassung des Freistaats Thüringen) eingeschränkt.

§ 33
Zeugen und Sachverständige

(1) Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige zur Erstattung
von Gutachten verpflichtet. Die Bestimmungen der Strafprozeß-
ordnung über die Aussagepflicht und das Auskunftsverweige-
rungsrecht als Zeuge, die Pflicht und das Verweigerungsrecht als
Sachverständiger Gutachten zu erstatten, die Ablehnung von
Sachverständigen sowie die Vernehmung von Angehörigen des
öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachverständige gelten
entsprechend.

(2) Verweigern Zeugen oder Sachverständige ohne Vorliegen ei-
nes der in den §§ 52 bis 55 und 76 StPO bezeichneten Gründe
die Aussage oder die Erstattung des Gutachtens, kann das Ver-
waltungsgericht um die Vernehmung ersucht werden; § 31 Abs. 2
gilt entsprechend. In dem Ersuchen sind der Gegenstand der Ver-
nehmung darzulegen sowie die Namen und Anschriften der Be-
teiligten anzugeben. Das Verwaltungsgericht entscheidet über die
Rechtmäßigkeit der Verweigerung der Aussage oder der Erstat-
tung des Gutachtens.

(3) Wird mit Rücksicht auf die Bedeutung der Aussage eines
Zeugen oder des Gutachtens eines Sachverständigen oder zur
Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage die Beeidung
für geboten gehalten, kann das Verwaltungsgericht um die eidli-
che Vernehmung ersucht werden; § 31 Abs. 2 gilt entsprechend.
Das Verwaltungsgericht entscheidet über die Rechtmäßigkeit der
Eidesleistung.
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§ 34
Unterbringung in einem Krankenhaus zur Erstellung

eines Gutachtens über den psychischen Zustand des Beamten

(1) Zur Vorbereitung eines Gutachtens über den psychischen
Zustand des Beamten kann das Verwaltungsgericht auf Antrag
und nach Anhörung eines Sachverständigen durch Beschluss
anordnen, dass der Beamte in einem öffentlichen psychiatrischen
Krankenhaus oder in einer anderen geeigneten Fachklinik für
höchstens sechs Wochen untergebracht und untersucht wird; § 31
Abs. 2 gilt entsprechend. Die Anordnung darf nur getroffen wer-
den, wenn der Beamte des ihm zur Last gelegten Dienstverge-
hens dringend verdächtig ist und die Unterbringung zu der Be-
deutung der Sache und der zu erwartenden Disziplinarmaßnah-
me nicht außer Verhältnis steht. Die Unterbringung darf nur durch
die nach der Strafprozeßordnung dazu berufenen Behörden durch-
gesetzt werden.

(2) Das Verwaltungsgericht hat den Beamten von dem Antrag
nach Absatz 1 in Kenntnis zu setzen. Hat der Beamte nicht selbst
einen Bevollmächtigten beigezogen, bestellt das Verwaltungs-
gericht von Amts wegen für das Unterbringungsverfahren einen
Bevollmächtigten, der die Befähigung zum Richteramt haben
muss. Von dem Beschluss, durch den die Unterbringung ange-
ordnet wird, ist zusätzlich ein Angehöriger des Beamten oder
eine Person seines Vertrauens zu benachrichtigen.

(3) Durch Absatz 1 wird das Grundrecht der Freiheit der Person
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes, Artikel 3 Abs. 1
Satz 2 der Verfassung des Freistaats Thüringen) eingeschränkt.

§ 35
Akteneinsicht

Dem Beamten ist zu gestatten, die Akten und die beigezogenen
Schriftstücke einzusehen, sobald und so weit dies ohne Gefähr-
dung der Sachverhaltsaufklärung möglich ist.

§ 36
Unterrichtung des Beamten

über das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen,
abschließende Anhörung

Soll das Disziplinarverfahren nicht eingestellt werden, so ist dem
Beamten das wesentliche Ergebnis der Ermittlungen mitzuteilen
und ihm Gelegenheit zu geben, innerhalb einer Frist von einer
Woche weitere Ermittlungen zu beantragen. Kann der Beamte
aus zwingenden Gründen diese Frist nicht einhalten und hat er
dies unverzüglich mitgeteilt, ist die Frist zu verlängern. Über den
Antrag entscheidet der Dienstvorgesetzte nach pflichtgemäßem
Ermessen. Dem Beamten ist auch das Ergebnis der weiteren Er-
mittlungen mitzuteilen. Der Abschluss der Ermittlungen ist ak-
tenkundig zu machen. Danach ist dem Beamten Gelegenheit zu
geben, sich abschließend zu äußern;  § 26 Abs. 2 gilt entspre-
chend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das Disziplinar-
verfahren nach § 38 Abs. 1 Nr. 6, 7 oder 8 eingestellt werden soll.

§ 37
Abgabe des Disziplinarverfahrens wegen nicht

ausreichender Disziplinarbefugnis

Kommt der Dienstvorgesetzte nach dem Abschluss der Ermitt-
lungen zu dem Ergebnis, dass seine Disziplinarbefugnisse nach

den §§ 38, 39, 41 nicht ausreichen, so führt er die Entscheidung
des höheren Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienstbehör-
de herbei. Der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste Dienst-
behörde können das Disziplinarverfahren an den Dienstvorge-
setzten zurückgeben, wenn sie weitere Ermittlungen für erfor-
derlich oder dessen Befugnisse für ausreichend halten.

Dritter Abschnitt
Abschlussentscheidung

§ 38
Einstellungsverfügung, Kosten, Rechtsbehelf

(1) Das Disziplinarverfahren ist durch schriftliche Verfügung,
die zu begründen ist, einzustellen, wenn
1. ein Dienstvergehen nicht erwiesen ist,
2. ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist, nach dem gesamten

Verhalten des Beamten die Verhängung einer Disziplinarmaß-
nahme jedoch nicht angezeigt erscheint,

3. bei einem Ruhestandsbeamten die Verhängung einer Diszi-
plinarmaßnahme nicht gerechtfertigt erscheint,

4. nach den §§ 12 oder 13 eine Disziplinarmaßnahme nicht ver-
hängt werden darf,

5. das Disziplinarverfahren oder die Verhängung einer Diszi-
plinarmaßnahme aus sonstigen Gründen unzulässig ist,

6. der Beamte stirbt,
7. das Beamtenverhältnis durch Entlassung, Verlust der Beam-

tenrechte oder Entfernung aus dem Dienst endet oder
8. bei einem Ruhestandsbeamten die Folgen einer gerichtlichen

Verurteilung nach § 59 Abs. 1 des Beamtenversorgungsge-
setzes (BeamtVG) eintreten.

(2) Wird das Verfahren nach Absatz 1 eingestellt, trägt der Dienst-
herr die Kosten des Disziplinarverfahrens. Erfolgt die Einstel-
lung trotz Vorliegens eines Dienstvergehens, können die Kosten
des Disziplinarverfahrens dem Beamten auferlegt oder verhält-
nismäßig geteilt werden, soweit es der Billigkeit entspricht. Dem
Beamten können auch die Kosten auferlegt werden, die zure-
chenbar durch sein Verschulden entstanden sind.

(3) Gegen die Einstellungsverfügung, in der ein Dienstvergehen
festgestellt oder offen gelassen wird, ob ein Dienstvergehen vor-
liegt, sowie gegen die selbständige Kostenentscheidung kann der
Beamte Klage vor dem Verwaltungsgericht erheben.

§ 39
Disziplinarverfügung, Kosten, Rechtsbehelf

(1) Wird das Disziplinarverfahren nicht eingestellt, können Ver-
weis, Geldbuße, eine Kürzung der Dienstbezüge oder des Ruhe-
gehalts durch eine schriftliche Disziplinarverfügung, die zu be-
gründen ist, verhängt werden.

(2) Die Befugnis zur Verhängung der in Absatz 1 genannten Dis-
ziplinarmaßnahmen richtet sich nach den folgenden Grundsät-
zen:
1. Verweise kann jeder Dienstvorgesetzte gegenüber den ihm

nachgeordneten Beamten erteilen;
2. Geldbußen können von der obersten Dienstbehörde oder von

den ihr unmittelbar nachgeordneten Dienstvorgesetzten bis
zum zulässigen Höchstbetrag und von den übrigen Dienst-
vorgesetzten bis zur Hälfte des zulässigen Höchstbetrages
verhängt werden; bei Ruhestandsbeamten können Geldbu-
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ßen von dem nach § 14 Abs. 2 zuständigen Dienstvorgesetz-
ten verhängt werden;

3. Kürzungen der Dienstbezüge können von der obersten Dienst-
behörde bis zum zulässigen Höchstmaß und von den der
obersten Dienstbehörde unmittelbar nachgeordneten Dienst-
vorgesetzten bis zu einer Kürzung der Dienstbezüge um ein
Fünftel auf zwei Jahre angeordnet werden;

4. Kürzungen des Ruhegehalts können bis zum zulässigen
Höchstmaß von dem nach § 14 Abs. 2 zuständigen Dienst-
vorgesetzten verhängt werden.

Die oberste Dienstbehörde kann ihre Befugnisse nach Satz 1 Nr. 2
und 3 durch Verwaltungsvorschrift auf nachgeordnete Behörden
übertragen. Die Verwaltungsvorschrift ist im Thüringer Staats-
anzeiger zu veröffentlichen.

(3) Ergeht eine Disziplinarverfügung nach Absatz 1, sind die
Kosten des Disziplinarverfahrens dem Beamten aufzuerlegen.
Bildet das dem Beamten zur Last gelegte Dienstvergehen nur
zum Teil die Grundlage für die Disziplinarverfügung oder sind
durch zugunsten des Beamten ausgegangene Ermittlungen be-
sondere Kosten entstanden, sind die Kosten des Disziplinarver-
fahrens verhältnismäßig zu teilen, soweit es der Billigkeit ent-
spricht.

(4) Gegen die Disziplinarverfügung kann der Beamte Klage vor
dem Verwaltungsgericht erheben.

(5) Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Diszipli-
narverfügung in einem wegen desselben Sachverhalts eingelei-
teten Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Entschei-
dung, wonach die verhängte Disziplinarmaßnahme gemäß § 13
unzulässig wird, ist die Disziplinarverfügung von der sie erlas-
senden Behörde auf Antrag des Beamten aufzuheben und das
Disziplinarverfahren einzustellen; die Antragsfrist beträgt drei
Monate und beginnt mit dem Tag, an dem der Beamte von der in
Absatz 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhalten hat. Ge-
gen die Entscheidung über den Antrag auf Aufhebung der Diszi-
plinarverfügung kann bei dessen Ablehnung durch den Beamten
Klage erhoben werden.

§ 40
Abweichende Entscheidungsmöglichkeiten

des höheren Dienstvorgesetzten beziehungsweise der obersten
Dienstbehörde

(1) Die Einstellungsverfügung und die Disziplinarverfügung sind
dem höheren Dienstvorgesetzten unverzüglich bekannt zu ge-
ben. Hält dieser seine Disziplinarbefugnis nach den Absätzen 2
und 3 nicht für ausreichend, hat er die Einstellungsverfügung
oder die Disziplinarverfügung unverzüglich der obersten Dienst-
behörde bekannt zu geben. Die oberste Dienstbehörde kann das
Disziplinarverfahren an den höheren Dienstvorgesetzten zurück-
geben, wenn sie weitere Ermittlungen für erforderlich oder des-
sen Befugnisse für ausreichend hält.

(2) Der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste Dienstbehör-
de können ungeachtet einer Einstellung des Disziplinarverfah-
rens nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 im Rahmen ihrer Zuständigkeit
wegen desselben Sachverhalts eine Disziplinarverfügung erlas-
sen oder Disziplinarklage erheben. Eine Entscheidung nach Satz 1
kann nur innerhalb von drei Monaten nach der Einstellung des
Disziplinarverfahrens ergehen, es sei denn, dass nach der Ein-
stellung wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil

aufgrund von tatsächlichen Feststellungen ergeht, die von den
der Einstellung zugrunde liegenden tatsächlichen Feststellungen
abweichen. Vor der Entscheidung nach Satz 1 ist der Beamte zu
hören.

(3) Der höhere Dienstvorgesetzte oder die oberste Dienstbehör-
de können eine Disziplinarverfügung eines nachgeordneten
Dienstvorgesetzten, die oberste Dienstbehörde auch eine von ihr
selbst erlassene Disziplinarverfügung jederzeit aufheben. Sie
können im Rahmen ihrer Zuständigkeiten in der Sache neu ent-
scheiden oder Disziplinarklage erheben. Für eine Verschärfung
der Disziplinarmaßnahme nach Art und Höhe oder die Erhebung
der Disziplinarklage gilt Absatz 2 Satz 2 und 3 entsprechend.

§ 41
Disziplinarklage

Wird das Disziplinarverfahren nicht durch Einstellung oder Er-
lass einer Disziplinarverfügung abgeschlossen, ist zur Verhän-
gung einer Zurückstufung, Entfernung aus dem Dienst oder der
Aberkennung des Ruhegehalts Disziplinarklage vor dem Verwal-
tungsgericht zu erheben. Bei Beamten wird die Disziplinarklage
durch die oberste Dienstbehörde, bei Ruhestandsbeamten durch
den nach § 14 Abs. 2 zuständigen Dienstvorgesetzten erhoben.
Die oberste Dienstbehörde kann ihre Befugnis durch Verwaltungs-
vorschrift auf nachgeordnete Behörden übertragen; die Verwal-
tungsvorschrift ist im Thüringer Staatsanzeiger zu veröffentli-
chen. § 22 Abs. 1 Satz 2 sowie Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.

Vierter Abschnitt
Vorläufige Dienstenthebung

und Einbehaltung von Bezügen

§ 42
Vorläufige Dienstenthebung, Rechtsbehelf

(1) Die für die Erhebung der Disziplinarklage zuständige Behör-
de kann gleichzeitig mit oder nach Einleitung des Disziplinar-
verfahrens einen Beamten vorläufig des Dienstes entheben, wenn
im Disziplinarverfahren voraussichtlich die Entfernung aus dem
Dienst oder die Aberkennung des Ruhegehalts verhängt werden
wird oder wenn bei einem Beamten auf Probe oder einem Beam-
ten auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung nach § 36 Abs. 1
Nr. 1 und Abs. 4 sowie § 37 ThürBG erfolgen wird. Eine vorläu-
fige Dienstenthebung ist auch dann möglich, wenn durch den
Verbleib des Beamten im Dienst der Dienstbetrieb oder die Er-
mittlungen wesentlich beeinträchtigt würden und die vorläufige
Dienstenthebung im Vergleich zu der Bedeutung der Sache und
der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht außer Verhältnis
steht. Die Anhörung des Beamten vor der Anordnung der vor-
läufigen Dienstenthebung richtet sich nach § 28 ThürVwVfG.

(2) Die Anordnung der vorläufigen Dienstenthebung wird mit
der Zustellung wirksam und vollziehbar. Die vorläufige Dienst-
enthebung endet mit dem rechtskräftigen Abschluss des Diszi-
plinarverfahrens; die §§ 48, 49 ThürVwVfG bleiben unberührt.
Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die im
Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprüche auf Auf-
wandsentschädigung.

(3) Die vorläufige Dienstenthebung erstreckt sich auf alle Äm-
ter, die der Beamte bei einem Dienstherrn mit Dienstherrnfähig-
keit nach § 3 ThürBG bekleidet. Ist eines der Ämter ein Ehren-
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amt und ist das Disziplinarverfahren nur wegen eines in dem
Ehrenamt oder im Zusammenhang mit diesem begangenen
Dienstvergehens eingeleitet worden, kann die vorläufige Dienst-
enthebung auf das Ehrenamt und die in Verbindung mit ihm über-
nommenen Nebentätigkeiten beschränkt werden.

(4) Wird der Beamte vorläufig des Dienstes enthoben, während
er schuldhaft vom Dienst fernbleibt, dauert der nach § 9 BBesG
begründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt,
in dem der Beamte seinen Dienst aufgenommen hätte, wenn er
hieran nicht durch die vorläufige Dienstenthebung gehindert
worden wäre. Der Zeitpunkt ist von der für die Erhebung der
Disziplinarklage zuständigen Behörde festzustellen und dem
Beamten mitzuteilen.

(5) Der Beamte kann die Aussetzung der vorläufigen Dienstent-
hebung beim Verwaltungsgericht beantragen. Anstelle des Ver-
waltungsgerichts ist das Oberverwaltungsgericht zuständig, wenn
bei diesem zum gleichen Sachverhalt ein Disziplinarverfahren
anhängig ist. Die Anordnung der vorläufigen Dienstenthebung
ist auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an deren Rechtmäßig-
keit bestehen. Die Entscheidung über den Antrag ergeht durch
Beschluss. Für die Abänderung oder Aufhebung des Beschlus-
ses gilt § 80 Abs. 7 VwGO entsprechend.

§ 43
Einbehaltung von Bezügen, Rechtsbehelf

(1) Gleichzeitig mit oder nach der Anordnung der vorläufigen
Dienstenthebung kann von der für die Erhebung der Disziplinar-
klage zuständigen Behörde angeordnet werden, dass ein Teil,
höchstens die Hälfte, der monatlichen Dienst- oder Anwärterbe-
züge des Beamten einbehalten wird, wenn im Disziplinarverfah-
ren voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst oder auf Ab-
erkennung des Ruhegehalts erkannt werden wird oder wenn bei
einem Beamten auf Probe oder einem Beamten auf Widerruf
voraussichtlich eine Entlassung nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4
sowie § 37 ThürBG erfolgen wird. Bei einem Ruhestandsbeam-
ten kann gleichzeitig mit oder nach Einleitung des Disziplinar-
verfahrens von der für die Erhebung der Disziplinarklage zu-
ständigen Behörde angeordnet werden, dass bei ihm ein Teil,
höchstens ein Drittel, des Ruhegehalts einbehalten wird, wenn
im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Aberkennung des
Ruhegehalts erkannt werden wird. Die Anhörung des Beamten
vor der Anordnung der Einbehaltung der Dienst- oder Anwärter-
bezüge beziehungsweise des Ruhegehalts richtet sich nach § 28
ThürVwVfG.

(2) Die Anordnung der Einbehaltung von Bezügen wird mit dem
auf die Zustellung folgenden Fälligkeitstag wirksam und voll-
ziehbar. Die Einbehaltung von Bezügen endet mit dem rechts-
kräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens; die §§ 48, 49
ThürVwVfG bleiben unberührt.

(3) Die Einbehaltung von Dienstbezügen erstreckt sich auf alle
Ämter, die der Beamte bei einem Dienstherrn mit Dienstherrnfä-
higkeit nach § 3 ThürBG bekleidet.

(4) Der Beamte kann die Aussetzung der Einbehaltung von
Dienstbezügen, der Ruhestandsbeamte die Aussetzung der Ein-
behaltung von Ruhegehalt beantragen. § 42 Abs. 5 gilt entspre-
chend.

(5) Die einbehaltenen Bezüge verfallen, wenn
1. im Disziplinarverfahren die Entfernung aus dem Dienst oder

die Aberkennung des Ruhegehalts verhängt worden ist,
2. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf-

verfahren eine Strafe verhängt worden ist, die den Verlust
der Rechte als Beamter oder Ruhestandsbeamter zur Folge
hat,

3. das Disziplinarverfahren aufgrund des § 38 Abs. 1 Nr. 4 ein-
gestellt worden ist und ein innerhalb von drei Monaten nach
der Einstellung wegen desselben Sachverhalts eingeleitetes
neues Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem Dienst
oder zur Aberkennung des Ruhegehalts geführt hat oder

4. das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 38 Abs. 1
Nr. 7, 8 eingestellt worden ist und die für die Erhebung der
Disziplinarklage zuständige Behörde festgestellt hat, dass die
Entfernung aus dem Dienst oder die Aberkennung des Ru-
hegehalts gerechtfertigt gewesen wäre.

(6) Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den
Fällen des Absatzes 5 unanfechtbar abgeschlossen, sind die ein-
behaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf die nachzuzahlenden
Dienstbezüge können Einkünfte aus genehmigungspflichtigen
Nebentätigkeiten angerechnet werden, die der Beamte aus An-
lass der vorläufigen Dienstenthebung ausgeübt hat, wenn eine
Disziplinarmaßnahme verhängt worden ist oder die für die Erhe-
bung der Disziplinarklage zuständige Behörde feststellt, dass ein
Dienstvergehen erwiesen ist. Der Beamte ist verpflichtet, über
die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben.

Fünfter Abschnitt
Widerspruchsverfahren

§ 44
Widerspruchsverfahren, Widerspruchsbescheid, Kosten,

Rechtsbehelf

(1) Vor Erhebung der Klage durch den Beamten ist ein Wider-
spruchsverfahren (Vorverfahren) durchzuführen. Für die Frist und
Form gilt § 70 VwGO entsprechend.

(2) Die oberste Dienstbehörde, bei Ruhestandsbeamten der nach
§ 14 Abs. 2 zuständige Dienstvorgesetzte erlässt einen schrift-
lich begründeten, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehenen
Widerspruchsbescheid; die angefochtene Entscheidung darf nicht
zum Nachteil des Beamten abgeändert werden. Unberührt da-
von bleibt die Befugnis, eine abweichende Entscheidung nach
§ 40 Abs. 3 zu treffen. Richtet sich der Widerspruch gegen eine
Disziplinarverfügung, so kann im Widerspruchsbescheid der
Widerspruch zurückgewiesen, die Disziplinarverfügung aufge-
hoben oder zugunsten des Beamten abgeändert werden. Durch
den Widerspruchsbescheid kann das Disziplinarverfahren auch
eingestellt werden, wenn ein Dienstvergehen zwar erwiesen ist,
aber die Verhängung einer Disziplinarmaßnahme nicht angezeigt
scheint. Die oberste Dienstbehörde kann ihre Befugnisse nach
Satz 1 durch Verwaltungsvorschrift auf nachgeordnete Behör-
den übertragen; die Verwaltungsvorschrift ist im Thüringer Staats-
anzeiger zu veröffentlichen.

(3) Im Widerspruchsverfahren trägt der unterliegende Teil die
Kosten des Verfahrens. Hat der Widerspruch teilweise Erfolg,
sind die Kosten verhältnismäßig zu teilen; dies gilt auch im Falle
der Einstellung des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 Satz 4.
Nimmt der Beamte den Widerspruch zurück, trägt er die Kosten
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des Widerspruchsverfahrens. Erledigt sich ein Widerspruchsver-
fahren in der Hauptsache auf andere Weise, ist über die Kosten
des Widerspruchsverfahrens nach billigem Ermessen zu entschei-
den. Kosten, die durch einen Antrag des Beamten auf Wieder-
einsetzung in den vorherigen Stand entstanden sind, fallen die-
sem zur Last. Im Übrigen können dem Beamten nur solche Kos-
ten auferlegt werden, die durch sein Verschulden entstanden sind.

(4) Gegen die ursprüngliche Entscheidung in der Gestalt, die sie
durch den Widerspruchsbescheid gefunden hat, kann der Beam-
te vor dem Verwaltungsgericht Klage erheben. § 79 Abs. 2 Satz 1
und 2 VwGO gilt entsprechend.

(5) Der obersten Dienstbehörde ist der Widerspruchsbescheid,
sofern er von einer nachgeordneten Behörde erlassen worden ist,
unverzüglich bekannt zu geben. Sie kann ihn, wenn darin über
eine Disziplinarverfügung entschieden worden ist, jederzeit auf-
heben, in der Sache neu entscheiden oder Disziplinarklage erhe-
ben. Für eine Verschärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art
oder Höhe oder für die Erhebung der Disziplinarklage gilt § 40
Abs. 2 Satz 2 und 3 entsprechend.

Fünfter Teil
Gerichtliches Disziplinarverfahren

Erster Abschnitt
Disziplinargerichtsbarkeit

§ 45
Zuständigkeit

Die Disziplinargerichtsbarkeit wird für alle Beamte, für die die-
ses Gesetz gilt, von dem Verwaltungsgericht Meiningen, Kam-
mer für Disziplinarsachen, vom Thüringer Oberverwaltungsge-
richt, Senat für Disziplinarsachen, sowie vom Bundesverwal-
tungsgericht ausgeübt.

§ 46
Kammer für Disziplinarsachen

(1) Die Kammer für Disziplinarsachen entscheidet in der Beset-
zung von drei Richtern und zwei Beamtenbeisitzern als ehren-
amtlichen Richtern, mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit nicht
ein Einzelrichter entscheidet. Bei Beschlüssen außerhalb der
mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden sind die
Beamtenbeisitzer nicht beteiligt. Einer der Beamtenbeisitzer soll
dem Verwaltungszweig und der Laufbahngruppe des vom Diszi-
plinarverfahren betroffenen Beamten angehören.

(2) Für die Übertragung des Disziplinarverfahrens auf den Ein-
zelrichter gilt § 6 VwGO entsprechend. In dem Verfahren der
Disziplinarklage ist eine Übertragung auf den Einzelrichter aus-
geschlossen.

(3) Der Vorsitzende entscheidet, wenn die Entscheidung im vor-
bereitenden Verfahren ergeht, bei Einstellung des Disziplinar-
verfahrens aus den Gründen des § 38 Abs. 1 Nr. 6, 7, 8, bei Rück-
nahme der Klage, des Antrags oder eines Rechtsmittels, bei Er-
ledigung des gerichtlichen Verfahrens in der Hauptsache und über
die Kosten. Ist ein Berichterstatter bestellt, entscheidet er anstel-
le des Vorsitzenden.

§ 47
Beamtenbeisitzer

(1) Die Beamtenbeisitzer müssen auf Lebenszeit oder auf Zeit
ernannte Beamte sein und bei ihrer Wahl bei einem Dienstherrn
mit Dienstherrnfähigkeit nach § 3 ThürBG beschäftigt sein. Die
§§ 20 bis 24, 27, 28 und 30 Abs. 1 Satz 2 sowie § 34 VwGO
finden auf Beamtenbeisitzer keine Anwendung.

(2) Die Beamtenbeisitzer werden von dem zur Wahl der ehren-
amtlichen Richter bestellten Ausschuss (§ 26 VwGO) auf vier
Jahre gewählt. Wird eine Nachwahl notwendig, ist sie nur für
den Rest der Amtszeit vorzunehmen. Das für die Organisation
der Verwaltungsgerichte zuständige Ministerium stellt in jedem
vierten Jahr eine Vorschlagsliste von Beamtenbeisitzern auf. Hier-
bei ist die doppelte Anzahl der durch den Präsidenten des Ver-
waltungsgerichts als notwendig bezeichneten Beamtenbeisitzer
zugrunde zu legen. Die obersten Landesbehörden, die im Land
bestehenden Spitzenorganisationen der Gewerkschaften der Be-
amten und die kommunalen Spitzenverbände können für die
Aufnahme von Beamten in die Liste Vorschläge machen. In der
Vorschlagsliste sind die Beamten getrennt nach Laufbahngrup-
pen und Verwaltungszweigen aufzuführen. Die Vorschlagsliste
ist dem Präsidenten des Verwaltungsgerichts zuzusenden.

(3) Ein Beamtenbeisitzer ist von der Ausübung des Richteramtes
kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn er
1. durch das Dienstvergehen verletzt ist,
2. Ehegatte oder gesetzlicher Vertreter des Beamten oder des

Verletzten ist oder war,
3. mit dem Beamten oder mit dem Verletzten in gerader Linie

verwandt oder verschwägert oder in der Seitenlinie bis zum
dritten Grad verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwä-
gert ist oder war,

4. in dem Disziplinarverfahren gegen den Beamten tätig war
oder als Sachverständiger oder Zeuge gehört wurde,

5. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf-
oder Bußgeldverfahren gegen den Beamten beteiligt war,

6. Dienstvorgesetzter des Beamten ist oder war oder bei einem
Dienstvorgesetzten des Beamten mit der Bearbeitung von
Personalangelegenheiten des Beamten befasst ist oder war,

7. als Mitglied einer Personalvertretung nach den Bestimmun-
gen des Thüringer Personalvertretungsgesetzes in dem Dis-
ziplinarverfahren gegen den Beamten mitgewirkt hat oder

8. der Dienststelle des Beamten angehört.

(4) Ein Beamtenbeisitzer, gegen den eine Disziplinarklage oder
wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat die öffentliche Kla-
ge erhoben oder der Erlass eines Strafbefehls beantragt oder dem
nach § 62 ThürBG die Führung seiner Dienstgeschäfte verboten
worden ist, ist während dieser Verfahren oder der Dauer des Ver-
bots zur Ausübung seines Amtes nicht heranzuziehen.

(5) Das Amt eines Beamtenbeisitzers erlischt, wenn
1. er im Strafverfahren zu einer Freiheitsstrafe rechtskräftig

verurteilt worden ist,
2. wenn gegen ihn im Disziplinarverfahren eine Disziplinar-

maßnahme, mit Ausnahme eines Verweises, unanfechtbar
verhängt worden ist,

3. er zu einem Dienstherrn außerhalb Thüringens versetzt wird
oder

4. das Beamtenverhältnis endet.
Im Fall des Satzes 1 Nr. 3 tritt das Erlöschen des Amtes des Bei-
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sitzers mit Ablauf eines Monats nach Zustellung der Versetzungs-
verfügung ein.

(6) Der Vorsitzende kann einem Beamtenbeisitzer, der sich ohne
vorherige Entschuldigung seinen Pflichten entzieht, die dadurch
verursachten Kosten auferlegen. Bei nachträglicher genügender
Entschuldigung kann er seine Entscheidung ganz oder zum Teil
aufheben. Auf Antrag des Betroffenen entscheidet das Verwal-
tungsgericht durch unanfechtbaren Beschluss.

§ 48
Ausschluss der Richter

Für den Ausschluss eines Richters von der Ausübung des Rich-
teramts gilt § 47 Abs. 3 Nr. 1 bis 7 entsprechend.

§ 49
Senat für Disziplinarsachen

Der Senat für Disziplinarsachen entscheidet in der Besetzung von
drei Richtern und zwei Beamtenbeisitzern als ehrenamtlichen
Richtern. Die Beamtenbeisitzer werden von dem zur Wahl der
ehrenamtlichen Richter beim Verwaltungsgericht Meiningen be-
stellten Ausschuss (§ 26 VwGO) unter dem Vorsitz des Präsi-
denten des Oberverwaltungsgerichts auf vier Jahre gewählt. Die
§§ 46 bis 48 gelten mit Ausnahme des § 46 Abs. 2 sowie des § 47
Abs. 2 Satz 1 entsprechend.

Zweiter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht

Erster Unterabschnitt
Disziplinarklage

§ 50
Disziplinarklage, Nachtragsklage

(1) Die Disziplinarklage ist bei dem Verwaltungsgericht zu erhe-
ben. Sie bedarf der Schriftform. Die Klageschrift hat die Tatsa-
chen, in denen ein Dienstvergehen gesehen wird, den persönli-
chen und beruflichen Werdegang des Beamten und die anderen
für die Entscheidung, insbesondere die für die Bemessung der
Disziplinarmaßnahme bedeutsamen Tatsachen und Beweismit-
tel aufzuführen. Mit der Klageschrift sind die Akten und beige-
zogenen Schriftstücke vorzulegen. Liegen die Voraussetzungen
des § 16 Abs. 1 Satz 1 vor, kann wegen der Tatsachen, in denen
ein Dienstvergehen gesehen wird, auf die bindenden Feststel-
lungen der ihnen zugrunde liegenden Urteile verwiesen werden.

(2) Der Lauf der Frist des § 75 Satz 2 VwGO ist gehemmt, solan-
ge das Disziplinarverfahren nach § 15 ausgesetzt ist.

(3) Neue Handlungen, die nicht bereits Gegenstand einer beim
Verwaltungsgericht anhängigen Disziplinarklage sind, können nur
durch Erhebung einer Nachtragsklage in das Verfahren einbezo-
gen werden. Erachtet der Dienstherr es für notwendig, dass neue
Handlungen in das laufende Verfahren einbezogen werden, so
teilt er dies dem Verwaltungsgericht unter Angabe der konkreten
Anhaltspunkte, die den Verdacht eines Dienstvergehens recht-
fertigen, mit. Das Verwaltungsgericht setzt das Disziplinarver-
fahren aus und bestimmt für die Erhebung der Nachtragsklage
eine Frist. Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten

Antrag des Dienstherrn verlängert werden, wenn ihre fehlende
Einhaltung auf Umständen beruht, die der Dienstherr nicht zu
vertreten hat. Die Fristsetzung und ihre Verlängerung erfolgt durch
unanfechtbaren Beschluss. Das Verwaltungsgericht kann von ei-
ner Aussetzung des Disziplinarverfahrens absehen, wenn die
neuen Handlungen für die Bemessung der zu erwartenden Diszi-
plinarmaßnahme nach Art und Höhe voraussichtlich nicht ins
Gewicht fallen oder ihre Einbeziehung den Abschluss des Diszi-
plinarverfahrens erheblich verzögern würde; Satz 5 gilt entspre-
chend. Ungeachtet einer Fortsetzung des Disziplinarverfahrens
nach Satz 6 kann wegen der neuen Handlung bis zur Zustellung
der Ladung zur mündlichen Verhandlung oder eines Beschlusses
nach § 55 Abs. 1 Nachtragsklage erhoben werden. Die neuen
Handlungen können auch in einem neuen eigenständigen Diszi-
plinarverfahren verfolgt werden. Wird nicht innerhalb der nach
den Sätzen 3 und 4 gesetzten Frist Nachtragsklage erhoben und
darüber hinaus auch nicht die Fortsetzung des Disziplinarver-
fahrens beantragt, entscheidet das Verwaltungsgericht über die
Fortsetzung des Disziplinarverfahrens; Satz 5 gilt entsprechend.
Wird das Disziplinarverfahren fortgesetzt, gelten die Sätze 7 und 8
entsprechend.

(4) Der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Disziplinarklage
oder der Nachtragsklage an den Beamten und bestimmt eine Frist,
in der er sich schriftlich äußern kann. Zugleich weist er den Be-
amten auf die Fristen des § 51 Abs. 1 und des § 53 Abs. 2 sowie
auf die Folgen der Fristversäumung hin.

§ 51
Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens

oder der Klageschrift

(1) Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Diszipli-
narklage oder der Nachtragsklage hat der Beamte wesentliche
Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der Klage-
schrift zu rügen. Werden die Mängel nicht innerhalb dieser Frist
gerügt, so kann das Verwaltungsgericht diese Mängel unberück-
sichtigt lassen, wenn es zur Überzeugung kommt, dass dadurch
die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögert würde und
der Beamte über die Folgen der Fristversäumung belehrt worden
ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Fristversäu-
mung vom Beamten geltend gemacht werden.

(2) Zur Behebung eines wesentlichen Mangels kann das Verwal-
tungsgericht durch unanfechtbaren Beschluss dem Dienstherrn
eine Frist setzen. Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf ge-
stellten Antrag des Dienstherrn durch unanfechtbaren Beschluss
verlängert werden, wenn ihre fehlende Einhaltung auf Umstän-
den beruht, die der Dienstherr nicht zu vertreten hat. Erfolgt in-
nerhalb der Frist keine Mangelbeseitigung, stellt das Verwaltungs-
gericht durch Beschluss das Disziplinarverfahren ein. Die rechts-
kräftige Einstellung nach Satz 3 steht einem rechtskräftigen Ur-
teil gleich.

§ 52
Beschränkung des Disziplinarverfahrens

Das Verwaltungsgericht kann solche Handlungen, die für die Art
und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussicht-
lich nicht ausschlaggebend sind, aus dem Disziplinarverfahren
ausklammern. § 24 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
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§ 53
Beweiserhebung

(1) Das Verwaltungsgericht erhebt die erforderlichen Beweise.
Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung über die Aussage-
pflicht als Zeuge, die Pflicht als Sachverständiger Gutachten zu
erstatten, über die Ablehnung von Sachverständigen sowie über
die Vernehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als
Zeugen oder Sachverständige finden entsprechende Anwendung.
§ 34 gilt entsprechend; eines Antrags bedarf es nicht.

(2) Beweisanträge des Dienstherrn sind bereits in der Klageschrift
aufzuführen. Beweisanträge des Beamten sind von diesem in-
nerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Disziplinarklage
oder Nachtragsklage zu stellen. Wird der Beweisantrag nicht in-
nerhalb der Frist gestellt, so kann das Verwaltungsgericht diesen
Antrag unberücksichtigt lassen, wenn es zu der Überzeugung
kommt, dass durch die Berücksichtigung die Erledigung des Dis-
ziplinarverfahrens verzögert würde und der Beamte über die Fol-
gen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn
zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht wer-
den.

§ 54
Rücknahme der Disziplinarklage

Bis zur Rechtskraft der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
kann die Disziplinarklage zurückgenommen werden. Nach Stel-
lung der Anträge in der mündlichen Verhandlung ist dies nur
möglich, wenn der Beamte zustimmt. Nach der Klagerücknah-
me stellt das Verwaltungsgericht das Disziplinarverfahren durch
unanfechtbaren Beschluss ein, der auch eine Entscheidung über
die Rechtsfolgen der Rücknahme nach diesem Gesetz zu bein-
halten hat. Die der Disziplinarklage zugrunde liegenden Hand-
lungen können nach der Rücknahme der Disziplinarklage nicht
mehr disziplinarrechtlich verfolgt werden.

§ 55
Entscheidungen des Verwaltungsgerichts, Beschluss, Urteil,

Unterhaltsbeitrag

(1) Nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung stellt das
Verwaltungsgericht durch unanfechtbaren Beschluss das Diszi-
plinarverfahren ein, wenn ein Einstellungsgrund nach § 38 Abs. 1
Nr. 6 bis 8 gegeben ist. Es kann auch das Disziplinarverfahren
einstellen, wenn ein Einstellungsgrund nach § 38 Abs. 1 Nr. 2
bis 5 vorliegt. Ist ein Dienstvergehen nicht erwiesen, so kann das
Verwaltungsgericht auch die Klage abweisen. Ist als Disziplinar-
maßnahme nur ein Verweis, eine Geldbuße, eine Kürzung der
Dienstbezüge oder eine Kürzung des Ruhegehalts erforderlich,
kann das Verwaltungsgericht diese Disziplinarmaßnahme verhän-
gen. Die Entscheidungen nach den Sätzen 2 bis 4 können, auch
nach Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss
ergehen, wenn die Beteiligten zustimmen. Die Beschwerde ge-
gen einen Beschluss nach Satz 5 kann nur auf das Fehlen der
Voraussetzungen des Satzes 5 gestützt werden. Der rechtskräfti-
ge Beschluss nach den Sätzen 2 bis 4 steht einem rechtskräftigen
Urteil gleich.

(2) Wird das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abge-
schlossen, so entscheidet das Verwaltungsgericht über die Diszi-
plinarklage aufgrund der mündlichen Verhandlung durch Urteil.
§ 106 VwGO findet keine Anwendung. Zum Gegenstand der
Urteilsfindung dürfen nur die Handlungen gemacht werden, die

dem Beamten in der Disziplinarklage oder der Nachtragsklage
als Dienstvergehen zur Last gelegt werden. Das Verwaltungsge-
richt darf über die gestellten Anträge hinausgehen. Im Urteil kann
die Klage abgewiesen oder die erforderliche Disziplinarmaßnah-
me verhängt werden.

(3) Das Verwaltungsgericht kann in dem auf Entfernung aus dem
Dienst oder auf Aberkennung des Ruhegehalts lautenden Urteil
die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags nach § 8 Abs. 5 oder
§ 10 Abs. 4 ganz oder teilweise ausschließen, soweit der Beamte
oder Ruhestandsbeamte der Gewährung nicht würdig oder den
erkennbaren Umständen nach nicht bedürftig ist. Das Verwal-
tungsgericht kann in dem auf Entfernung aus dem Dienst oder
auf Aberkennung des Ruhegehalts lautenden Urteil die Gewäh-
rung des Unterhaltsbeitrags über den in § 8 Abs. 5 oder § 10
Abs. 4 bestimmten Zeitraum hinaus verlängern, soweit der Be-
amte oder Ruhestandsbeamte der Verlängerung würdig und den
erkennbaren Umständen nach bedürftig ist. Der Beamte oder der
Ruhestandsbeamte hat die Umstände glaubhaft zu machen. Das
Verwaltungsgericht kann in dem auf Entfernung aus dem Dienst
oder auf Aberkennung des Ruhegehalts lautenden Urteil bestim-
men, dass der Unterhaltsbeitrag nach § 8 Abs. 5 oder § 10 Abs. 4
ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren Unterhalt
der Beamte oder Ruhestandsbeamte gesetzlich verpflichtet ist.

(4) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts kann Berufung an
das Oberverwaltungsgericht eingelegt werden.

Zweiter Unterabschnitt
Klage des Beamten

§ 56
Klage des Beamten

(1) Der Beamte kann vor dem Verwaltungsgericht in den in die-
sem Gesetz vorgesehenen Fällen Klage erheben.  § 42 Abs. 1
und § 43 Abs. 1 VwGO finden entsprechende Anwendung. Für
die Frist und die Form gelten die §§ 74 und 81 der Verwaltungs-
gerichtsordnung entsprechend. Ist über einen Antrag auf Vornah-
me einer Entscheidung oder über einen Widerspruch ohne trifti-
gen Grund innerhalb von drei Monaten sachlich nicht entschie-
den worden, so findet die Bestimmung über die Untätigkeitskla-
ge (§ 75 VwGO) entsprechend Anwendung. Ist das Disziplinar-
verfahren nach § 15 ausgesetzt, ist die Frist nach Satz 4 gehemmt.

(2) Der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Klage an den
Dienstherrn und bestimmt eine Frist, in der dieser sich schrift-
lich äußern kann und die Akten und beigezogenen Schriftstücke
vorzulegen hat.

§ 57
Beschränkung des Disziplinarverfahrens, Beweiserhebung

(1) Für die Beschränkung des Disziplinarverfahrens gilt § 52
entsprechend.

(2) Für die Beweiserhebung gilt § 53 Abs. 1 entsprechend.

§ 58
Klagerücknahme

Bis zur Rechtskraft der Entscheidung des Verwaltungsgerichts
kann die Klage zurückgenommen werden. Die Zurücknahme nach
Stellung der Anträge in der mündlichen Verhandlung ist nur
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möglich, wenn der Dienstherr zustimmt. Die Klage gilt als zu-
rückgenommen, wenn der Beamte das gerichtliche Disziplinar-
verfahren trotz Aufforderung des Verwaltungsgerichts länger als
einen Monat nicht betreibt; Satz 2 gilt entsprechend. Der Beamte
ist in der Aufforderung auf die sich aus Satz 3 und § 74 Satz 1
ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen. Das Verwaltungsgericht
stellt durch Beschluss fest, dass die Klage als zurückgenommen
gilt. Ist die Klage zurückgenommen oder gilt sie als zurückge-
nommen, stellt das Verwaltungsgericht das gerichtliche Diszi-
plinarverfahren durch unanfechtbaren Beschluss ein und spricht
die sich nach diesem Gesetz ergebenden Rechtsfolgen der Zu-
rücknahme aus.

§ 59
Entscheidung des Verwaltungsgerichts über die Klage des

Beamten nach mündlicher Verhandlung, Grenzen der erneuten
Ausübung der Disziplinarbefugnisse

(1) Wird das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abge-
schlossen, so entscheidet das Verwaltungsgericht über die Klage
aufgrund mündlicher Verhandlung durch Urteil. Die §§ 84 und
101 Abs. 2 VwGO gelten entsprechend. § 106 VwGO findet kei-
ne Anwendung. In seiner Entscheidung darf das Verwaltungsge-
richt über das Klagebegehren nicht hinausgehen und die ange-
fochtene Entscheidung nicht zum Nachteil des Beamten abän-
dern; es ist aber an die Fassung der Anträge nicht gebunden. Ist
eine Disziplinarverfügung Gegenstand der Klage, so kann das
Verwaltungsgericht das Disziplinarverfahren einstellen, wenn ein
Dienstvergehen zwar erwiesen ist, die Verhängung einer Diszi-
plinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt erscheint. Es kann die
Klage abweisen, die Disziplinarverfügung aufheben oder zuguns-
ten des Beamten abändern. Gegen das Urteil kann die Zulassung
der Berufung an das Oberverwaltungsgericht beantragt werden.
Ist über die Klage durch Gerichtsbescheid entschieden worden,
gilt § 84 Abs. 2 Nr. 1 VwGO entsprechend.

(2) Hat das Verwaltungsgericht nach Absatz 1 unanfechtbar über
die Klage gegen eine Disziplinarverfügung entschieden, ist hin-
sichtlich der dieser Entscheidung zugrunde liegenden Handlun-
gen eine erneute Ausübung der Disziplinarbefugnis zugunsten
oder zuungunsten des Beamten nur wegen solcher erheblicher
Tatsachen und Beweismittel zulässig, die keinen Eingang in das
gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden haben. Für eine Ver-
schärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art oder Höhe oder
die Erhebung der Disziplinarklage gilt § 40 Abs. 2 Satz 2 und 3
entsprechend.

Dritter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht

Erster Unterabschnitt
Berufung gegen das Urteil über eine Disziplinarklage

§ 60
Berufung gegen das Urteil über eine Disziplinarklage

(1) Gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts über eine Diszipli-
narklage steht den Beteiligten die Berufung an das Oberverwal-
tungsgericht zu. Die Berufung ist bei dem Verwaltungsgericht
innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Ur-
teils schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle einzulegen und zu begründen. Die Begründungs-
frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem

Vorsitzenden verlängert werden. Die Begründung muss einen
bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Grün-
de der Anfechtung enthalten. Mangelt es an einem dieser Erfor-
dernisse, ist die Berufung unzulässig.

(2) Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen über
das Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht entspre-
chend, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Die
Bestimmungen über die Nachtragsklage finden keine Anwen-
dung.

(3) Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens,
die nach § 51 Abs. 1 Satz 2 unberücksichtigt bleiben durften,
bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksichtigt.

(4) Beweisanträge, die in der ersten Instanz entgegen der Frist
des § 53 Abs. 2 nicht gestellt worden sind, können abgelehnt
werden, wenn nach der freien Überzeugung des Oberverwaltungs-
gerichts ihre Zulassung die Erledigung des Disziplinarverfah-
rens verzögern würde und der Beamte in der ersten Instanz über
die Folgen einer Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt
nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft ge-
macht werden. Beweisanträge, die das Verwaltungsgericht zu
Recht abgelehnt hat, bleiben auch im Berufungsverfahren aus-
geschlossen. Die durch das Verwaltungsgericht erhobenen Be-
weise können der Entscheidung ohne nochmalige Beweisaufnah-
me zugrunde gelegt werden.

§ 61
Rücknahme der Berufung

Bis zur Rechtskraft der Entscheidung des Oberverwaltungsge-
richts kann die Berufung zurückgenommen werden. Die Zurück-
nahme nach Stellung der Anträge in der mündlichen Verhand-
lung ist nur möglich, wenn der Berufungsbeklagte zustimmt. Die
Berufung gilt als zurückgenommen, wenn der Berufungskläger
das Berufungsverfahren trotz Aufforderung des Oberverwaltungs-
gerichts länger als einen Monat nicht betreibt; Satz 2 gilt ent-
sprechend. Der Berufungskläger ist in der Aufforderung auf die
sich aus Satz 3 und § 74 Satz 1 ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen. Das Oberverwaltungsgericht stellt durch Beschluss fest,
dass die Berufung als zurückgenommen gilt. Die Zurücknahme
der Berufung bewirkt den Verlust des eingelegten Rechtsmittels.
Das Oberverwaltungsgericht entscheidet durch Beschluss über
die Kostenfolge.

§ 62
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts über die Berufung
gegen das Urteil über eine Disziplinarklage nach der Eröffnung

der mündlichen Verhandlung, Beschluss, Urteil

(1) Nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung kann das
Oberverwaltungsgericht die Berufung durch Beschluss verwer-
fen, wenn sie unzulässig ist. Der Beschluss nach Satz 1 steht
einem Urteil gleich. Das Oberverwaltungsgericht stellt das Dis-
ziplinarverfahren auch nach der Eröffnung der mündlichen Ver-
handlung durch Beschluss ein, wenn ein Einstellungsgrund nach
§ 38 Abs. 1 Nr. 6 bis 8 gegeben ist. § 130a VwGO findet keine
Anwendung.

(2) Wird das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abge-
schlossen, so entscheidet das Oberverwaltungsgericht über die
Berufung aufgrund mündlicher Verhandlung durch Urteil. § 106
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VwGO findet keine Anwendung. Hat nur der Beamte Berufung
eingelegt, darf das angefochtene Urteil des Verwaltungsgerichts
nicht zum Nachteil des Beamten abgeändert werden. Eine Zu-
rückverweisung der Sache an das Verwaltungsgericht ist ausge-
schlossen.

(3) Gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts kann Revisi-
on an das Bundesverwaltungsgericht eingelegt werden, wenn das
Oberverwaltungsgericht oder auf Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision das Bundesverwaltungsgericht sie zuge-
lassen hat.

Zweiter Unterabschnitt
Berufung gegen das Urteil über die Klage des Beamten

§ 63
Berufung gegen das Urteil über eine Klage des Beamten,

Rücknahme der Berufung

(1) Für die Frist und die Form des Antrags auf Zulassung der
Berufung gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts über die Klage
des Beamten sowie für die Entscheidung über die Zulassung der
Berufung gelten die §§ 124 und 124a VwGO entsprechend.

(2) Für das Berufungsverfahren und die Rücknahme der Beru-
fung gelten § 60 Abs. 4 Satz 3 und § 61 entsprechend. Im Übri-
gen gelten für das Berufungsverfahren die Bestimmungen über
das Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungsgericht zur Klage
des Beamten entsprechend, soweit sich aus diesem Gesetz nichts
anderes ergibt.

§ 64
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts

über die Berufung gegen das Urteil
über die Klage des Beamten, Beschluss, Urteil, Rechtsmittel

(1) Vor der Eröffnung der mündlichen Verhandlung kann das
Oberverwaltungsgericht durch Beschluss entscheiden, wenn die
Voraussetzungen des § 130a Satz 1 VwGO vorliegen. Auch nach
der Eröffnung der mündlichen Verhandlung kann es die Beru-
fung durch Beschluss verwerfen, wenn sie unzulässig ist. Die
Beschlüsse nach den Sätzen 1 und 2 stehen einem Urteil gleich.

(2) Wird das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abge-
schlossen, so entscheidet das Oberverwaltungsgericht über die
Berufung aufgrund mündlicher Verhandlung durch Urteil. § 101
Abs. 2 VwGO gilt entsprechend. Die §§ 84 und 106 VwGO fin-
den keine Anwendung. § 62 Abs. 2 Satz 3 und 4 sowie Abs. 3 gilt
entsprechend.

Dritter Unterabschnitt
Beschwerde

§ 65
Beschwerde

(1) Gegen die Entscheidungen des Verwaltungsgerichts oder des
Vorsitzenden, die nicht Urteile oder Gerichtsbescheide sind, kann,
sofern nichts anderes bestimmt ist, Beschwerde an das Oberver-
waltungsgericht eingelegt werden. § 146 Abs. 2 und 3 VwGO
gilt entsprechend. Für die Frist und die Form der Beschwerde
gilt § 147 VwGO entsprechend. Die Beschwerde gegen einen
Beschluss im Sinne des § 34 Abs. 1 Satz 1 hat aufschiebende

Wirkung. Im Übrigen gilt für die aufschiebende Wirkung der
Beschwerde § 149 VwGO entsprechend.

(2) Das Oberverwaltungsgericht entscheidet über die Beschwer-
de durch Beschluss. Wird ein Beschluss des Verwaltungsgerichts
nach § 55 Abs. 1 Satz 2 bis 4 aufgehoben, ist die Sache an das
Verwaltungsgericht zurückzuverweisen.

Vierter Abschnitt
Disziplinarverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

§ 66
Revision

(1) Für die Zulassung der Revision, für die Frist und Form der
Einlegung der Revision und der Einlegung der Beschwerde ge-
gen ihre Nichtzulassung sowie für die Revisionsgründe gelten
die §§ 132, 133, 137 bis 139 VwGO und § 127 BRRG entspre-
chend.

(2) Für das Revisionsverfahren gelten die Bestimmungen über
das Disziplinarverfahren vor dem Oberverwaltungsgericht ent-
sprechend, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.

(3) Die Revision kann bis zur Rechtskraft der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts zurückgenommen werden. Die Zu-
rücknahme nach der Stellung der Anträge in der mündlichen
Verhandlung setzt die Einwilligung des Revisionsbeklagten vo-
raus. Die Zurücknahme bewirkt den Verlust des eingelegten
Rechtsmittels. Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet durch
Beschluss über die Kostenfolge.

(4) Im Verfahren der Disziplinarklage stellt das Bundesverwal-
tungsgericht das Disziplinarverfahren, auch nach der Eröffnung
der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss ein, wenn ein Ein-
stellungsgrund nach § 38 Abs. 1 Nr. 6 bis 8 vorliegt. Im Übrigen
gilt für die Entscheidung über die Revision § 144 VwGO ent-
sprechend.

Fünfter Abschnitt
Wiederaufnahme des Verfahrens

§ 67
Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens

Zur Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens ist ein Antrag
notwendig. Antragsberechtigt sind der
1. Dienstherr und
2. der vom Urteil Betroffene und sein gesetzlicher Vertreter,

nach seinem Tod sein Ehegatte, seine Verwandten auf- und
absteigender Linie und seine Geschwister.

Die in Satz 2 Nr. 2 genannten Personen können sich eines Be-
vollmächtigten bedienen. Der Antrag ist bei dem Gericht, dessen
Entscheidung angefochten wird, schriftlich oder zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle einzureichen. In dem
Antrag ist das angefochtene Urteil anzugeben und darzulegen,
inwieweit es angefochten wird und welche Änderungen bean-
tragt werden; die Anträge sind unter Bezeichnung der Beweis-
mittel zu begründen. Für das weitere Verfahren gelten die Be-
stimmungen über das Disziplinarverfahren vor dem Verwaltungs-
gericht und vor dem Oberverwaltungsgericht entsprechend, so-
weit sich aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Im Wieder-
aufnahmeverfahren darf nicht tätig werden, wer an der den ers-
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ten oder zweiten Rechtszug abschließenden Entscheidung als
Richter oder Beamtenbeisitzer mitgewirkt hat.

§ 68
Zulässigkeit der Wiederaufnahme zugunsten oder zuungunsten

des Betroffenen

(1) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abge-
schlossenen Disziplinarverfahrens zugunsten des Betroffenen ist
zulässig, wenn in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme verhängt
worden ist, die nach Art oder Höhe im Gesetz nicht vorgesehen
gewesen ist. Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Ur-
teil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist nach einer Diszi-
plinarklage zugunsten des Betroffenen auch zulässig, wenn in
einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf- oder
Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Entscheidung ergeht, wo-
nach die verhängte Disziplinarmaßnahme nach § 13 unzulässig
wird.

(2) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abge-
schlossenen Disziplinarverfahrens zugunsten des Betroffenen ist
auch zulässig, wenn
1. Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die erheb-

lich und neu sind,
2. das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten

Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder fahrlässig falsch
abgegebenen Zeugnis oder Gutachten beruht,

3. ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das im
Disziplinarverfahren ergangene Urteil beruht, durch ein an-
deres rechtskräftiges Urteil aufgehoben worden ist,

4. bei dem Urteil ein Richter oder Beamtenbeisitzer mitgewirkt
hat, der sich in dieser Sache der strafbaren Verletzung einer
Amtspflicht schuldig gemacht hat, oder

5. bei dem Urteil ein Richter oder Beamtenbeisitzer mitgewirkt
hat, der von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes
ausgeschlossen war, es sei denn, dass die Gründe für den
gesetzlichen Ausschluss bereits erfolglos geltend gemacht
worden waren.

Als erheblich im Sinne von Satz 1 Nr. 1 sind Tatsachen und Be-
weismittel anzusehen, wenn sie allein oder in Verbindung mit
den früher getroffenen Feststellungen geeignet sind, eine andere
Entscheidung zu begründen, die Ziel der Wiederaufnahme des
Disziplinarverfahrens sein kann. Als neu im Sinne von Satz 1
Nr. 1 sind Tatsachen und Beweismittel anzusehen, die dem Ge-
richt bei seiner Entscheidung nicht bekannt gewesen sind. Er-
geht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils im Disziplinarver-
fahren in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Straf-
oder Bußgeldverfahren ein rechtskräftiges Urteil aufgrund von
tatsächlichen Feststellungen, die von denen des Urteils im Diszi-
plinarverfahren abweichen, gelten die abweichenden Feststellun-
gen des Urteils im Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsa-
chen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1. In den Fällen des Satzes 1 Nr. 2
und 4 ist die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens nur zu-
lässig, wenn wegen der behaupteten Handlung eine rechtskräfti-
ge Verurteilung erfolgt ist oder ein strafgerichtliches Verfahren
aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweisen nicht ein-
geleitet oder nicht durchgeführt werden kann.

(3) Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abge-
schlossenen Disziplinarverfahrens zuungunsten des Betroffenen
ist zulässig, wenn eine der Voraussetzungen des Absatzes 2 vor-
liegt oder der Betroffene nachträglich glaubhaft ein Dienstver-
gehen eingestanden hat, das in dem durch das rechtskräftige Ur-

teil abgeschlossenen Disziplinarverfahren nicht festgestellt wer-
den konnte.

§ 69
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme

Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens ist unzulässig,
wenn nach dem im Disziplinarverfahren ergangenen Urteil
1. ein Urteil im Straf- oder Bußgeldverfahren ergangen ist, das

sich auf denselben Sachverhalt gründet und diesen ebenso
würdigt, solange dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgeho-
ben worden ist, oder

2. ein Urteil im Strafverfahren ergangen ist, durch das der Ver-
urteilte sein Amt oder sein Ruhegehalt verloren hat oder es
verloren hätte, wenn er noch im Dienst gewesen wäre oder
Ruhegehalt bezogen hätte.

Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuungunsten des
Betroffenen ist außerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt der
Rechtskraft des Urteils drei Jahre vergangen sind.

§ 70
Entscheidungen des Gerichts über den Antrag

auf Wiederaufnahme, Beschluss, Urteil

(1) Das zuständige Gericht kann vor der Eröffnung der mündli-
chen Verhandlung mit Zustimmung des Dienstherrn durch unan-
fechtbaren Beschluss das angefochtene Urteil aufheben und die
Disziplinarklage abweisen oder die Disziplinarverfügung aufhe-
ben oder das Disziplinarverfahren einstellen. Auch nach der Er-
öffnung der mündlichen Verhandlung kann das zuständige Ge-
richt den Antrag durch Beschluss verwerfen, wenn es die gesetz-
lichen Voraussetzungen für seine Zulassung nicht für gegeben
oder ihn für offensichtlich unbegründet hält. Gegen den Beschluss
des Verwaltungsgerichts nach Satz 2 kann Beschwerde an das
Oberverwaltungsgericht eingelegt werden. Der Beschluss nach
Satz 1 sowie der rechtskräftige Beschluss nach Satz 2 stehen ei-
nem rechtskräftigen Urteil gleich.

(2) Wird das Wiederaufnahmeverfahren nicht auf andere Weise
abgeschlossen, so entscheidet das zuständige Gericht aufgrund
mündlicher Verhandlung durch Urteil. Das zuständige Gericht
kann in dem Urteil das angefochtene Urteil aufrechterhalten oder
aufheben und anders entscheiden; diese Entscheidung kann auch
ergehen, wenn das Beamtenverhältnis oder die Rechte als Ruhe-
standsbeamter nicht mehr bestehen. Gegen das Urteil des Ver-
waltungsgerichts kann, falls dem Disziplinarverfahren eine Dis-
ziplinarklage zugrunde liegt, Berufung an das Oberverwaltungs-
gericht eingelegt und, falls dem Disziplinarverfahren eine Klage
des Beamten zugrunde liegt, die Zulassung der Berufung an das
Oberverwaltungsgericht beantragt werden; die Bestimmungen des
dritten Abschnitts finden entsprechende Anwendung.

(3) Gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts kann Revisi-
on an das Bundesverwaltungsgericht eingelegt werden, wenn das
Oberverwaltungsgericht oder auf Beschwerde gegen die Nicht-
zulassung der Revision das Bundesverwaltungsgericht sie zuge-
lassen hat.

§ 71
Folgen des erfolgreichen Wiederaufnahmeverfahrens

(1) Wird in einem zugunsten des Betroffenen mit Erfolg betrie-
benen Wiederaufnahmeverfahren das angefochtene Urteil auf-
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gehoben, erhält der Betroffene von dem Eintritt der Rechtskraft
des aufgehobenen Urteils an die Rechtsstellung, die er erhalten
hätte, wenn das aufgehobene Urteil der im Wiederaufnahmever-
fahren ergangenen Entscheidung entsprochen hätte. Wurde in dem
aufgehobenen Urteil die Entfernung aus dem Dienst oder die
Aberkennung des Ruhegehalts verhängt, gilt § 55 ThürBG ent-
sprechend.

(2) Der Betroffene und die Personen, denen er kraft Gesetzes
unterhaltspflichtig ist, können im Falle des Absatzes 1 neben den
hiernach nachträglich zu gewährenden Bezügen in entsprechen-
der Anwendung des Gesetzes über die Entschädigung für Straf-
verfolgungsmaßnahmen vom 8. März 1971 (BGBl. I S. 157) in
der jeweils geltenden Fassung Ersatz des sonstigen Schadens vom
Dienstherrn verlangen. Der Anspruch ist zur Vermeidung seines
Verlustes innerhalb von drei Monaten nach dem rechtskräftigen
Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens bei der für die Erhe-
bung der Disziplinarklage zuständigen Behörde geltend zu ma-
chen. Ihre Entscheidung ist dem Antragsteller zuzustellen. Lehnt
sie den Anspruch ab, gelten für seine Weiterverfolgung die Vor-
schriften über den Rechtsweg für Klagen aus dem Beamtenver-
hältnis.

Sechster Abschnitt
Kostenentscheidung im gerichtlichen Disziplinarverfahren

§ 72
Kostenentscheidung nach einer Disziplinarklage,
nach einer Klage oder einem Antrag des Beamten

(1) Dem Beamten sind in der Entscheidung, durch die gegen ihn
eine Disziplinarmaßnahme verhängt wird, die Kosten des Diszi-
plinarverfahrens einschließlich derjenigen des behördlichen Ver-
fahrens aufzuerlegen. Bildet das dem Beamten zur Last gelegte
Dienstvergehen nur zum Teil die Grundlage für die Entschei-
dung oder sind durch zugunsten des Beamten ausgegangene Er-
mittlungen oder gerichtliche Beweiserhebungen besondere Kos-
ten entstanden, sind die Kosten des Disziplinarverfahrens ver-
hältnismäßig zu teilen, soweit es der Billigkeit entspricht. Wird
die Disziplinarklage abgewiesen oder das Disziplinarverfahren
eingestellt, trägt der Dienstherr die Kosten des Disziplinarver-
fahrens. Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens eines Dienst-
vergehens, können die Kosten des Disziplinarverfahrens dem
Beamten auferlegt oder verhältnismäßig geteilt werden, soweit
es der Billigkeit entspricht.

(2) In der Entscheidung über eine Klage oder einen Antrag des
Beamten trägt der unterliegende Teil die Kosten dieses Verfah-
rens. Hat die Klage oder der Antrag teilweise Erfolg, sind die
Kosten gegeneinander aufzuheben oder verhältnismäßig zu tei-
len; dies gilt auch im Falle der Einstellung des Disziplinarver-
fahrens nach § 59 Abs. 1 Satz 5. Wird das Disziplinarverfahren
nach § 25 Abs. 3 Satz 5 eingestellt, trägt der Dienstherr die Kos-
ten des Disziplinarverfahrens.

§ 73
Kostenentscheidung bei erfolglosem Rechtsmittel und

bei erfolglosem Antrag auf Wiederaufnahme
des Disziplinarverfahrens

Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen
demjenigen zur Last, der das Rechtsmittel eingelegt hat. Für den
Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens gilt Satz 1
entsprechend.

§ 74
Kostentragung bei Rücknahme, Erledigung in der Hauptsache,

Wiedereinsetzung und Verschulden

Wer eine Klage, einen Antrag, ein Rechtsmittel oder einen ande-
ren Rechtsbehelf zurücknimmt, hat die Kosten zu tragen. Erle-
digt sich ein gerichtliches Disziplinarverfahren in der Hauptsa-
che auf andere Weise als durch Urteil oder Beschluss, ist über
die Kosten dieses Verfahrens nach billigem Ermessen zu ent-
scheiden. Kosten, die durch einen Antrag auf Wiedereinsetzung
in den vorigen Stand entstehen, fallen dem Antragsteller zur Last.
Kosten, die durch Verschulden eines Beteiligten entstanden sind,
können diesem auferlegt werden.

Sechster Teil
Vollstreckung und Wirksamwerden

der disziplinarrechtlichen Entscheidungen,
Kosten und Aufwendungen, Verwertungsverbot,

Begnadigung

§ 75
Vollzug und Vollstreckung von Disziplinarmaßnahmen

(1) Die Disziplinarmaßnahmen vollstreckt der zuständige Dienst-
vorgesetzte, soweit sie einer Vollstreckung bedürfen.

(2) Der Verweis gilt als vollstreckt, sobald die Entscheidung un-
anfechtbar ist.

(3) Die Geldbuße kann nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der
Entscheidung von den Dienst- oder Versorgungsbezügen, den
nach § 43 Abs. 6 nachzuzahlenden Bezügen oder den Aufwands-
entschädigungen abgezogen werden. Sie fließt dem Dienstherrn
zu.

(4) Die Kürzung der Dienstbezüge sowie die Kürzung des Ruhe-
gehalts beginnen mit dem auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung folgenden Kalendermonat. Tritt der Beamte
vor Eintritt der Unanfechtbarkeit der die Kürzung der Dienstbe-
züge verhängenden Entscheidung in den Ruhestand, gilt eine
entsprechende Kürzung des Ruhegehalts als verhängt. Tritt der
Beamte während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge in
den Ruhestand, wird das aus den ungekürzten Dienstbezügen
berechnete Ruhegehalt in demselben Verhältnis wie die Dienstbe-
züge und für denselben Zeitraum gekürzt. Sterbegeld sowie Wit-
wen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.

(5) Wird gegen einen Beamten auf Lebenszeit, für den eine be-
sondere Altersgrenze gilt, die Kürzung der Dienstbezüge verhängt
und tritt er während der Dauer der Kürzung der Dienstbezüge
wegen Erreichens der Altersgrenze in den Ruhestand, ist ein
Ausgleich nach § 48 BeamtVG entsprechend zu kürzen. Im Fal-
le der Kürzung des Ruhegehalts ist ein noch nicht gezahlter Aus-
gleich nach § 48 BeamtVG entsprechend zu kürzen.

(6) Bei der Zurückstufung werden die Dienstbezüge nach der in
der Entscheidung bestimmten Besoldungsgruppe von dem Ka-
lendermonat an gezahlt, der dem Eintritt der Unanfechtbarkeit
der Entscheidung folgt. Tritt der Beamte vor Eintritt der Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung in den Ruhestand, erhält er Ver-
sorgungsbezüge nach der in der Entscheidung bestimmten Be-
soldungsgruppe.
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(7) Bei der Entfernung aus dem Dienst sowie bei der Aberken-
nung des Ruhegehalts wird die Zahlung der Dienst- oder Versor-
gungsbezüge mit dem Ende des Kalendermonats eingestellt, in
dem die Entscheidung unanfechtbar wird. Tritt der Beamte vor
Eintritt der Unanfechtbarkeit der die Entfernung aus dem Dienst
verhängenden Entscheidung in den Ruhestand, gilt die Aberken-
nung des Ruhegehalts als verhängt.

§ 76
Zahlung des Unterhaltsbeitrags

(1) Die Zahlungsverpflichtung des Unterhaltsbeitrags nach § 8
Abs. 5 oder nach § 10 Abs. 4 beginnt, soweit in der Entschei-
dung nichts anderes bestimmt ist, im Zeitpunkt des Verlusts der
Dienstbezüge oder des Ruhegehalts. Auf den Unterhaltsbeitrag
sind Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, die für
den gleichen Zeitraum gezahlt werden, ohne Kinderzuschuss
anzurechnen. Die Leistung des Unterhaltsbeitrags kann davon
abhängig gemacht werden, dass der Betroffene im Umfang des
gezahlten Unterhaltsbeitrags für denselben Zeitraum bestehende
Rentenansprüche an den früheren Dienstherrn abtritt und die-
sem, soweit Renten bereits gezahlt worden sind, entsprechende
Beträge erstattet.

(2) Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn der
Betroffene wieder zum Beamten ernannt oder sonst in ein öf-
fentlich-rechtliches Dienstverhältnis berufen wird. Im Übrigen
gelten die §§ 53 bis 59, 62 und 90 BeamtVG sinngemäß; der
Betroffene gilt insoweit als Ruhestandsbeamter, der Unterhalts-
beitrag als Ruhegehalt. Bei Anwendung des § 53 BeamtVG ist
die Höchstgrenze nach § 53 Abs. 2 BeamtVG um den Betrag zu
kürzen, um den der Unterhaltsbeitrag hinter den Dienstbezügen
oder dem Ruhegehalt, aus denen er errechnet ist, zurückbleibt.
§ 53 Abs. 5 BeamtVG findet keine Anwendung. Bei Anwendung
der §§ 54 und 55 BeamtVG sind der unter Zugrundelegung der
gesamten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit sich ergebende Betrag
nach § 54 des Beamtenversorgungsgesetzes und der unter Zu-
grundelegung einer Dienstzeit bis zum Eintritt des Versorgungs-
falls sich ergebende Betrag nach § 55 BeamtVG in dem Verhält-
nis des Unterhaltsbeitrags zu den Dienstbezügen oder zum Ru-
hegehalt zu kürzen.

§ 77
Kosten und Aufwendungen

(1) Als Auslagen werden die Kosten für die Unterbringung und
Untersuchung des Beamten, die Auslagen des nach § 34 Abs. 2
bestellten Bevollmächtigten, die Auslagen des nach § 17 bestell-
ten Vertreters und die Auslagen, die nach den Bestimmungen des
Gerichtskostengesetzes gefordert werden, erhoben.

(2) Soweit der Dienstherr die Kosten des Verfahrens zu tragen
hat, hat er dem Beamten die zur zweckentsprechenden Rechts-
verfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendun-
gen des gerichtlichen Disziplinarverfahrens zu erstatten. Hat sich
der Beamte eines Bevollmächtigten oder eines Beistands bedient,
sind dessen gesetzliche Gebühren und Auslagen im Falle des
Satzes 1 stets erstattungsfähig; darüber hinausgehende Auslagen
eines Bevollmächtigten oder Beistands sind nur dann erstattungs-

fähig, wenn das jeweils zuständige Disziplinarorgan sie wegen
des außergewöhnlichen Umfangs oder der außergewöhnlichen
Schwierigkeit der Sache für notwendig erklärt. Soweit der Be-
amte die Kosten des Verfahrens zu tragen hat, hat er dem Dienst-
herrn die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen des gerichtli-
chen Disziplinarverfahrens zu erstatten.

(3) Die dem Beamten auferlegten Kosten und die von ihm zu
erstattenden Aufwendungen können von den Dienst- oder Ver-
sorgungsbezügen, vom Unterhaltsbeitrag, von den nach § 43
Abs. 6 nachzuzahlenden Bezügen oder den Aufwandsentschädi-
gungen abgezogen werden. Die Kosten fließen der Stelle zu, bei
der sie entstanden sind.

(4) Die Verfahren nach diesem Gesetz sind gebührenfrei.

§ 78
Verwertungsverbot, Entfernung

von Vorgängen aus der Personalakte

(1) Ein Verweis darf nach zwei Jahren, eine Geldbuße und eine
Kürzung der Dienstbezüge dürfen nach drei Jahren und eine Zu-
rückstufung darf nach sieben Jahren bei weiteren Disziplinar-
maßnahmen und bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr
berücksichtigt werden (Verwertungsverbot). Die Frist für das
Verwertungsverbot beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbar-
keit der die Disziplinarmaßnahme verhängenden Entscheidung.
Sie endet nicht, solange ein gegen den Beamten eingeleitetes
Straf- oder Disziplinarverfahren nicht unanfechtbar abgeschlos-
sen ist, eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden
darf, eine die Kürzung der Dienstbezüge verhängende Entschei-
dung noch nicht vollstreckt ist oder ein gerichtliches Verfahren
zur Beendigung des Beamtenverhältnisses oder nach § 82 ThürBG
anhängig ist. Der Beamte gilt nach dem Eintritt des Verwertungs-
verbots als von der Disziplinarmaßnahme nicht betroffen.

(2) Die in der Personalakte enthaltenen Vorgänge und Eintra-
gungen über die Disziplinarmaßnahme sind nach Eintritt des
Verwertungsverbots von Amts wegen zu entfernen und zu ver-
nichten.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Disziplinarvor-
gänge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt haben.
Die Frist für das Verwertungsverbot beträgt zwei Jahre. Sie be-
ginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der das Disziplinar-
verfahren abschließenden Entscheidung, im Übrigen mit dem Tag,
an dem der für die Einleitung des Disziplinarverfahrens zustän-
dige Dienstvorgesetzte Kenntnis von den wesentlichen Verdachts-
tatsachen erhält.

§ 79
Begnadigung

Der Ministerpräsident übt das Begnadigungsrecht in Diszipli-
narsachen aus. Er kann die Ausübung anderen Stellen übertra-
gen. Wird die Entfernung aus dem Dienst oder die Aberkennung
des Ruhegehalts im Gnadenweg aufgehoben, gilt § 54 Abs. 2
ThürBG entsprechend.
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Siebter Teil
Besondere Bestimmungen für einzelne Beamtengruppen

§ 80
Beamte der kommunalen Gebietskörperschaften

und der Verwaltungsgemeinschaften (Kommunalbeamte)

(1)Wird beabsichtigt, gegen Beamte der Gemeinden, Landkrei-
se, Verwaltungsgemeinschaften und Zweckverbände (Kommu-
nalbeamte) eine Disziplinarmaßnahme zu treffen, so ist hiervon
vorher die Rechtsaufsichtsbehörde zu benachrichtigen. Die
Rechtsaufsichtsbehörde kann innerhalb eines Monats nach Ein-
gang der Benachrichtigung das Verfahren an sich ziehen, wenn
die beabsichtigte Maßnahme ihrer Auffassung nach nicht statt-
haft oder nicht geeignet ist. Eine Disziplinarmaßnahme, die un-
ter Nichtbeachtung dieser Bestimmung getroffen wird, ist rechts-
widrig; der Rechtsverstoß wird geheilt, wenn die Rechtsauf-
sichtsbehörde der Disziplinarmaßnahme zustimmt. Die Rechts-
aufsichtsbehörde kann ferner nach pflichtgemäßen Ermessen ein
Disziplinarverfahren gegen einen Kommunalbeamten an sich
ziehen oder die Disziplinarverfolgung übernehmen, wenn der
Dienstherr es unterlässt oder außerstande ist, eine notwendige
disziplinarrechtliche Maßnahme zu treffen. Die Entscheidung der
Rechtsaufsichtsbehörde ist dem Dienstherrn zuzustellen und dem
Beamten mitzuteilen. Durch die Zustellung an den Dienstherrn
wird die Verjährung unterbrochen. Der Dienstherr kann gegen
die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung
beim Verwaltungsgericht Antrag auf Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts stellen. Der Vorsitzende entscheidet durch unan-
fechtbaren Beschluss.

(2) Für Oberbürgermeister, Bürgermeister, Landräte und haupt-
amtliche Gemeinschaftsvorsitzende nimmt die Rechtsaufsichts-
behörde die Aufgaben des Dienstvorgesetzten, des höheren
Dienstvorgesetzten und der obersten Dienstbehörde wahr. Ab-
satz 1 findet keine Anwendung.

§ 81
Beamte der anderen Körperschaften, Anstalten und

Stiftungen des öffentlichen Rechts

Für die Beamten der anderen Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts gelten die Bestimmungen dieses
Gesetzes entsprechend, sofern nicht das jeweils für die Rechts-
aufsicht zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für
das Beamtenrecht zuständigen Ministerium durch Rechtsverord-
nung etwas Abweichendes bestimmt.

Achter Teil
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 82
Übergangsbestimmungen

(1) Nach bisherigem Recht eingeleitete Disziplinarverfahren
werden in der Lage, in der sie sich am Tage des In-Kraft-Tretens
dieses Gesetzes befinden, nach diesem Gesetz fortgeführt, so-
weit in den folgenden Absätzen nichts Abweichendes bestimmt
ist. Maßnahmen, die nach bisherigem Recht getroffen worden
sind, bleiben wirksam.

(2) Die Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem Recht entspre-
chen den gleichlautenden Disziplinarmaßnahmen nach neuem

Recht. Die folgenden Disziplinarmaßnahmen nach bisherigem
Recht stehen folgenden Disziplinarmaßnahmen nach diesem
Gesetz gleich:
1. die Gehaltskürzung der Kürzung der Dienstbezüge und
2. die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringe-

rem Endgrundgehalt der Zurückstufung.

(3) Wegen der vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes began-
genen Dienstvergehen, für die nach bisherigem Recht eine Dis-
ziplinarmaßnahme wegen Zeitablaufs nicht mehr verhängt wer-
den konnte, darf auch nach diesem Gesetz eine Disziplinarmaß-
nahme nicht verhängt werden. Im Übrigen richtet sich das Diszi-
plinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs nach diesem Gesetz.

(4) Ist wegen eines vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes be-
gangenen Dienstvergehens gegen einen Beamten im Straf- oder
im Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder
Ordnungsmaßnahme verhängt worden, darf wegen desselben
Sachverhalts eine Disziplinarmaßnahme nach diesem Gesetz nicht
verhängt werden, wenn die Verhängung einer entsprechenden
Disziplinarmaßnahme nach bisherigem Recht nicht zulässig war.
Dies gilt auch dann, wenn die Strafe, Geldbuße oder Ordnungs-
maßnahme nach dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes verhängt
wird.

(5) Die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingeleiteten
förmlichen Disziplinarverfahren werden nach bisherigem Recht
fortgeführt.

(6) Statthaftigkeit, Frist und Form eines Rechtsmittels oder eines
Rechtsbehelfs gegen eine vor dem In-Kraft-Treten dieses Geset-
zes in einem Disziplinarverfahren ergangene Entscheidung be-
stimmen sich nach bisherigem Recht. Im weiteren Verfahren gel-
ten ebenfalls die Bestimmungen des bisherigen Rechts. Die bei
In-Kraft-Treten dieses Gesetzes anhängigen gerichtlichen Diszi-
plinarverfahren werden nach den Bestimmungen des bisherigen
Rechts fortgeführt.

(7) Die nach bisherigem Recht in einem Disziplinarverfahren
ergangenen Entscheidungen sind nach Eintritt der Unanfechtbar-
keit der Entscheidung nach bisherigem Recht zu vollstrecken.

(8) Die Frist für das Verwertungsverbot und deren Berechnung
für die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes verhängten Dis-
ziplinarmaßnahmen bestimmen sich nach diesem Gesetz. Dies
gilt nicht, wenn die Frist und deren Berechnung nach bisherigem
Recht für den Beamten günstiger sind.

§ 83
Verwaltungsvorschriften

Das für das Beamtenrecht zuständige Ministerium kann die zur
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvor-
schriften erlassen. Verwaltungsvorschriften, die nur den Ge-
schäftsbereich eines Ministeriums betreffen, erlässt dieses im
Einvernehmen mit dem für das Beamtenrecht zuständigen Minis-
terium.

§ 84
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz gelten
jeweils in männlicher und weiblicher Form.
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Artikel 2
Änderung des Thüringer Beamtengesetzes

Das Thüringer Beamtengesetz in der Fassung vom 8. September
1999 (GVBl. S. 525) wird wie folgt geändert:

1. In § 5 Abs. 5 Nr. 3 werden die Worte "der Thüringer Diszi-
plinarordnung" durch die Worte "dem Thüringer Disziplin-
argesetz (ThürDG)" ersetzt.

2. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Eine Ernennung kann zurückgenommen werden, wenn
nicht bekannt war, dass gegen den Ernannten in einem Dis-
ziplinarverfahren die Entfernung aus dem Dienst oder die
Aberkennung des Ruhegehalts verhängt worden war."

3. § 17 erhält folgende Fassung:

"§ 17
Ermächtigung für Laufbahnvorschriften

sowie für Ausbildungs- und Prüfungsordnungen

(1) Die Landesregierung erlässt durch Rechtsverordnung nach
Maßgabe der §§ 18 bis 30 allgemeine Vorschriften über die
Laufbahnen der Beamten.

(2) Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen werden von
dem jeweiligen Fachministerium im Einvernehmen mit dem
für das Beamtenrecht zuständigen Ministerium im Rahmen
der Vorschriften nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung er-
lassen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Kommt
ein Einvernehmen nicht zustande, entscheidet die Landesre-
gierung. Die Ausbildungs- und Prüfungsordnungen sollen
insbesondere regeln
1. das Ziel der Ausbildung und der Prüfung,
2. die Voraussetzung der Zulassung zur Ausbildung und

Prüfung,
3. die Regelausbildungszeit und die Voraussetzungen ihrer

Verlängerung,
4. die Gliederung des Vorbereitungsdienstes,
5. die wichtigen Gründe für die Entlassung aus dem Vorbe-

reitungsdienst,
6. die Anrechnung von Ausbildungszeiten, Beschäftigungs-

zeiten sowie von Prüfungsleistungen in anderen Ausbil-
dungsgängen,

7. die Prüfungsorgane, ihre Zusammensetzung und ihre
Zuständigkeit,

8. die Anforderungen in der Prüfung sowie Art und Um-
fang der Prüfungsleistungen,

9. die Fristen für die Meldung zur Prüfung,
10. das Prüfungsverfahren sowie die Folgen von Verstößen

gegen die Prüfungsvorschriften,
11. die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen und die

Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses,
12. den Rücktritt von der Prüfung und die Wiederholbarkeit

einer nicht bestandenen Prüfung.

(3) Die Landesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung weitere besondere Vorschriften für die einzelnen
Laufbahnen (Laufbahnordnungen) zu erlassen. Diese Befug-

nis kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung auf
die obersten Landesbehörden übertragen."

4. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung:

"1. wenn er eine Handlung begeht, die bei einem Beam-
ten auf Lebenszeit mindestens die Disziplinarmaß-
nahme der Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hät-
te, oder"

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

"Vor der Entlassung ist der Sachverhalt aufzuklären; die
§§ 15 bis 35 ThürDG gelten entsprechend."

5. § 48 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Zur Fortführung des Verfahrens werden die zur Aufklärung
des Sachverhaltes erforderlichen Ermittlungen nach den Be-
stimmungen des Thüringer Disziplinargesetzes durchge-
führt."

6. § 55 Abs. 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Absatz 2 gilt entsprechend, wenn ein Beamter auf Probe
oder ein Beamter auf Widerruf wegen einer Handlung ent-
lassen wird, die bei einem Beamten auf Lebenszeit mindes-
tens die Disziplinarmaßnahme der Kürzung der Dienstbezü-
ge zur Folge hätte."

7. In § 62 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "das förmliche" durch
das Wort "ein" ersetzt.

8. In § 68 Abs. 2 Satz 1 wird der Geldbetrag "20 Deutsche Mark"
durch den Geldbetrag "10 Euro" ersetzt.

9. In § 102 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte "die Tilgungsvor-
schriften des Disziplinarrechts keine Anwendung finden"
durch die Worte "§ 78 Abs. 2 und 3 Satz 1 ThürDG keine
Anwendung findet" ersetzt.

10. In § 103 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Verweisung "§ 11 der
Thüringer Disziplinarordnung" durch die Verweisung "§ 8
ThürDG" ersetzt.

11. § 110 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Sie scheiden aus ihrem Amt als Mitglieder des Landesper-
sonalausschusses außer durch Zeitablauf durch Ausscheiden
aus dem Hauptamt oder aus der Behörde, die für ihre Mit-
gliedschaft maßgeblich sind, oder durch Beendigung des
Beamtenverhältnisses nur unter den gleichen Voraussetzun-
gen aus, unter denen das Amt des Beamtenbeisitzers einer
Kammer für Disziplinarsachen nach § 47 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1
und 2 ThürDG erlischt; § 62 findet keine Anwendung."

12. In § 128 Abs. 1 und 2 werden jeweils nach dem Wort "Ge-
meinden" die Worte "und Landkreise" eingefügt.
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13. § 141 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 4
und 5.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes

§ 75 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 des Thüringer Personalvertretungsgeset-
zes in der Fassung vom 14. September 2001(GVBl. S. 225),  das
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Januar 2002 (GVBl. S. 148)
geändert worden ist, erhält folgende Fassung:

"9. Erhebung der Disziplinarklage gegen einen Beamten,"

Artikel 4
Änderung der Thüringer Mutterschutzverordnung

§ 11 Abs. 2 der Thüringer Mutterschutzverordnung vom 30. Sep-
tember 1994 (GVBl. S. 1093), die durch Artikel 2 der Verord-
nung vom 11. Dezember 2001(GVBl. 2002 S. 92) geändert wor-
den ist, erhält folgende Fassung:

"(2) Die oberste Dienstbehörde kann auch bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Absatzes 1 eine Entlassung aussprechen, wenn
ein Sachverhalt gegeben ist, bei dem eine Beamtin auf Lebens-
zeit im Wege der Disziplinarklage aus dem Dienst zu entfernen
wäre."

Artikel 5
Änderung

der Thüringer Jubiläumszuwendungsverordnung

Die Thüringer Jubiläumszuwendungsverordnung vom
30. März 1995 (GVBl. S. 162), zuletzt geändert durch Artikel 4
der Verordnung vom 11. Dezember 2001 (GVBl. 2002 S. 92),
wird wie folgt geändert:

1. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 2 wird das Wort "Gehaltskürzung"
durch die Worte "Kürzung der Dienstbezüge"
ersetzt.

bbb) In Nummer 3 werden die Worte "Versetzung
in ein Amt derselben Laufbahn mit geringe-
rem Endgrundgehalt" durch das Wort "Zurück-
stufung" ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung "§ 14 der Bundesdis-
ziplinarordnung (BDO)" durch die Verweisung "§ 13
Abs. 1 des Thüringer Disziplinargesetzes (ThürDG)"
ersetzt.

cc) Satz 3 erhält folgende Fassung:

"In diesem Fall beginnt die Frist mit dem Tag, an
dem dem Beamten die Entscheidung über die Ein-
stellung des Disziplinarverfahrens zugestellt oder,
soweit dies ausreicht, mitgeteilt wird."

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 wird die Verweisung "§ 14 BDO" durch die
Verweisung "§ 13 Abs. 1 ThürDG" ersetzt.

bb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

"Erreicht ein Beamter auf Probe ein Dienstjubiläum,
dann ist die Gewährung der Jubiläumszuwendung
zurückzustellen, wenn gegen den Beamten ein diszi-
plinarrechtliches Ermittlungsverfahren schwebt."

2. § 11 wird aufgehoben.

Artikel 6
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang

Der durch Artikel 4 geänderte Teil der Thüringer Mutterschutz-
verordnung sowie die durch Artikel 5 geänderten Teile der Thü-
ringer Jubiläumszuwendungsverordnung können aufgrund der
einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverordnung geän-
dert werden.

Artikel 7
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Erfurt, den 21. Juni 2002
Die Präsidentin des Landtags

Lieberknecht
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Zweites Gesetz
zur Änderung des Thüringer Pressegesetzes

Vom 21. Juni 2002

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Thüringer Pressegesetz vom 31. Juli 1991, zuletzt geändert
durch Artikel 55 des Gesetzes vom 24. Oktober 2001 (GVBl.
S. 265), wird wie folgt geändert:

1. Nach § 11 wird folgender § 11 a eingefügt:

"§ 11 a
Anwendbarkeit des Bundesdatenschutzgesetzes

Soweit Unternehmen oder Hilfsunternehmen der Presse per-
sonenbezogene Daten ausschließlich zu eigenen journalis-
tisch-redaktionellen oder literarischen Zwecken erheben,
verarbeiten oder nutzen, gelten von den Bestimmungen des
Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) nur die §§ 5, 9 und 38a
sowie § 7 mit der Maßgabe, dass nur für Schäden gehaftet
wird, die durch eine Verletzung des Datengeheimnisses nach
§ 5 BDSG oder durch unzureichende technische oder orga-
nisatorische Maßnahmen im Sinne des § 9 BDSG eintreten."

2. In § 12 Abs. 2 wird die Bezeichnung "Der Minister für Wis-
senschaft und Kunst" durch die Bezeichnung "Das für das
Hochschulwesen zuständige Ministerium" ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 1 wird folgender neue Absatz 2 eingefügt:

"(2) Die Verfolgung von Straftaten, die mittels eines
Druckwerks begangen werden, verjährt bei Verbrechen
in einem Jahr, bei Vergehen in sechs Monaten. Dies gilt
nicht für Straftaten, die den Tatbestand der §§ 84, 85, 86,
86a, 87, 88, 89, 109d, 109g, 111, 129, 129a, 130, 131,
184 des Strafgesetzbuchs verwirklichen."

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.

4. Nach § 14 wird folgender neue § 15 eingefügt:

"§ 15
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen nach diesem Gesetz
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form."

5. Der bisherige § 15 wird § 16.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Erfurt, den 21. Juni 2002
Die Präsidentin des Landtags

Lieberknecht

Vierte Verordnung
zur Änderung der Thüringer Gerichtsvollzieherentschädigungsverordnung

Vom 28. Mai 2002

Aufgrund des § 49 Abs. 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsgeset-
zes in der  Fassung vom 3. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3434),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 7. Mai 2002
(BGBl. I S. 1529), in Verbindung mit § 1 der Thüringer Ver-
ordnung zur Übertragung der Ermächtigung nach § 49 Abs. 3
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 8. April 1992 (GVBl.
S. 136) verordnet das Justizministerium:

Artikel 1

Die Thüringer Gerichtsvollzieherentschädigungsverordnung
vom 23. Dezember 1998 (GVBl. 1999 S. 41), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 20. Februar 2001 (GVBl. S. 27), wird
wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe "2000 auf 87,6 v.H."
durch die Angabe "2001 auf 69,4 v.H." ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Angabe "600 Deut-
sche Mark" der Klammerzusatz "(306,78 Euro)" einge-
fügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe "2000    50 200 Deut-
sche Mark" durch die Angabe "2001    46 200 Deut-
sche Mark (23 621,68 Euro)" ersetzt.

c) In Absatz 4 Satz 1 wird nach der Angabe "40 Deut-
sche Mark" der Klammerzusatz "(20,45 Euro)" eingefügt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2001 in Kraft.

Erfurt, den 28. Mai 2002

Der Justizminister

Dr. Andreas Birkmann
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Thüringer Verordnung
zur Änderung arzneimittel- und apothekenrechtlicher Vorschriften

Vom 18. Juni 2002

Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkün-
dungsgesetzes vom 30. Januar 1991 (GBl. S. 2),
des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602),
zuletzt geändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 13. Dezem-
ber 2001 (BGBl. I S. 3574), und
des § 5 Abs. 4 Satz 1 des Thüringer Heilberufegesetzes in der
Fassung vom 29. Januar 2002 (GVBl. S. 125) verordnet die
Landesregierung:

Artikel 1
Änderung der Thüringer Verordnung

über die Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Arzneimittelrechts

Die Thüringer Verordnung über die Zuständigkeiten auf dem
Gebiet des Arzneimittelrechts vom 10. September 2000 (GVBl.
S. 309), zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom
1. März 2002 (GVBl. S. 161), wird wie folgt geändert:

1. § 1 erhält folgende Fassung:

"§ 1

Zuständige Behörde nach dem Arzneimittelgesetz in der Fas-
sung vom 11. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3586) in der
jeweils geltenden Fassung und allen aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen ist das Landesamt für
Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz, soweit sich
aus den nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt."

2. In § 5 wird die Verweisung "§ 1 Nr. 1 bis 3" durch die Ver-
weisung "§ 1" ersetzt.

3. § 6 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2
Änderung der Thüringer Verordnung

über die Zuständigkeiten
nach dem Gesetz über das Apothekenwesen und

nach der Apothekenbetriebsordnung

Die Thüringer Verordnung über die Zuständigkeiten nach dem
Gesetz über das Apothekenwesen und nach der Apothekenbe-
triebsordnung vom 4. Juni 1993 (GVBl. S. 346), die durch Ar-
tikel 2 § 7 der Verordnung vom 20. Februar 2001 (GVBl. S. 17)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 2 werden nach dem Wort "Heilberufegesetz" die Worte
"sowie in den nachfolgenden Bestimmungen" eingefügt.

2. An § 2 wird folgender Satz angefügt:

"Zuständige Behörde nach § 23 Abs. 4 Satz 2 ApBetrO ist
die Landesapothekerkammer."

Artikel 3
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Erfurt, den 18. Juni 2002

Die Landesregierung

Der Ministerpräsident Der Minister für Soziales,
Familie und Gesundheit

Bernhard Vogel Frank-M. Pietzsch


